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https://www.seco.admin.ch/seco/fr/home/Arbeit/Personenfreizugigkeit_Arbeitsbeziehungen/Gesamtarbeitsvertraege_Normalarbeitsvertraege/Gesamtarbeitsvertraege_Bund/Allgemeinverbindlich_erklaerte_Gesamtarbeitsvertraege.html
https://www.seco.admin.ch/seco/fr/home/Arbeit/Personenfreizugigkeit_Arbeitsbeziehungen/Gesamtarbeitsvertraege_Normalarbeitsvertraege/Gesamtarbeitsvertraege_Bund/Allgemeinverbindlich_erklaerte_Gesamtarbeitsvertraege.html




http://www.cheque-emploi-fribourg.ch/




https://www.bfs.admin.ch/bfs/fr/home/statistiques/travail-remuneration/enquetes/ess.html
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3 Jedes Jahr wird der Mindestlohn auf der Grundlage des Landesindexes der Konsumentenpreise des Jahres, in dem er 
in Kraft getreten ist, indexiert. Der Mindestlohn nach Absatz 1 wird nur bei einem Anstieg des Landesindexes der 
Konsumentenpreise indexiert. 
4 Unter Lohn ist der massgebende Lohn im Sinne der Gesetzgebung über die Alters- und Hinterlassenenversicherung 
zu verstehen, unter Ausschluss allfälliger Entschädigungen, die für Ferien- und Feiertage gezahlt werden. 

Art. 97d (neu) Vorrang 

Wenn der Lohn in einem Einzelvertrag, Gesamtarbeitsvertrag oder Standardvertrag niedriger ist als der in Artikel 97c 
Abs.1 festgelegte Lohn, gilt letzterer (Art. 97c Abs.1.). 

Art. 97e (neu) Kontrolle 
1 Die Arbeitsmarktaufsicht ist zuständig für die Kontrolle der Einhaltung der Bestimmungen dieses Kapitels durch die 
Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen. 
2 Jede/r Arbeitgeber/in muss dem Amt oder der BAMG jederzeit eine detaillierte Aufstellung der an jede/n 
Arbeitnehmer/in ausbezahlten Löhne und der entsprechenden Anzahl geleisteter Arbeitsstunden vorlegen können. 
3 Zur Erfüllung ihrer Aufgaben verfügt die Arbeitsmarktaufsicht über eine angemessene Anzahl von Inspektoren, die 
diese Aufgabe wahrnehmen. 

Art. 112 Abs. 1 Bst. e (neu) und Abs. 1bis und 1ter (neu) 
1e) wer den Mindestlohn nach Artikel 97c nicht einhält, 
1bis Die Kosten der Kontrolle können auch dem Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin auferlegt werden. 
1ter Der Dienst kann eine Liste der Arbeitgeber/innen erstellen, gegen die eine vollstreckbare Verfügung vorliegt. 
Diese Liste ist öffentlich zugänglich. 

Die vorgeschlagenen Änderungen betreffen somit die Ziele des Gesetzes, die Instrumente der 
Arbeitsmarktüberwachung und den Mindestlohn. Die neuen Artikel 97a, 97b und 97c legen den Geltungsbereich des 
Mindestlohns, die Ausnahmen und die Höhe des Mindestlohns fest. Es ist vorgesehen, dass der gesetzliche 
Mindestlohn Vorrang hat vor dem Lohn, der in einem Einzelarbeitsvertrag, einem Gesamtarbeitsvertrag (GAV) oder 
einem Normalarbeitsvertrag (NAV) festgelegt ist. 

1.3 Ziele der Initiative 

Gemäss den Initiantinnen und Initianten verdient heute eine bedeutende Zahl von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern nicht genug, um ein würdiges Leben zu führen. Mit der Einführung eines Mindestlohns soll 
sichergestellt werden, dass jede Person, die Vollzeit arbeitet, von ihrer Arbeit leben kann, ohne Sozialleistungen in 
Anspruch nehmen zu müssen. Darüber hinaus sind die Initiantinnen und Initianten der Meinung, dass die Einführung 
eines Mindestlohns zur Lohngleichheit zwischen Mann und Frau beiträgt. 

1.4 Verfahren 

Das Verfahren zur Behandlung einer Gesetzesinitiative in der Form eines ausgearbeiteten Entwurfs ist in Artikel 127 
des Gesetzes über die Ausübung der bürgerlichen Rechte (PRG; SGF 115.1) geregelt. Schliesst sich der Grosse Rat 
der in der Form eines ausgearbeiteten Entwurfs eingereichten Initiative an, so wird diese zu einem Gesetz, das dem 
Referendum unterstellt ist. Schliesst er sich der Initiative nicht an und arbeitet er keinen Gegenvorschlag aus, so 
findet die Volksabstimmung innert einem Jahr ab der Verabschiedung des Dekrets über die Gültigkeit der Initiative 
statt. 

Schliesst sich der Grosse Rat der Initiative nicht an, so kann er innert zwei Jahren ab der Verabschiedung des Dekrets 
über die Gültigkeit der Initiative einen Gegenvorschlag ausarbeiten. Die Volksabstimmung findet innert 180 Tagen 
ab der Verabschiedung des Gegenvorschlags durch den Grossen Rat statt. 
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Im Zusammenhang mit dem Mindestlohn hat das Bundesparlament im Jahr 2022 jedoch eine Motion angenommen, 
die verlangte, den Geltungsbereich von GAV auszuweiten, damit diese in Bezug auf den Mindestlohn gegenüber den 
kantonalen Gesetzgebungen Vorrang haben (20.4738, Sozialpartnerschaft vor umstrittenen Eingriffen schützen). 
Nach der Annahme der Motion hat der Bundesrat Ende 2024 einen Entwurf zur Änderung des AVEG verabschiedet. 
Die Änderung, die den eidgenössischen Räten vorgeschlagen wird, sieht vor, dass die Bestimmungen eines 
allgemeinverbindlich erklärten GAV in Bezug auf den Mindestlohn, den 13. Monatslohn und den Ferienanspruch 
Vorrang vor kantonalem Recht haben. 

3.2 Kantone 

Nur in fünf Kantonen, vorwiegend in der Westschweiz, gibt es derzeit einen gesetzlichen Mindestlohn, und zwar in 
den folgenden: 

Kanton Einführung Abstimmung Höhe (2024) 

BS 2021 2021 21,70 

GE 2020 2020 24,48 

JU 2018 2013 21,40 

NE 2017 2011 21,09 

TI 2021 2015 19,75-20,25 

Die gesetzlichen und reglementarischen Bestimmungen der Kantone, die einen Mindestlohn eingeführt haben, weisen 
einige Unterschiede auf, insbesondere in Bezug auf die Modalitäten zur Berechnung und Indexierung des 
Mindestlohns, den Geltungsbereich und die Frage, ob der gesetzliche Mindestlohn Vorrang vor den in den GAV 
festgelegten Mindestlöhnen hat oder nicht. 

Die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns steht derzeit in mehreren Kantonen zur Diskussion auf kantonaler 
Ebene, der in den letzten Jahren zu beobachten war, setzt sich derzeit fort. Im Jahr 2023 kamen, wie auch im Kanton 
Freiburg, in den Kantonen Baselland, Waadt, Wallis und Solothurn Volksinitiativen für die Einführung eines 
Mindestlohns zustande. Allerdings wurde die Einführung eines gesetzliche Mindestlohns in den Kantonen Baselland 
und Solothurn am 9. Februar 2025 vom Stimmvolk abgelehnt. 

Im Kanton Freiburg wurde die Einführung eines Mindestlohns auf kantonaler Ebene bereits vor der Lancierung der 
Volksinitiative in mehreren parlamentarischen Vorstössen thematisiert: 

> Motion 2018-GC-98 (Ganioz/Rey), Gesetz über den Mindestlohn: Die Motion verlangte vom Staatsrat, dass er 
einen Erlassentwurf ausarbeitet, mit dem ein Mindestlohn für den Kanton Freiburg eingeführt wird. Die Motion 
wurde im Februar 2019 vom Grossen Rat abgelehnt (65 Nein- und 38 Ja-Stimmen, 2 Enthaltungen). 

> Motion 2019-GC-39 (Pythoud-Gaillard/Ganioz), Mindestlohn von 4000 Franken für das Staatspersonal: Die 
Motion verlangte vom Staatsrat, die Gehaltsskalen des Staates zu korrigieren, damit kein Monatsgehalt unter 
4000 Franken liegt. In seiner Antwort wies der Staatsrat darauf hin, dass das Gehalt von weniger als zehn 
Mitarbeitenden unter dem geforderten Mindestlohn liege. Der Grosse Rat lehnte die Motion im September 2019 
ab. 

> Anfrage 2023-GC-105 (Levrat/Jaquier): Für existenzsichernde Löhne! Diese Frage zielte darauf ab, Fakten über 
die Anzahl der von tiefen Löhnen betroffenen Personen im Kanton (weniger als 25 Franken pro Stunde), über 
die hauptsächlich betroffenen Unternehmen und Branchen sowie über unerwünschte Teilzeitarbeit 
zusammenzutragen. 

3.3 Städte 

Seit 2023 haben mehrere Städte einen gesetzlichen Mindestlohn eingeführt, der für Angestellte gilt, die hauptsächlich 
auf ihrem Stadtgebiet arbeiten. Es handelt sich dabei um die Städte Zürich, wo ein entsprechendes Gesetz bei einer 
Volksabstimmung im Juni 2023 mit 69,43 % Ja-Stimmen angenommen wurde, und Winterthur (65,52 % Ja-
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4.2.2 Angestellte mit einem Lohn unter dem geforderten Mindestlohn 

Ein Mindestlohn von 23 Franken pro Stunde, wie er von der Initiative gefordert wird, entspricht gemäss der 
Definition des standardisierten Monatslohns des BFS6 einem Monatslohn von 3987 Franken. Anhand der Ergebnisse 
der Schweizerischen Lohnstrukturerhebung (LSE)7 kann die Zahl der Angestellten geschätzt werden, deren Lohn 
unter dem vorgeschlagenen Mindestlohn liegt. Die Schätzungen, die anhand einer Stichprobe vorgenommen werden, 
beziehen sich sowohl auf den öffentlichen als auch auf den privaten Sektor. Die Analyse zeigt jedoch, dass im 
öffentlichen Sektor praktisch keine Gehälter unter 23 Franken vorkommen8, weshalb sie in den hier präsentierten 
Daten nicht berücksichtigt werden. Zudem ist es wichtig zu beachten, dass die LSE nur den sekundären und tertiären 
Sektor, also den Industrie- und den Dienstleistungssektor, sowie Unternehmen mit mindestens drei Arbeitsplätzen 
umfasst. 

Gemäss den Ergebnissen der Lohnstrukturerhebung verdienten im Jahr 2022 6500 Personen mit einer 
Vollzeitbeschäftigung weniger als 23 Franken pro Stunde. Dies entspricht 7,1 % aller Angestellten im sekundären 
und tertiären Sektor des Kantons. Bei einem Mindestlohn von 21 Franken pro Stunde, was ungefähr dem in den 
Kantonen Neuenburg und Jura geltenden Mindestlohn entspricht, würde die Zahl der Angestellten, deren Lohn 
unterhalb dieser Grenze liegt, noch 3100 Personen betragen (3,3 %): 

 

4.2.3 Merkmale der betroffenen Personen 

Die Analyse nach Geschlechtern zeigt, dass Frauen stärker als Männer von Löhnen unter 23 Franken pro Stunde 
betroffen sind. So verdienen 11,5 % der Frauen, die im sekundären oder tertiären Sektor arbeiten, weniger als 
23 Franken pro Stunde. Dies entspricht gemäss der Schätzung anhand der Stichprobenerhebung etwa 4400 Personen. 
Bei den Männern liegt der Anteil bei 4 %, was etwa 2100 Personen entspricht. 

Ähnlich sieht der Unterschied zwischen schweizerischen und ausländischen Arbeitnehmenden aus. 9,3 % der 
ausländischen Angestellten in den berücksichtigten Sektoren verdienen weniger als 23 Franken pro Stunde (rund 
3000 Personen), während der Anteil bei den Angestellten mit Schweizer Staatsangehörigkeit bei 6 % liegt (rund 
3600 Personen). 

Die Auswertung der Ergebnisse der LSE zeigt zudem wenig überraschend, dass Personen am Anfang ihrer 
beruflichen Laufbahn sowie Personen ohne abgeschlossene Berufsbildung die am stärksten von tiefen Löhnen 
betroffenen Arbeitnehmerkategorien sind. In Bezug auf das Alter lässt sich somit feststellen, dass 43,5 % der unter 

                                                        
6 Vollzeitäquivalent basierend auf 4 1/3 Wochen à 40 Arbeitsstunden, inklusive Sozialabgaben und Naturalleistungen, aber ohne Familien- 

und Kinderzulagen. In Bezug auf diesen Betrag ist zu erwähnen, dass die Initiantinnen und Initianten, die eine andere 
Berechnungsmethode anwenden, davon ausgehen, dass ein Stundenlohn von 23 Franken einem Brutto-Monatslohn von 4186 Franken 
entspricht. 

7 https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/arbeit-erwerb/erhebungen/lse.html, gesichtet am 4. September 2024. 
8 Anhand einer Stichprobe kann die Zahl der Angestellten im öffentlichen Sektor im Kanton Freiburg, die einen Lohn unter 23 Franken pro 

Stunde erhalten, auf etwa 100 geschätzt werden. 
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Medianlohn dort deutlich höher ist.18 Einige Unternehmen könnten daher ihre Preise erhöhen, um die höheren 
Arbeitskosten auszugleichen. Dies würde vor allem Tieflohnbranchen betreffen, wie die persönlichen 
Dienstleistungen (z.B. Wäschereien, Kosmetik- und Coiffeursalons, Körperpflege), die Reinigungsbranche und die 
Gastronomie.19 

4.4 Auswirkungen auf die Sozialpartnerschaft 

Im Falle einer Annahme der Initiative müssten die GAV und NAV, die für bestimmte Qualifikationsniveaus oder 
Tätigkeiten Mindestlöhne vorsehen, die unter dem im BAMG festgelegten Mindestlohn liegen, neu verhandelt 
werden. In diesem Zusammenhang kann eine Nivellierung der Löhne auf das Niveau des gesetzlichen Mindestlohns 
nicht ganz ausgeschlossen werden. 

4.5 Auswirkungen auf die Armut 

Gemäss dem letzten Bericht des Staatsrats über die Armut im Kanton Freiburg, der im November 2023 veröffentlicht 
wurde, hat sowohl die Zahl der armen Haushalte als auch die Zahl der armutsbetroffenen Personen in den letzten 
Jahren zugenommen. Im Jahr befanden sich 4056 Haushalte unter der Armutsgrenze (gegenüber 4010 im Jahr 2011). 
Im selben Zeitraum stieg die Zahl der armutsbetroffenen Personen von 6374 auf 6513. Trotzt dieser Zunahme in 
absoluten Zahlen nimmt die Armut weniger schnell zu als die Bevölkerung. Im Jahr 2019 belief sich die 
Armutsquote, die von den Richtlinien der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) abgeleitet wird, auf 
2,21 %.20 

Zu den Auswirkungen der Einführung eines Mindestlohns ist zu erwähnen, dass der individuelle Lohn nicht der 
entscheidende Faktor für die Berechnung der Armutsquote ist, da sich diese auf das Haushaltseinkommen bezieht. 
Namentlich aufgrund des Sozialtransfers ist nur eine kleine Minderheit der Personen, die für einen tiefen Lohn 
arbeiten, von Armut betroffen. Hinsichtlich der Zusammensetzung des Haushaltseinkommens ist festzustellen, dass 
das Einkommen aus unselbständiger Tätigkeit weniger als 30 % des Einkommens der Freiburger Haushalte mit dem 
niedrigsten Einkommen ausmacht.21 Nach der Einführung eines Mindestlohns würde sich die Situation dieser 
Haushalte in Bezug auf das verfügbare Einkommen nur wenig ändern. Je nach Lohnanstieg würde der Anteil der 
Sozialtransfers jedoch sinken. Unter diesem Gesichtspunkt hätte die Einführung eines Mindestlohns aller 
Wahrscheinlichkeit nach keine massgeblichen Auswirkungen bei der Bekämpfung der Armut, für die der Lohn nur 
eine der erklärenden Variablen ist.22 

Anzumerken ist, dass das Freiburger Stimmvolk im Rahmen der Armutsbekämpfung bei der kantonalen Abstimmung 
vom 22. September 2024 die Einführung von Ergänzungsleistungen für Familien (FamELG) angenommen hat. Das 
Gesetz über die Ergänzungsleistungen für Familien (FamELG) bietet Familien mit mindesten einem Kind unter zwölf 
Jahren eine vorübergehende Unterstützung. Diese besteht aus einer Finanzhilfe sowie einer sozialen Begleitung, die 
über die Familienschalter der Gemeinden erfolgt. An diese Familienschalter können sich alle Familien mit 
Schwierigkeiten im Kanton wenden und nicht nur jene, die Ergänzungsleistungen beziehen. Diese Massnahme 
ermöglicht es, ab dem 1. Januar 2026 rund 1500 Familien zu entlasten. 

                                                        
18 Bruttomonatslohn im privaten Sektor, 2022: FR: 6077 Franken; NE: 6167 Franken; VD: 6422 Franken. 
19 Siehe dazu auch die Schlussfolgerungen eines vom SGB in Auftrag gegebenen Berichts: Oesch D., Gaillard S., Expertenbericht 

Mindestlöhne, Schweizerischer Gewerkschaftsbund, 2000. 
20 Regelmässige Berichte über die Armut im Kanton Freiburg. Bestandesaufnahme der Hilfe, die Vereine gegen die Armut leisten, und Rolle 

des Kantons (2023-DSAS-76), Staatsrat, 7.11.2023, S. 21. Die Armutsquote wird anhand der Armutsgrenze berechnet, die sich am 
Existenzminimum orientiert, wie es in den Richtlinien der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) definiert ist.  

21 Analyse anhand der Daten von 2019 zur Zusammensetzung des Bruttoeinkommens nach Quintilen. Regelmässige Berichte über die 
Armut im Kanton Freiburg. Bestandesaufnahme der Hilfe, die Vereine gegen die Armut leisten, und Rolle des Kantons (2023-DSAS-76), 
Staatsrat, 7.11.2023, S. 10. 

22 Siehe dazu «Mindestlöhne wirken wenig zielgerichtet gegen Armut». Die Volkswirtschaft, 22.12.2021. 
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der Altersgruppe der 20- bis 29-Jährigen liegt der Anteil immer noch bei 11 %. Die Zahl der betroffenen 
Personen in dieser Kategorie kann auf 2000 geschätzt werden.24 

> Sozialpartnerschaft: Indem die Initiative dem gesetzlichen Mindestlohn Vorrang vor GAV und NAV einräumt, 
greift sie direkt in die Sozialpartnerschaft ein, da sie eine neue Normenhierarchie einführt. Der Staatsrat ist der 
Ansicht, dass der Vorschlag die Sozialpartnerschaft schwächen könnte, da die Verantwortung der Sozialpartner 
in einem wesentlichen Punkt, nämlich bei den Lohnbedingungen, reduziert würde. 

> Höhe des Mindestlohns: Der Staatsrat erkennt an, dass der vorgeschlagene Betrag von 23 Franken pro Stunde 
nahe am Existenzminimum liegt und somit den Anforderungen entspricht, die nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichts für einen gesetzlichen kantonalen Mindestlohn gelten. Im Fall von jungen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern spiegelt der vorgeschlagene Betrag jedoch nicht die Arbeitsmarktbedingungen wider. Zudem 
könnte sich ein Mindestlohn negativ auf die Beschäftigungsfähigkeit von gering gebildeten Personen auswirken. 
Darüber hinaus ist der vorgeschlagene Betrag im interkantonalen Vergleich als hoch einzustufen.25 

> Automatische Erhöhung entsprechend der Entwicklung des Landesindexes der Konsumentenpreise: Dabei 
handelt es sich um ein starres Indexierungssystem, das keine Berücksichtigung der konjunkturellen Entwicklung 
und der Lage auf dem Arbeitsmarkt erlaubt. Bei Preissteigerungen müsste der Mindestlohn auch in Zeiten einer 
Wirtschaftskrise und steigender Arbeitslosigkeit erhöht werden. Dies würde den Zielen der Initiative, nämlich 
dem Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, zuwiderlaufen. 

> Lückenhafte Ausnahmen: Die Initiative berücksichtigt nicht die zahlreichen Programme zur beruflichen 
Eingliederung, z.B. im Asylwesen, bei der Sozialhilfe und bei der Arbeitslosenversicherung. Diese sozialen 
Programme zeichnen sich häufig durch besondere Lohnbedingungen aus. Zudem schliesst die Initiative 
spezifische Kategorien von Arbeitnehmenden, wie Au-pair-Angestellte oder Familienangehörige in 
Familienunternehmen, nicht von ihrem Geltungsbereich aus. 

5.3 Schluss 

Der Staatsrat versteht den Willen der Initiantinnen und Initianten, dass jeder Mensch in der Lage sein soll, dank 
seinem Lohn ein Leben in Würde zu führen. Er ist jedoch der Meinung, dass die Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns kein geeignetes Instrument ist, um dieses Ziel zu erreichen. Da die Sozialpartner zu keiner Einigung 
gekommen sind, verzichtet der Staatsrat darauf, dem Grossen Rat einen Gegenvorschlag zur Initiative vorzulegen. 
Daher empfiehlt er dem Grossen Rat, die Gesetzesinitiative «Für einen Mindestlohn» abzulehnen und ihr keinen 
Gegenvorschlag entgegenzustellen. 

                                                        
24 In diesen Schätzungen werden nur die Arbeitnehmenden im sekundären und tertiären Sektor berücksichtigt.  
25 Siehe Kapitel 3.2 weiter oben. 
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Message 2024-DFAC-16 6 mai 2025

—
Avant-projet de loi modifiant la loi sur les bourses et les prêts d'études (LBPE,
RSF 44.1)

Nous avons l’honneur de vous soumettre le message accompagnant le projet de loi portant sur trois modifications
principales ou adaptations de la loi sur les bourses et les prêts d’études. La première modification doit permettre aux
personnes admises à titre provisoire qui ne sont pas reconnues comme réfugiées (permis F) et celles bénéficiant du
statut de protection S, en particulier les Ukrainien-enne-s, de faire partie des bénéficiaires des bourses et des prêts
d’études. La deuxième vise à faciliter la collaboration et l’échange d’informations entre le Service des subsides de
formation (ci-après le Service) et les autorités cantonales et communales. Enfin, la troisième consiste à considérer de
la même manière les concubin-e-s ayant au moins un enfant commun et les personnes mariées dans le cadre du
traitement des demandes de bourses ou de prêt d’étude, et ce, pour des questions d’égalité de traitement.

Ce document donne suite à la :

Motion 2023-GC-209 Révision de la loi sur les bourses et les prêts d'études

Auteur-e-s : Levrat Marie / Michellod Savio

Table des matières

—

1 Introduction 3

2 Consultation 3

3 Modifications légales proposées 4

3.1 Elargissement de la notion de subsidiarité aux concubin-e-s avec enfant-s en commun (modification
de l’art. 6, al. 1 LBPE) 4

3.2 Elargissement du cercle des bénéficiaires des subsides de formation aux personnes admises à titre
provisoire qui ne sont pas reconnues comme réfugiées et aux personnes à protéger (modification de
l’art. 10, al. 1 LBPE) 5

3.3 Adaptation de l’art. 12, al. 1, let b et al. 3 LBPE « Système de calcul des subsides » à la suite de la
modification de l’art. 6, al. 1 LBPE « Caractère subsidiaire » 5

3.4 Remplacement du terme « requérants » par « personnes en formation » dans l’art. 14a, al. 1 LBPE 6

3.5 Collaboration et échange d’informations entre le Service et les autorités cantonales et communales
(introduction dans la LBPE d’un nouvel article 14b) 6
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3

1 Introduction

—

Par motion déposée le 9 septembre 2023 (2023-GC-209) demandant au Conseil d’Etat de réviser la loi sur les bourses
et les prêts d'études du 14 février 2008 (LBPE, RSF 44.1), les députés Marie Levrat et Savio Michellod ont
notamment relevé que les personnes admises à titre provisoire (permis F sans statut de réfugié) et les personnes à
protéger (permis S), en particulier les personnes de nationalité ukrainienne, ne pouvaient pas bénéficier de bourses
d’études. Dans sa réponse du 16 avril 2024 à la motion susmentionnée, le Conseil d’Etat a proposé au Grand Conseil
d’accepter d’intégrer ces deux catégories de personnes dans le cercle des bénéficiaires des subsides de formation.
Lors de sa session du 22 mai 2024, le Grand Conseil a accepté la proposition du Conseil d’Etat par 58 voix contre 38
(aucune abstention), ce qui implique une modification de l’art. 10, al. 1 LBPE.

Le Conseil d’Etat entend profiter de cette modification légale pour apporter quatre autres adaptations à la législation
actuelle.

La première est une modification de l’art. 6, al.1 LBPE dont le but est d’étendre la notion de subsidiarité des bourses
aux concubin-e-s ayant au moins un enfant en commun avec la personne en formation et vivant sous le même toi, de
manière à pouvoir prendre en compte les revenus des partenaires dans le calcul des bourses. Cette mesure, qui a par
ailleurs été retenue par le Conseil d’Etat dans le cadre du programme d’assainissement des finances de l’Etat (PAFE
26-28), permettrait d’éliminer une inégalité de traitement entre les personnes en formation avec enfant qui sont
mariées et celles qui ne le sont pas mais qui vivent en concubinage avec l’autre parent.

La seconde est une conséquence directe de l’extension de la notion de subsidiarité prévue à l’art. 6, al. 1 LBPE.
Celle-ci implique une modification de l’art. 12, al. 1, let. b et al. 3 concernant le calcul du montant du subside.

La troisième consiste à adapter la terminologie de l’art. 14a, al. 1 LBPE en remplaçant le terme de « requérants » par
« personnes en formation ». Cette désignation, qui est conforme au respect du genre de l’individu, est celle utilisée
communément dans les autres articles de la LBPE.

Enfin, il s’agit d’introduire, dans la LBPE, d’une disposition visant à faciliter la collaboration et l’échange
d’informations entre le Service et les autorités cantonales et communales.

Dans sa réponse à la motion susmentionnée, le Conseil d’Etat avait signalé qu’au cas où le Parlement accepterait
d’intégrer les personnes admises à titre provisoire et les personnes à protéger dans la LBPE ou souhaiterait adapter
certaines de ses dispositions, il serait opportun d’attendre que la réforme de la loi sur l’aide sociale (LASoc) ait abouti
car certains aspects de cette dernière pourraient avoir un impact sur les subsides de formation. Il s’avère que la
LASoc, telle qu’elle a été votée par le Grand Conseil lors de sa session d’octobre 2024, n’a pas d’influence majeure
sur les bourses et les prêts d’études. Par conséquent, aucune adaptation de la LBPE en lien avec la révision de la
LASoc n’est à entreprendre.

2 Consultation

—

En application de l’article 31 du règlement du 24 mai 2005 sur l’élaboration des actes législatifs (REAL, RSF
122.0.21), les modifications légales proposées n’ont fait l’objet que d’une consultation restreinte auprès des milieux
concernés. En effet, l’élargissement du cercle des bénéficiaires de subsides de formation aux personnes admises à
titre provisoire et aux personnes à protéger a déjà été approuvé par le Grand Conseil. Quant à l’introduction, dans la
LBPE, d’une disposition facilitant la collaboration et l’échange d’informations entre le Service et les autorités
cantonales et communales, elle n’influence ni le mode d’attribution des subsides de formation, ni leur calcul.
S’agissant de la modification de l’art. 6, al. 1 LBPE, celle-ci ne concerne qu'un nombre très limité de destinataires
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externes à l'administration (art. 31, al. 1, let b REAL). En effet, sur les quelque 3000 demandes de bourses traitées
annuellement par le Service, une dizaine de personnes seulement est concernée par cette modification légale.

La consultation s’est déroulée du 7 janvier au 7 février 2025. Les entités consultées se sont montrées favorables aux
modifications légales proposées. Toutefois, afin de tenir compte de certaines suggestions ou observations émises, en
particulier celles du Service de législation et de l’Autorité cantonale de la transparence, de la protection des données
et de la médiation, l’avant-projet de loi modifiant la loi sur les bourses et les prêts d'études et le présent message ont
subi quelques adaptations de nature formelle.

3 Modifications légales proposées

—

3.1 Elargissement de la notion de subsidiarité aux concubin-e-s avec enfant-s en
commun (modification de l’art. 6, al. 1 LBPE)

La législation actuelle en matière de subsides de formation distingue les personnes en formation mariées de celles
vivant en concubinage stable. En effet, alors que le calcul d’une bourse tient compte des revenus de l’époux ou de
l’épouse d’une personne en formation, il ne retient pas ceux d’un ou d’une concubin-e. Le Conseil d’Etat est d’avis
que cette inégalité de traitement doit être supprimée dans les situations qui s’y prêtent.

Selon la norme D.4.4. de la Conférence suisse des institutions d'action sociale1, un concubinage est considéré comme
stable lorsque les partenaires cohabitent depuis au moins deux ans, ou lorsqu’ils vivent ensemble depuis moins
longtemps et ont un enfant commun. Dans le premier cas, il apparaît compliqué de prouver que deux personnes
cohabitent depuis plus de deux ans. Le Service, qui compte 2.90 EPT pour traiter quelque 3000 dossiers, n’a pas les
ressources pour mener les investigations nécessaires et un dispositif manifestement disproportionné devrait être mis
en place à cet effet. Par ailleurs, de nombreuses décisions du Service pourraient faire l’objet de contestations. Par
conséquent, ce ne sont pas ces concubinages qui sont visés par cette modification légale. Sont concernés les
concubinages stables dans lesquels les partenaires vivent ensemble et ont au moins un enfant commun. Ceux-ci
peuvent être plus aisément constatés par le Service. Par principe de subsidiarité, si les partenaires vivent en
concubinage stable et que l’un des partenaires requiert un subside de formation, le revenu du partenaire doit être
retenu de manière appropriée. En résumé, il s’agit d’assimiler le ou la concubin-e au ou à la conjoint-e dans la LBPE
et son règlement d’exécution du 8 juillet 2008 (ci-dessous RBPE). Par conséquent, non seulement les revenus, mais
aussi les charges du ou de la partenaire de la personne en formation doivent être pris en compte dans le calcul de la
bourse. Cette adaptation légale permet de se rapprocher de ce qui est pratiqué dans domaine de l’aide sociale.

L’art. 6, al. 1 LBPE précise la notion de subsidiarité des bourses. Selon celui-ci, il appartient d’abord à la personne en
formation, à ses parents, à son ou sa conjoint-e ou à son ou sa partenaire enregistré, et aux autres personnes
légalement tenues à son entretien de financer la formation. L’Etat n’intervient qu’à titre subsidiaire, là où sans aide
financière, une formation ne peut pas être accomplie. Tel qu’il est formulé actuellement, cet article ne constitue pas
une base légale suffisante et ne permet pas d’inclure les concubin-e-s parmi les personnes devant participer au
financement de la formation de leur partenaire. Ainsi, la notion de subsidiarité doit être étendue aux concubin-e-s
ayant au moins un enfant en commun.

En outre, la formulation actuelle de cet article ne respecte pas toutes les règles en matière de langage épicène. Il a été
adapté pour s’y conformer.

Un sondage, réalisé auprès des cantons romands et celui du Tessin, a révélé que tous disposaient d’une base légale
leur permettant de prendre en compte les revenus des concubins. Pour certains d’entre eux, à l’instar de celui de
Neuchâtel, le fait d’avoir un enfant en commun n’est même pas déterminant.

1 https://rl.skos.ch/lexoverview-home/lex-RL_D_4_4?effective-from=20210101
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3.2 Elargissement du cercle des bénéficiaires des subsides de formation aux personnes
admises à titre provisoire qui ne sont pas reconnues comme réfugiées et aux
personnes à protéger (modification de l’art. 10, al. 1 LBPE)

En Suisse notamment, l’intégration des personnes issues de l’immigration représente un véritable défi. Pour le
relever, l’une des clés est sans aucun doute la formation.

En matière de subsides de formation, les cantons ont bien saisi l’importance de la formation pour l’intégration des
migrants. En effet, l’art. 5, al. 1, let. d de l'Accord intercantonal sur l'harmonisation des régimes de bourses d'études
du 18 juin 2009 (ci-après, le Concordat), auquel le canton de Fribourg a adhéré en 2010, stipule que les personnes
domiciliées en Suisse et reconnues comme réfugiées ou apatrides par la Suisse ont droit aux subsides de formation.
Ainsi, les 22 cantons signataires ont l’obligation d’entrer en matière sur les demandes de bourses déposées par les
personnes ayant obtenu l’asile en Suisse. Quant aux quatre cantons restés en-dehors du Concordat, ils y sont
contraints en vertu de l’art. 4 de la loi fédérale sur les contributions aux cantons pour l’octroi de bourses et de prêts
d’études dans le domaine de la formation du degré tertiaire. Celui-ci précise que l’allocation de contributions
fédérales aux cantons est subordonnée au respect des conditions d’octroi d’aides à la formation du degré tertiaire
définies aux art. 3, 5 à 14 et 16 du Concordat. Selon cette disposition, les cantons qui n’incluent pas les réfugiés et les
apatrides dans leurs bénéficiaires de bourses d’études ne perçoivent tout simplement pas la subvention fédérale.

La législation cantonale en matière de subsides de formation respecte les termes du Concordat et prévoit que les
réfugié-e-s ou les apatrides résidant en Suisse et reconnus par elle peuvent bénéficier des subsides (art. 10, al. 1, let. c
LBPE). Ainsi, chaque année, le canton de Fribourg soutient quelque 200 personnes réfugiées avec des bourses.

En revanche, ni le Concordat, ni la législation fédérale ou cantonale, ne prévoit l’inclusion des personnes admises à
titre provisoire et celles disposant du statut de protection S dans leur cercle des bénéficiaires. Par conséquent, ces
dernières n’ont pas accès aux bourses d’études, sauf dans certains cantons qui ont décidé, de leur propre gré, d’ouvrir
l’accès à cette prestation à l’une ou l’autre de ces catégories de personnes, voire aux deux.

Les personnes au bénéfice d’une admission provisoire ne peuvent souvent pas être renvoyées (renvoi d’une personne
dans son pays d’origine inadmissible en raison d’une guerre civile, une situation de violence prolongée ou une
nécessité médicale par exemple). Par conséquent, elles sont, pour la plupart d’entre elles, destinées à rester en Suisse
toute ou une bonne partie de leur vie. La formation est ainsi le meilleur moyen de les intégrer. Quant aux individus
ukrainiens bénéficiant du statut de protection S, même si tous n’aspirent pas à rester en Suisse, il est important que
ceux qui y résident puissent suivre une formation dans les meilleures conditions possibles. Le conflit en Ukraine
s’enlisant, leur séjour dans notre pays se prolonge bien au-delà de ce qui était envisageable au début de l’invasion
russe en février 2022. Pour ces deux groupes de personnes, l’accès à la formation et aux bourses sont cruciaux pour
une intégration réussie, ce d’autant plus qu’ils sont autorisés à travailler dans toute la Suisse.

3.3 Adaptation de l’art. 12, al. 1, let b et al. 3 LBPE « Système de calcul des subsides » à
la suite de la modification de l’art. 6, al. 1 LBPE « Caractère subsidiaire »

Par souci de cohérence, l’art. 12, al. 1, let b et al. 3 LBPE, qui mentionne également les personnes dont les
possibilités financières doivent être retenues dans le calcul des bourses en vertu de l’art. 6, al. 1 LBPE, doit inclure
les concubin-e-s ayant au moins un enfant en commun.

Il est précisé que l’al. 4 concerne bien uniquement les parents et les éventuels beaux-parents, tel qu’indiqué dans le
message No 36 du 8 octobre 2007 du Conseil d’Etat au Grand Conseil accompagnant le projet de loi sur les bourses
et prêts d’études, et les personnes légalement tenues à l’entretien de la personne en formation (ad. art. 12). Ainsi, les
possibilités financières des conjoint-e-s, partenaires enregistrés ou concubin-e-s avec enfant en commun, ne sont pas
considérés différemment au-delà de 25 ans.
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3.4 Remplacement du terme « requérants » par « personnes en formation » dans l’art.
14a, al. 1 LBPE

Les subsides de formation peuvent être sollicités aussi bien par des universitaires, que des collégien-ne-s ou des
apprenti-e-s. Dans la LBPE, le terme de « personnes en formation » est utilisé pour désigner ces différentes catégories
de personnes. Lors de l’introduction de l’art. 14a, al. 1 dans la LBPE, le terme « requérants » a été introduit par
mégarde. Par souci d’uniformisation et de respect du genre des individus, « requérants » est remplacé par « personnes
en formation ».

3.5 Collaboration et échange d’informations entre le Service et les autorités cantonales
et communales (introduction dans la LBPE d’un nouvel article 14b)

3.5.1 Considérations générales

Les subsides de formation sont une prestation sous condition de ressources. Ainsi, comme le précise l’art. 12, al. 2
LBPE, les possibilités financières de la personne en formation, ainsi que celles des personnes mentionnées à
l'art. 6, al. 1 LBPE, sont déterminées en principe sur la base de tous les revenus et de la fortune. D’autres
informations, qui ne sont pas de nature financière, sont également nécessaires. Elles concernent par exemple le
parcours de formation du ou de la requérant-e, la composition de son ménage ou celui de ses parents ou encore sa
nationalité respectivement son titre de séjour.

Les personnes qui sollicitent des subsides de formation se trouvent souvent dans une situation financière précaire et
ont besoin d’un soutien rapidement. Le Service s’efforce de maintenir des délais courts entre le dépôt de la demande
de bourse et la notification de la décision. Toutefois, les délais peuvent se rallonger indépendamment de sa volonté.
En effet, près de la moitié des demandes de bourses qu’il reçoit sont incomplètes et ne peuvent pas être traitées
immédiatement. Les raisons principales de cet état de fait sont :

1. Certains documents sont indisponibles au moment du dépôt de la demande de bourse : par exemple l’avis de
taxation de référence n’a pas encore été notifié par le Service cantonal des contributions (ci-après le SCC) ;

2. La personne en formation ou ses parents ne comprennent pas quels sont les documents à fournir ;
3. Une ou plusieurs personnes citées à l’art. 6 al. 1 LBPE ne veulent pas collaborer et refusent de mettre à

disposition certaines pièces indispensables au traitement de la demande.

La première situation n’est pas vraiment problématique car la demande pourra être traitée dès que les documents
manquants seront disponibles et transmis spontanément au Service. En revanche, dans les deux autres cas, le travail
du Service est entravé et le traitement des dossiers ralenti, voire compromis.

En fonction de la situation de la personne en formation et de celle de sa famille, les documents à joindre au
formulaire de demande de bourse peuvent être nombreux. Pour les personnes qui ne sont pas à l’aise avec les
procédures administratives ou celles de nationalité étrangère notamment, la constitution d’un dossier complet peut
s’avérer ardue et peut décourager certaines d’entre elles à déposer une demande de bourse.

Actuellement, le Service tente d’aider les personnes qui peinent à constituer leur demande de bourse en contactant,
par exemple, les établissements de formation et les autorités cantonales ou communales compétentes pour obtenir
directement les documents. Toutefois, ces démarches restent souvent infructueuses en raison de la protection des
données. Les documents sont envoyés d’abord à la personne en formation ou à ses parents qui se chargent ensuite de
les transmettre au Service, ce qui peut prendre plusieurs jours ou plusieurs semaines, voire rendre la demande
impossible à traiter. La durée de traitement du dossier est ainsi prolongée inutilement, ce qui peut mettre la personne
en formation ou ses parents dans une situation financière délicate jusqu’au versement de la bourse.

Les cas où l’un des parents, voire les deux parents rechignent à collaborer et ne mettent pas à disposition les pièces
dont a besoin le Service est une réalité à laquelle celui-ci est confronté presque quotidiennement. Ces cas surviennent
la plupart du temps lorsque la personne en formation est en conflit avec ses parents, en rupture familiale ou par
exemple prise en étau entre ses parents divorcés. Dans ce genre de situations également, le Service contacte les
parents pour les inviter à obtempérer. Il arrive que ces tentatives aboutissent. Mais lorsque ce n’est pas le cas, le
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Service n’a plus aucun levier. Il se retrouve dans l’impossibilité d’établir le calcul de la bourse et prononce une non-
entrée en matière, ce qui n’est manifestement pas dans l’intérêt de la personne en formation.

3.5.2 Accès aux données du SCC

Depuis l’année de formation 2016/17, le Service peut accéder, par une procédure d’appel, aux données du SCC, en
vertu de l’art. 14a, al. 1 LBPE. Il peut obtenir les avis de taxation ou attestations d’impôt à la source des parents qui
ne souhaitent pas collaborer. L’introduction de cette disposition dans la LBPE a fait ses preuves et est d’une très
grande utilité. Elle a permis de débloquer des demandes de bourses qui auraient débouché sur un refus en raison de
l’absence du document fiscal de référence. Il est désormais indispensable que le Service puisse également accéder,
sans contrainte administrative, facilement et rapidement aux autres données nécessaires au traitement et à l’évaluation
des demandes de subsides de formation.

3.5.3 Devoir de la personne en formation

Il est utile de souligner que, selon l’art. 14, al. 1, let. a LBPE, il appartient en premier lieu aux personnes en formation
de déposer une demande de bourse complète auprès du Service. Ce dernier n’accèdera directement à certaines
données que dans les cas où le ou la requérant-e se retrouverait manifestement dans l’impossibilité de se procurer
tous les documents nécessaires par ses propres moyens, ou qu’il ou elle ne comprendrait pas quels sont les documents
à fournir, malgré les explications du Service. Il ne s’agira donc pas d’un accès systématique, mais ponctuel, accordé
dans l’intérêt des personnes en formation. Le Service pourra également s’adresser à une autorité compétente lorsque,
dans certains cas particuliers, il aurait un doute sur l’authenticité d’un document remis par la personne en formation.

3.5.4 Information aux personnes dont les données auront été collectées conformément à l’art. 14b, al.
1 LBPE

Afin d’épargner au Service toute lourdeur administrative, les personnes dont les données seront collectées n’en seront
pas avisées personnellement. Dans la pratique, lorsqu’un dossier sera incomplet, la personne en formation recevra sa
demande en retour avec un courrier contenant la liste des documents manquants à transmettre dans un délai donné et
une indication selon laquelle, le Service peut recueillir des données conformément à l’art. 14b, al. 1 LBPE s’il ne les
reçoit pas dans les temps, avec une invitation au ou à la requérant-e d’en informer les éventuelles personnes tierces
concernées.

3.5.5 Commentaires concernant les dispositions de l’article 14b, al 1 LBPE

Le Service traite des données personnelles, dont certaines sont sensibles en termes de protection des données. Il paraît
utile d'apporter quelques précisions concernant l’importance de ces données pour le traitement et l’évaluation des
demandes de subsides.

A) Al. 1 let. a) la situation financière complète

Comme indiqué ci-dessus, pour traiter et évaluer les demandes de bourses, tous les revenus et la fortune de la
personne en formation, ainsi que ceux des personnes mentionnées à l'art. 6, al. 1 LBPE, sont retenus dans le calcul
des bourses d’études. La situation financière des parents est prise en compte sur la base de leur avis de taxation ou
leur attestation de l’impôt à la source. Cependant, en fonction des situations, d’autres sources de revenus comme les
pensions alimentaires, les diverses rentes, les prestations complémentaires, les indemnités de chômages ou toute autre
prestation sociale sont retenus dans le calcul.

B) Al. 1 let. b) le cursus de formation

L’art. 9 LBPE fixe des durées de formation au-delà desquelles l’octroi d’une bourse d’études n’est plus possible. Ces
durées sont précisées dans le RBPE. Il n’est, par exemple et en principe, plus possible de prétendre à une bourse après
11 années de formation post-obligatoire. Pour le Service, il est important de connaître le parcours de formation exact
de la personne qui sollicite le subside. Il ne peut pas toujours se fier au CV et aux renseignements fournis par cette
dernière. C’est pourquoi, il est important que le Service puisse obtenir certaines données directement des
établissements de formation.
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La situation des frères et sœurs de la personne en formation jouant un rôle dans le calcul de la bourse, le Service doit
également pouvoir accéder à leurs attestations d’études ou contrats d’apprentissage lorsque le ou la requérant-e ne
parvient pas à les fournir, en raison d’un conflit familial par exemple.

C) Al. 1 let. c) la composition du ménage auquel est rattachée le ou la requérant-e

Le calcul d’une bourse tient compte des personnes encore à charge des parents qui composent la cellule familiale.
Dans la plupart des cas, celle-ci est facilement identifiable. Cependant, le Service traite des dossiers de personnes
dont la situation familiale se révèle problématique, compliquée, voire chaotique. Un ou une requérant-e en rupture
familiale ne vivant chez aucun de ses deux parents, éventuellement séparés et remariés, ne connaît pas forcément la
composition de leur ménage. Pour que le calcul de la bourse puisse être établi en tenant compte de tous les
paramètres, le Service doit pouvoir accéder, par exemple, à certaines données du contrôle des habitants.

D) Al. 1 let. d) l’identité, la nationalité et le statut de séjour

L’accès à des pièces tels que les cartes d’identité ou titre de séjour est important pour le Service. Ces documents
contiennent des renseignements indispensables pour le traitement des demandes. Par exemple, pour les Suisses et
Suissesses de l’étranger (personnes qui résident en Suisse mais dont les parents vivent à l’étranger), c’est le canton
d’origine qui est compétent pour la demande de bourse (art. 6, al. 3 RBPE). Cette donnée figure sur la carte
d’identité. En outre, le Service doit connaître la nationalité d’une personne en formation notamment pour la
statistique fédérale. La date d’établissement d’une autorisation de séjour (permis B) ainsi que la nationalité jouent
également un rôle, pour certaines personnes, dans l’accès aux bourses (art. 6, al. 4, RBPE). Ces informations se
trouvent sur le titre de séjour.

E) Autres documents

Il est difficile d’établir une liste exhaustive des documents qui peuvent potentiellement être collectés en raison de la
diversité des situations, d’où le terme « notamment » à l’al. 1 de l’art. 14 b). Cette formulation laisse la possibilité au
Service, pour autant qu’une situation spécifique l’impose, d’accéder à d’autres données, telles qu’un jugement de
divorce ou une convention d’entretien (pensions alimentaires), un acte de naissance (personne en formation avec
enfant) ou de mariage, un contrat de bail ou une décision d’une justice de paix relative à un placement de la personne
en formation en famille d’accueil.

En conclusion, chaque individu dont le domicile déterminant en matière de bourses et de prêts d’études se situe dans
le canton de Fribourg doit être en droit d’obtenir une décision du Service qui ne soit pas un refus en raison de
documents manquants. Il n’est pas acceptable que l’accomplissement d’une formation soit menacé pour un tel motif.
Pour des questions d’égalité de traitement notamment, il est important que le Service puisse examiner chaque
demande de subsides et rendre une réponse basée sur un calcul. Il est primordial de placer la personne en formation
au centre des préoccupations. La modification légale proposée par le Conseil d’Etat est une plus-value surtout pour
les personnes en formation.

4 Incidences financières et en personnel

—

4.1 Elargissement de la notion de subsidiarité aux concubin-e-s avec enfant-s en
commun (modification de l’art. 6 LBPE)

> Incidences en personnel : l’incidence sera nulle. Aucune augmentation ou diminution du nombre de demandes de
bourses n’est attendue à la suite de la modification de l’art. 6 LBPE ;

> Incidences financières : même si le nombre de personnes en formation avec un ou plusieurs enfants à charge a
tendance à augmenter, ce genre de situations reste marginal eu égard aux quelque 3000 demandes de bourses
réceptionnées chaque année par le Service. Il est probable que plusieurs personnes voient le montant de leur
bourse diminuer ou leur demande de bourse refusée. Cependant, l’incidence financière se limitera à une
économie de quelques dizaines de milliers de francs par année.
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4.2 Elargissement du cercle des bénéficiaires des subsides de formation aux personnes
admises à titre provisoire qui ne sont pas reconnues comme réfugiées et aux
personnes à protéger (art. 10, al. 1 LBPE)

> Incidences en personnel : l’élargissement du cercle des bénéficiaires des bourses et prêts d’études occasionnera
une augmentation du nombre de demandes de bourses à traiter par le Service des subsides de formation.
Toutefois, il ne devrait engendrer aucune création de nouveau poste de travail ;

> Incidences financières : durant l’année de formation 2023/24, 99 personnes au bénéfice d’un permis S et
126 personnes admises provisoirement étaient en formation, tout niveau confondu (préparation à la formation,
formation professionnelle, collège ou ECG, université ou haute écoles). L’intégration de ces personnes dans le
cercle des bénéficiaires des bourses d’études occasionnerait, par extrapolation avec l’expérience faite avec les
réfugiés bénéficiaires de bourses d’études dont le nombre est d’environ deux cents, une dépense annuelle
supplémentaire de quelque 1.5 million de francs.

4.3 Adaptation de l’art. 12, al. 1, let b et al. 3 LBPE « Système de calcul des subsides » à
la suite de la modification de l’art. 6, al. 1 LBPE « Caractère subsidiaire »

L’adaptation de cet article fait suite à la modification de l’art. 6, al. 1 LBPE et a donc les mêmes incidences
financières que celles indiquées au point 4.1.

4.4 Remplacement du terme « requérants » par « personnes en formation » dans
l’art. 14a, al. 1 LBPE

Ce changement n’occasionnera aucune incidence en personnel ou charge financière supplémentaire.

4.5 Collaboration et échange d’informations entre le Service et les autorités cantonales
et communales (introduction dans la LBPE d’un nouvel article 14b)

> Incidences en personnel : l’accès par le Service aux données des autorités cantonales et communales
n’engendrera aucune création de nouveau poste de travail ;

> Incidences financières : un nombre supplémentaire de bourses sera certainement octroyé. Toutefois, l’impact sur
le budget annuel des bourses ordinaires de 10.5 millions de francs sera négligeable et il ne sera pas nécessaire de
l’augmenter.

5 Incidences et conformité au droit supérieur

—

Le projet de modification de loi proposé n’a d’influence ni sur la répartition des tâches entre l’Etat et les communes,
ni d’effet sur le développement durable. Le projet est conforme au droit constitutionnel et fédéral en vigueur, ainsi
qu’à l’Accord intercantonal du 18 juin 2009 sur l'harmonisation des régimes de bourses d'études. Il n’est pas concerné
par les questions d’eurocompatibilité.

La présente loi est soumise au referendum législatif. Elle n’est pas soumise au referendum financier.

6 Conclusion

—

Les principaux buts des subsides de formation, définis dans la LBPE, sont de contribuer à la démocratisation des
études et à l'épanouissement de la personne en formation. Ils doivent en outre permettre au canton d'être compétitif et
attrayant sur les plans économique, intellectuel et culturel. Par ailleurs, ils doivent faciliter l'accès à la formation post-
obligatoire et promouvoir l’égalité des chances.
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La modification de l’art. 6, al. 1 LBPE et, par effet de ricochet, l’adaptation de l’art. 12, al. 1, let. b et de l’al. 3 qui en
découle, doivent supprimer l’inégalité de traitement qu’il existe entre un couple marié et un couple non marié vivant
sous le même toit, tous deux avec un ou plusieurs enfant-s en commun.

L’insertion dans la LBPE des personnes admises à titre provisoire et des personnes à protéger s’inscrit entièrement
dans la réalisation des objectifs de la loi. Les bourses d’études étant principalement destinées aux personnes en
formation dont les ressources sont limitées, l’extension de leur accès à ces deux catégories de personnes fait
complètement sens. En effet, ces dernières sont nombreuses à vivre dans une certaine précarité et à être dépendantes
de l’aide sociale, partiellement ou entièrement. Les bourses permettront à plusieurs d’entre elles d’être indépendante
financièrement de l’aide sociale, ce qui est plus valorisant, moins stigmatisant et en principe pas sujet à
remboursement.

Enfin, la simplification de la collaboration et de l’échange d’informations entre le Service et les autorités cantonales
et communales permettra au Service de maintenir des délais de traitement des demandes de bourses courts,
particulièrement dans les situations où l’accès aux documents à joindre au dossier est difficile, voire impossible, en
raison notamment de parents récalcitrants à collaborer ou lorsque les personnes concernées ne comprennent pas
quelles sont les pièces à annexer à la demande. L’introduction dans la LBPE d’une telle disposition facilitera la tâche
du Service et sera surtout profitable aux personnes en formation.

En vertu des motifs qui précèdent, le Conseil d’Etat invite le Grand Conseil à adopter le projet de loi qui lui est
soumis.
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Botschaft 2024-DFAC-16 5. Mai 2025

—
Gesetzesvorentwurf zur Änderung des Gesetzes über die Stipendien und
Studiendarlehen (StiG, SGF 44.1)

Wir unterbreiten Ihnen die Botschaft zum Gesetzesvorentwurf zur Änderung des Gesetzes über die Stipendien und
Studiendarlehen. Es geht um drei wesentliche Änderungen oder Anpassungen. Die erste Änderung soll es
ermöglichen, dass vorläufig aufgenommene Personen, die nicht als Flüchtlinge anerkannt sind (Ausweis F), und
Personen mit Schutzstatus S, insbesondere Ukrainerinnen und Ukrainer, in den Kreis der Empfängerinnen und
Empfänger von Stipendien und Studiendarlehen zählen können. Die zweite soll die Zusammenarbeit und den
Informationsaustausch zwischen dem Amt für Ausbildungsbeiträge und den Kantons- und Gemeindebehörden
erleichtern. Drittens schliesslich sollen Konkubinatspartnerinnen und -partner mit mindestens einem gemeinsamen
Kind bei der Bearbeitung von Stipendien- oder Darlehensgesuchen aus Gründen der Gleichbehandlung in gleicher
Weise berücksichtigt werden wie verheiratete Personen.

Mit dieser Gesetzesänderung wird folgender Motion Folge geleistet:

Motion 2023-GC-209 Revision des Gesetzes vom 14. Februar 2008 über die Stipendien und Studiendarlehen

Urheber/in: Levrat Marie / Michellod Savio

Inhalt

—

1 Einführung 3

2 Vernehmlassung 3

3 Vorgeschlagene Gesetzesänderungen 4

3.1 Erweiterung des Subsidiaritätsprinzips auf Konkubinatspartnerinnen und -partner mit mindestens
einem gemeinsamen Kind (Änderung von Art. 6 Abs. 1 StiG) 4

3.2 Erweiterung des Kreises der Empfängerinnen und Empfänger von Ausbildungsbeiträgen auf vorläufig
aufgenommene Personen, die nicht als Flüchtlinge anerkannt sind, und auf Schutzbedürftige
(Änderung von Art. 10 Abs. 1 StiG) 5

3.3 Anpassung von Artikel 12 Abs. 1 Bst. b und Abs. 3 StiG «Berechnung der Ausbildungsbeiträge»
aufgrund der Änderung von Artikel 6 Abs. 1 StiG «Subsidiarität» 6

3.4 Ersetzen der Formulierung «der gesuchstellenden Person» durch «der Person in Ausbildung» in
Artikel 14a Abs. 1 StiG 6

3.5 Zusammenarbeit und Informationsaustausch zwischen dem Amt und den Kantons- und
Gemeindebehörden (Einführung eines neuen Artikels in das StiG) 6
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1 Einführung

—

In einer am 9. September 2023 eingereichten Motion (2023-GC-209), die den Staatsrat auffordert, das Gesetz vom
14. Februar 2008 über Stipendien und Studiendarlehen (StiG, SGF 44.1) zu revidieren, hielten Grossrätin Marie
Levrat und Grossrat Savio Michellod unter anderem fest, dass vorläufig aufgenommene Personen (Ausweis F ohne
Flüchtlingsstatus) und schutzbedürftige Personen (Ausweis S), insbesondere Personen mit ukrainischer
Staatsangehörigkeit, keine Stipendien erhalten können. In seiner Antwort vom 16. April 2024 auf die oben erwähnte
Motion beantragte der Staatsrat dem Grossen Rat, der Aufnahme dieser beiden Personenkategorien in den Kreis der
Empfängerinnen und Empfänger von Ausbildungsbeiträgen zuzustimmen. In seiner Sitzung vom 22. Mai 2024
stimmte der Grosse Rat dem Antrag des Staatsrats mit 58 zu 38 Stimmen (keine Enthaltungen) zu, was eine
Änderung von Artikel 10 Abs. 1 StiG zur Folge hat.

Der Staatsrat will diese Gesetzesänderung zum Anlass nehmen, um vier weitere Anpassungen an der geltenden
Gesetzgebung vorzunehmen.

Die erste ist eine Änderung von Artikel 6 StiG, deren Ziel es ist, den Begriff der Subsidiarität von Stipendien auf die
Konkubinatspartnerinnen und -partner mit mindestens einem gemeinsamen Kind mit der Person in Ausbildung, die
im gleichen Haushalt lebt, auszuweiten, so dass das Einkommen von Konkubinatspartnerinnen und -partnern bei der
Berechnung der Stipendien berücksichtigt werden kann. Mit dieser Massnahme, die im Übrigen vom Staatsrat im
Rahmen des Programms zur Sanierung der Staatsfinanzen (PSKF 2026 28) berücksichtigt wurde, würde eine
Ungleichbehandlung zwischen verheirateten Personen in Ausbildung mit Kind und unverheirateten Personen mit
Kind, die mit dem anderen Elternteil im Konkubinat leben, beseitigt werden.

Die zweite ist eine direkte Folge der Ausweitung des Subsidiaritätsgedankens in Artikel 6 Abs. 1 StiG. Sie bedingt
eine Änderung von Artikel 12 Abs. 1 Bst. b und Abs. 3 bezüglich der Berechnung der Höhe des Beitrags.

Die dritte besteht in der Anpassung der Terminologie in Artikel 14a Abs. 1 StiG, indem die Formulierung «der
gesuchstellenden Person» durch «der Person in Ausbildung» ersetzt wird. Diese Bezeichnung, die mit der
geschlechtergerechten Behandlung der Individuen übereinstimmt, ist die in den anderen Artikeln des StiG gängige
Bezeichnung.

Schliesslich soll im StiG eine Bestimmung eingeführt werden, die die Zusammenarbeit und den
Informationsaustausch zwischen dem Amt und den kantonalen und kommunalen Behörden erleichtern soll.

In seiner Antwort auf die oben erwähnte Motion hatte der Staatsrat darauf hingewiesen, dass es für den Fall, dass das
Parlament der Aufnahme von vorläufig aufgenommenen Personen und Schutzbedürftigen in das StiG zustimmt oder
einige seiner Bestimmungen anpassen möchte, angebracht wäre, die Reform des Sozialhilfegesetzes (SHG)
abzuwarten, da sich einige Aspekte des SHG auf die Ausbildungsbeiträge auswirken könnten. Es stellte sich heraus,
dass das SHG, wie es vom Grossen Rat in der Oktobersession 2024 verabschiedet wurde, keinen wesentlichen
Einfluss auf die Stipendien und Studiendarlehen hat. Im Zusammenhang mit der Revision des SHG ist daher keine
Anpassung des StiG vorzunehmen.

2 Vernehmlassung

—

Gemäss Artikel 31 des Reglements vom 24. Mai 2005 über die Ausarbeitung der Erlasse (AER, SGF 122.0.21) wurde
zu den vorgeschlagenen Gesetzesänderungen nur eine eingeschränkte Vernehmlassung bei den betroffenen Kreisen
durchgeführt. Denn die Erweiterung des Kreises der Empfängerinnen und Empfänger von Ausbildungsbeiträgen auf
vorläufig aufgenommene Personen und Schutzbedürftige ist vom Grossen Rat bereits genehmigt worden. Die
Einführung einer Bestimmung in das StiG, welche die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen dem
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Amt, den anderen Ämtern der Kantonsverwaltung und den Gemeindebehörden erleichtert, hat keinen Einfluss auf die
Art der Vergabe von Ausbildungsbeiträgen oder deren Berechnung. Die Änderung von Artikel 6 Abs. 1 StiG betrifft
nur eine sehr begrenzte Anzahl von verwaltungsexternen Adressatinnen und Adressaten (Art. 31 Abs. 1 Bst. b AER).
Denn bei den rund 3000 Stipendiengesuchen, die das Amt jährlich bearbeitet, sind nur etwa zehn Personen von dieser
Gesetzesänderung betroffen.

Die Vernehmlassung dauerte vom 7. Januar bis zum 7. Februar 2025. Die angehörten Stellen befürworteten die
vorgeschlagenen Gesetzesänderungen. Um jedoch bestimmte Anregungen oder Anmerkungen zu berücksichtigen,
insbesondere jene des Amtes für Gesetzgebung und der kantonalen Behörde für Öffentlichkeit, Datenschutz und
Mediation, wurden beim Vorentwurf des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Stipendien und
Studiendarlehen und bei der vorliegenden Botschaft einigen Anpassungen formeller Natur vorgenommen.

3 Vorgeschlagene Gesetzesänderungen

—

3.1 Erweiterung des Subsidiaritätsprinzips auf Konkubinatspartnerinnen und -partner
mit mindestens einem gemeinsamen Kind (Änderung von Art. 6 Abs. 1 StiG)

Die aktuelle Gesetzgebung zu den Ausbildungsbeiträgen unterscheidet zwischen verheirateten Personen in
Ausbildung und solchen, die in einer festen Partnerschaft (Konkubinat) leben. Denn während bei der Berechnung
eines Stipendiums das Einkommen der Ehegattin oder des Ehegatten einer Person in Ausbildung berücksichtigt wird,
wird das Einkommen einer Konkubinatspartnerin oder eines Konkubinatspartners nicht einbezogen. Der Staatsrat
vertritt die Auffassung, dass diese Ungleichbehandlung in den entsprechenden Situationen beseitigt werden sollte.

Gemäss der Richtlinie D.4.4. der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe1 gilt ein Konkubinat als stabil, wenn die
Partner seit mindestens zwei Jahren zusammenleben, oder wenn sie weniger als zwei Jahre zusammenleben, aber ein
gemeinsames Kind haben. Im ersten Fall ergibt sich die Schwierigkeit, zu beweisen, dass zwei Personen seit mehr als
zwei Jahren zusammenleben. Das Amt, das mit 2,90 Vollzeitstellen (VZÄ) rund 3000 Dossiers bearbeitet, verfügt
nicht über die Ressourcen, um die notwendigen Nachforschungen durchzuführen. Für diese müsste ein offensichtlich
unverhältnismässiges Instrumentarium eingerichtet werden. Auch könnten viele Entscheide des Amtes angefochten
werden. Folglich sind es nicht diese Konkubinate, die von dieser Gesetzesänderung betroffen sind. Betroffen sind
stabile Lebensgemeinschaften, in denen die Partner zusammenleben und mindestens ein gemeinsames Kind haben.
Solche Partnerschaften können vom Amt leichter festgestellt werden. Aus Gründen der Subsidiarität sollte, wenn die
beiden Personen in einer festen Partnerschaft leben und eine Person einen Ausbildungsbeitrag beantragt, das
Einkommen der Partnerin oder des Partners angemessen berücksichtigt werden. Kurz gesagt geht es darum, die
Konkubinatspartnerin oder den Konkubinatspartner mit der Ehepartnerin oder dem Ehepartner im StiG und seinem
Ausführungsreglement vom 8. Juli 2008 (StiR) gleichzustellen. Daher müssen bei der Berechnung des Stipendiums
nicht nur die Einkommen, sondern auch die Aufwendungen der Partnerin oder des Partners der Person in Ausbildung
berücksichtigt werden. Diese gesetzliche Anpassung ermöglicht eine Annäherung an die Praxis im Bereich der
Sozialhilfe.

In Artikel 6 Abs. 1 StiG wird der Begriff der Subsidiarität von Stipendien näher erläutert. Dieser besagt, dass in erster
Linie die Person in Ausbildung, ihre Eltern, ihre Ehepartnerin oder ihr Ehepartner oder eingetragener Partner und
andere Personen, die gesetzlich zu ihrem Unterhalt verpflichtet sind, die Ausbildung finanzieren müssen. Der Staat
greift nur subsidiär ein, wenn eine Ausbildung ohne Finanzhilfe nicht möglich wäre. In seiner heutigen Formulierung
stellt dieser Artikel keine ausreichende Rechtsgrundlage dar und ermöglicht es nicht, Konkubinatspartnerinnen
und -partner in den Kreis der Personen aufzunehmen, die sich an der Finanzierung der Ausbildung ihrer Partnerin

1 https://rl.skos.ch/lexoverview-home/lex-RL_D_4_4
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oder ihres Partners beteiligen müssen. So gilt es den Begriff der Subsidiarität auf Konkubinatspartnerinnen
und -partner mit mindestens einem gemeinsamen Kind mit der Person in Ausbildung auszuweiten.

Zudem entspricht die derzeitige Formulierung dieses Artikels nicht ganz den Regeln der geschlechtsgerechten
Sprache. Er wurde daher entsprechend angepasst.

Eine Umfrage bei den Westschweizer Kantonen und im Kanton Tessin hat ergeben, dass alle Kantone über eine
gesetzliche Grundlage verfügen, die es ihnen erlaubt, das Einkommen von Konkubinatspartnerinnen und -partnern zu
berücksichtigen. Für einige von ihnen, wie z.B. in Neuenburg, ist das gemeinsame Kind nicht einmal
ausschlaggebend.

3.2 Erweiterung des Kreises der Empfängerinnen und Empfänger von
Ausbildungsbeiträgen auf vorläufig aufgenommene Personen, die nicht als
Flüchtlinge anerkannt sind, und auf Schutzbedürftige (Änderung von Art. 10 Abs. 1
StiG)

Gerade in der Schweiz stellt die Integration von Menschen mit Migrationshintergrund eine grosse Herausforderung
dar. Ein Schlüssel zur Bewältigung dieses Problems ist zweifellos die Ausbildung.

Bei den Ausbildungsbeiträgen haben die Kantone die Bedeutung der Ausbildung für die Integration von Migranten
erkannt. Denn gemäss Artikel 5 Abs. 1 Bst. d der Interkantonalen Vereinbarung zur Harmonisierung von
Ausbildungsbeiträgen vom 18. Juni 2009 (Stipendienkonkordat), der der Kanton Freiburg 2010 beigetreten ist, dass
Personen mit Wohnsitz in der Schweiz, die von der Schweiz als Flüchtlinge oder Staatenlose anerkannt wurden,
Anspruch auf Ausbildungsbeiträge haben. Damit sind die 22 unterzeichnenden Kantone verpflichtet, auf
Stipendiengesuche von Personen, die in der Schweiz Asyl erhalten haben, einzugehen. Die vier Kantone, die dem
Konkordat nicht beigetreten sind, sind gemäss Artikel 4 des Bundesgesetzes über Beiträge an die Aufwendungen der
Kantone für Stipendien und Studiendarlehen im tertiären Bildungsbereich dazu verpflichtet. Dieser besagt, dass die
Gewährung von Bundesbeiträgen an die Kantone von der Einhaltung der in den Artikeln 3, 5 bis 14 und 16 des
Stipendienkonkordats festgelegten Bestimmungen für die Gewährung von Ausbildungsbeiträgen für den tertiären
Bildungsbereich abhängig ist. Nach dieser Bestimmung erhalten Kantone, die Flüchtlinge und Staatenlose nicht in
den Kreis der Empfängerinnen und Empfänger von Stipendien einbeziehen, schlichtweg keinen Bundesbeitrag.

Die kantonale Gesetzgebung zu den Ausbildungsbeiträgen respektiert die Bedingungen des Stipendienkonkordats
und sieht vor, dass Flüchtlinge oder Staatenlose, die in der Schweiz wohnen und von ihr anerkannt sind,
Ausbildungsbeiträge erhalten können (Art. 10 Abs. 1 Bst. c StiG). So unterstützt der Kanton Freiburg jedes Jahr rund
200 Flüchtlinge mit Stipendien.

Hingegen sehen weder das Stipendienkonkordat noch die Bundes- oder Kantonsgesetzgebung vor, dass vorläufig
aufgenommene Personen und Personen mit Schutzstatus S in den Kreis der Empfängerinnen und Empfänger von
Stipendien aufgenommen werden. Folglich haben diese keinen Zugang zu Stipendien, ausser in einigen Kantonen, die
aus eigenem Antrieb beschlossen haben, den Zugang zu dieser Leistung für eine oder beide dieser Personengruppen
zu öffnen.

Vorläufig aufgenommene Personen können oft nicht zurückgeschickt werden (etwa wenn die Rückführung einer
Person in ihr Herkunftsland z. B. aufgrund eines Bürgerkriegs, anhaltender gewalttätiger Konflikte oder einer
medizinischen Notwendigkeit nicht zumutbar ist). Folglich werden sie in den meisten Fällen ihr ganzes Leben oder
einen grossen Teil ihres Lebens in der Schweiz bleiben. Bildung ist somit der beste Weg, um sie zu integrieren. Für
Ukrainerinnen und Ukrainer mit Schutzstatus S ist es wichtig, dass die sich in der Schweiz aufhaltenden Personen
eine Ausbildung unter den bestmöglichen Bedingungen absolvieren können, auch wenn schliesslich nicht alle von
ihnen in der Schweiz bleiben möchten. Da der Konflikt in der Ukraine festgefahren ist, verlängert sich ihr Aufenthalt
in unserem Land weit über das hinaus, was man sich zu Beginn der russischen Invasion im Februar 2022 vorgestellt
hat. Für diese beiden Personengruppen sind der Zugang zu Bildung und Stipendien entscheidend für eine erfolgreiche
Integration, zumal sie in der ganzen Schweiz arbeiten dürfen.

2618 Juin 2025



6

3.3 Anpassung von Artikel 12 Abs. 1 Bst. b und Abs. 3 StiG «Berechnung der
Ausbildungsbeiträge» aufgrund der Änderung von Artikel 6 Abs. 1 StiG
«Subsidiarität»

Aus Gründen der Kohärenz sollte Artikel 12 Abs. 1 Bst. b und Abs. 3 StiG, der auch die Personen nennt, deren
finanzielle Möglichkeiten nach Artikel 6 Abs. 1 StiG bei der Berechnung der Stipendien berücksichtigt werden
müssen, die Konkubinatspartnerinnen und -partner mit mindestens einem gemeinsamen Kind einschliessen.

Es wird klargestellt, dass Absatz 4 sehr wohl nur die Eltern und eventuelle Schwiegereltern betrifft, wie dies in der
Botschaft Nr. 36 vom 8. Oktober 2007 des Staatsrats an den Grossen Rat zum Gesetzesentwurf über die Stipendien
und Studiendarlehen angegeben wird, sowie die Personen, die gesetzlich zum Unterhalt der Person in Ausbildung
verpflichtet sind (ad Art. 12). Somit werden die finanziellen Möglichkeiten von Ehepartnerinnen und Ehepartnern,
eingetragenen Partnern oder Konkubinatspartnerinnen und -partnern mit gemeinsamem Kind mit der Person in
Ausbildung über das 25. Lebensjahr hinaus nicht anders berücksichtigt.

3.4 Ersetzen der Formulierung «der gesuchstellenden Person» durch «der Person in
Ausbildung» in Artikel 14a Abs. 1 StiG

Die Ausbildungsbeiträge können sowohl von Studierenden als auch von Schülerinnen und Schülern oder Lernenden
beantragt werden. Im StiG wird der Begriff «Personen in Ausbildung» verwendet, um diese verschiedenen
Kategorien von Personen zu bezeichnen. Bei der Einführung von Artikel 14a Abs. 1 in das StiG wurde versehentlich
der Begriff der «gesuchstellenden Person» eingefügt. Im Interesse der Vereinheitlichung und der Beachtung des
Geschlechts der Personen wird «gesuchstellenden Person» durch «Personen in Ausbildung» ersetzt.

3.5 Zusammenarbeit und Informationsaustausch zwischen dem Amt und den Kantons-
und Gemeindebehörden (Einführung eines neuen Artikels in das StiG)

3.5.1 Allgemeine Erwägungen

Die Vergabe von Ausbildungsbeiträgen ist eine bedarfsabhängige Leistung. So werden, wie in Artikel 12 Abs. 2 StiG
erläutert, die finanziellen Möglichkeiten der Person in Ausbildung sowie der in Art. 6 Abs. 1 StiG genannten
Personen grundsätzlich auf der Grundlage aller Einkommen und des Vermögens ermittelt. Darüber hinaus sind
weitere Informationen erforderlich, die nicht finanzieller Natur sind. Sie betreffen beispielsweise den Ausbildungsweg
der gesuchstellenden Person, die Zusammensetzung ihres Haushalts oder des Haushalts der Eltern oder ihre
Staatsangehörigkeit bzw. Aufenthaltsgenehmigung.

Die Personen, die Ausbildungsbeiträge beantragen, befinden sich oft in einer prekären finanziellen Situation und
benötigen rasche Unterstützung. Das Amt bemüht sich, die Fristen zwischen der Einreichung des Stipendiengesuchs und
der Bekanntgabe des Entscheids möglichst kurz zu halten. Allerdings können sich die Fristen unabhängig vom Willen
des Amtes verlängern. Denn fast die Hälfte der Stipendiengesuche, die beim Amt eingehen, sind unvollständig und
können nicht sofort bearbeitet werden. Die Hauptgründe dafür sind:

1. Einige Dokumente sind zum Zeitpunkt der Gesuchstellung nicht verfügbar: beispielsweise wenn die
massgebende Veranlagungsanzeige von der kantonalen Steuerverwaltung (KSTV) noch nicht zugestellt wurde.

2. Die Person in Ausbildung oder ihre Eltern verstehen nicht, welche Unterlagen sie einreichen müssen.
3. Eine oder mehrere der in Artikel 6 Abs. 1 StiG genannten Personen sind nicht zur Zusammenarbeit bereit und

weigern sich, bestimmte für die Bearbeitung des Gesuchs unerlässliche Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

Die erste Situation ist nicht wirklich problematisch, da das Gesuch bearbeitet werden kann, sobald die fehlenden
Dokumente verfügbar sind und unaufgefordert ans Amt weitergeleitet werden. In den beiden anderen Fällen hingegen
wird die Arbeit des Amts behindert und die Bearbeitung der Dossiers verlangsamt oder sogar unmöglich gemacht.

Je nach der Situation der Person in Ausbildung und ihrer Familie müssen dem Gesuchsformular zahlreiche
Dokumente beigefügt werden: Gerade für Personen, die sich mit Verwaltungsverfahren nicht auskennen, oder
Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit kann die Zusammenstellung eines vollständigen Dossiers mühsam
sein und einige von ihnen davon abhalten, ein Stipendiengesuch zu stellen.
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Das Amt versucht, Personen, die Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung ihres Stipendiengesuchs haben, zu helfen,
indem es sich beispielsweise an die Bildungsinstitutionen und die zuständigen Kantons- oder Gemeindebehörden
wendet, um die Unterlagen direkt zu erhalten. Aufgrund des Datenschutzes bleiben diese Schritte jedoch oft erfolglos.
Die Unterlagen werden zuerst an die Person in Ausbildung oder ihre Eltern geschickt, die sich dann um die
Weiterleitung ans Amt kümmern, was mehrere Tage oder Wochen dauern oder sogar dazu führen kann, dass das Gesuch
nicht bearbeitet werden kann. Dadurch wird die Bearbeitungsdauer des Dossiers unnötig verlängert, was die Person in
Ausbildung oder ihre Eltern bis zur Auszahlung des Stipendiums in eine schwierige finanzielle Lage bringen kann.

Fälle, in denen ein Elternteil oder sogar beide Elternteile die Zusammenarbeit verweigern und die vom Amt
benötigten Unterlagen nicht zur Verfügung stellen, sind eine Realität, mit der das Amt fast täglich konfrontiert wird.
Solche Fälle treten meist dann auf, wenn die in Ausbildung befindliche Person mit ihren Eltern zerstritten ist, die
Familie zerrissen ist oder wenn sie z. B. zwischen ihren geschiedenen Eltern in einen Zwiespalt gerät. Auch in
solchen Situationen kontaktiert das Amt die Eltern und fordert sie auf, die nötigen Unterlagen bereitzustellen.
Manchmal sind diese Versuche erfolgreich. Ist dies jedoch nicht der Fall, so sind dem Amt die Hände gebunden. Es
sieht sich nicht in der Lage, die Berechnung des Stipendiums vorzunehmen und spricht ein Nichteintretensentscheid
aus, was ganz offensichtlich nicht im Interesse der Person in Ausbildung ist.

3.5.2 Zugriff auf die Daten der KSTV

Seit dem Ausbildungsjahr 2016/17 kann das Amt gemäss Artikel 14a Abs. 1 StiG durch ein Abrufverfahren auf die Daten
der kantonalen Steuerverwaltung zugreifen. Es kann so die Veranlagungsanzeigen oder Quellensteuerbestätigungen von
Eltern erhalten, die nicht zur Zusammenarbeit bereit sind. Die Einführung dieser Bestimmung in das StiG hat sich
bewährt und ist von sehr grossem Nutzen. Sie hat dazu beigetragen, dass Stipendiengesuche, die aufgrund des Fehlens der
Veranlagungsanzeige abgelehnt worden wären, wieder freigegeben werden konnten. Es ist unerlässlich, dass das Amt
künftig ohne Verwaltungsaufwand einfach und schnell auch auf andere Daten, die für die Bearbeitung und Beurteilung
von Gesuchen für Ausbildungsbeiträge benötigt werden, zugreifen kann.

3.5.3 Pflicht der Person in Ausbildung

Es ist wichtig zu betonen, dass gemäss Artikel 14 Abs. 1 Bst. a StiG in erster Linie Aufgabe der Personen in
Ausbildung ist, beim Amt ein vollständiges Stipendiengesuch einzureichen. Das Amt wird nur dann direkt auf
bestimmte Daten zugreifen, wenn die gesuchstellende Personen offensichtlich nicht in der Lage sind, alle
erforderlichen Unterlagen aus eigener Kraft zu beschaffen, oder wenn sie trotz der Erklärungen des Amts nicht
verstehen, welche Unterlagen sie vorlegen müssen. Es wird sich also nicht um einen systematischen Zugang, sondern
um einen Zugriff im Einzelfall handeln, der im Interesse der Person in Ausbildung gewährt wird. Das Amt kann sich
auch an eine zuständige Behörde wenden, wenn es in bestimmten Fällen Zweifel an der Echtheit eines von der Person
in Ausbildung eingereichten Dokuments hat.

3.5.4 Information der Personen, deren Daten gemäss Artikel 14b Abs. 1 StiG gesammelt wurden

Um dem Amt Verwaltungsaufwand zu ersparen, werden die Personen, deren Daten gesammelt werden, nicht
persönlich benachrichtigt. In der Praxis wird die Person in Ausbildung, wenn ein Dossier unvollständig ist, ihr
Gesuch mit einem Brief zurückerhalten, der eine Liste der fehlenden Dokumente enthält, die innerhalb einer
bestimmten Frist zu übermitteln sind, sowie den Hinweis, dass das Amt Daten gemäss Artikel 14b Abs. 1 StiG
erheben kann, wenn es diese nicht rechtzeitig erhält, mit der Aufforderung an die gesuchstellende Person, allfällige
betroffene Drittpersonen zu informieren.

3.5.5 Erläuterungen zu den Bestimmungen in Artikel 14b Abs. 1 StiG

Das Amt verarbeitet Personendaten, von denen einige besonders schützenswerte Daten sind. Es scheint sinnvoll,
einige Erläuterungen zur Bedeutung dieser Daten für die Bearbeitung und Beurteilung der Beitragsgesuche zu geben.

A) Abs. 1 Bst. a) vollständige Finanzlage

Wie bereits erwähnt, werden für die Bearbeitung und Beurteilung von Stipendiengesuchen alle Einkommen und
Vermögen der Person in Ausbildung und der in Artikel 6 Abs. 1 StiG genannten Personen in die Berechnung der
Stipendien einbezogen. Die finanzielle Situation der Eltern wird auf der Grundlage ihrer Steuerveranlagung oder ihrer

2620 Juin 2025



8

Quellensteuerbescheinigung berücksichtigt. Je nach Situation werden jedoch auch andere Einkommensquellen wie
Unterhaltsbeiträge, verschiedene Renten, Ergänzungsleistungen, Arbeitslosenentschädigungen oder andere
Sozialleistungen bei der Berechnung berücksichtigt.

B) Abs. 1 Bst. b) Ausbildungsgang

Artikel 9 StiG legt die Dauer der Ausbildung fest, nach deren Überschreitung die Gewährung eines Stipendiums nicht
mehr möglich ist. Diese Fristen werden im StiR angegeben. So ist es beispielsweise und grundsätzlich nicht mehr
möglich, nach 11 Jahren nachobligatorischer Ausbildung ein Stipendium zu erhalten. Für das Amt ist es wichtig, den
genauen Ausbildungsweg der Person zu kennen, die den Ausbildungsbeitrag beantragt. Es kann sich nicht immer auf
den Lebenslauf und die Informationen verlassen, die diese bereitstellt. Daher ist es wichtig, dass das Amt bestimmte
Daten direkt von den Bildungsinstitutionen erhalten kann.

Da die Situation der Geschwister der Person in Ausbildung bei der Berechnung des Stipendiums eine Rolle spielt,
muss das Amt auch Zugang zu deren Studienbescheinigungen oder Lehrverträgen haben, wenn die gesuchstellende
Person diese nicht vorlegen kann, z. B. wegen eines Familienkonflikts.

C) Abs. 1 Bst. c) Zusammensetzung des Haushalts, zu dem die Person in Ausbildung gehört

Bei der Berechnung eines Stipendiums werden die noch von den Eltern abhängigen Personen, die die Familieneinheit
bilden, berücksichtigt. In den meisten Fällen ist diese leicht zu erkennen. Das Amt bearbeitet jedoch auch Fälle von
Personen, deren Familiensituation sich als problematisch, kompliziert oder sogar chaotisch erweist. Eine
gesuchstellende Person mit zerrütteten Familienverhältnissen, die bei keinem der beiden womöglich getrennten und
wiederverheirateten Elternteile lebt, kennt nicht unbedingt die Zusammensetzung ihres jeweiligen Haushalts.
Damit die Berechnung des Stipendiums unter Berücksichtigung aller Parameter erstellt werden kann, muss das Amt
beispielsweise auf bestimmte Daten der Einwohnerkontrolle zugreifen können.

D) Abs. 1 Bst. d) Identität, die Staatsangehörigkeit und den Aufenthaltsstatus

Der Zugang zu Dokumenten wie Identitätskarten oder Aufenthaltsbewilligungen ist für das Amt wichtig. Diese
Dokumente enthalten wichtige Informationen für die Bearbeitung der Gesuche. So ist beispielsweise bei
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern (Personen, die in der Schweiz wohnen, deren Eltern aber im Ausland
leben) der Heimatkanton für die Beantragung eines Stipendiums zuständig (Art. 6 Abs. 3 StiR). Diese Angabe steht
auf der Identitätskarte. Darüber hinaus muss das Amt die Staatsangehörigkeit einer Person in Ausbildung unter
anderem für die Bundesstatistik kennen. Das Datum der Ausstellung einer Aufenthaltsbewilligung (Ausweis B) sowie
die Staatsangehörigkeit spielen für bestimmte Personen ebenfalls eine Rolle beim Zugang zu Stipendien (Art. 6
Abs. 4 StiR). Diese Informationen sind auf dem Aufenthaltstitel zu finden.

E) Weitere Dokumente

Es ist schwierig, eine vollständige Liste der Unterlagen zu erstellen, die potenziell erfasst werden können, da die
Situationen sehr unterschiedlich sind. Daher wird in Absatz 1 von Artikel 14b der Begriff «namentlich» verwendet.
Diese Formulierung lässt dem Amt die Möglichkeit, sofern eine spezifische Situation dies erfordert, auf andere Daten
zuzugreifen, wie z. B. ein Scheidungsurteil oder eine Unterhaltsvereinbarung (Unterhaltsbeiträge), eine Geburtsurkunde
(Person in Ausbildung mit Kind) oder Heiratsurkunde, einen Mietvertrag oder einen Entscheid eines Friedensgerichts
über die Unterbringung der Person in Ausbildung in einer Pflegefamilie.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass alle Personen in Ausbildung mit stipendienrechtlichem Wohnsitz im Kanton
Freiburg das Recht haben sollten, einen Entscheid des Amts zu erhalten, ohne dass das Gesuch abgelehnt wird, weil
Unterlagen fehlen. Es kann nicht hingenommen werden, dass das Absolvieren einer Ausbildung durch einen solchen
Grund gefährdet wird. Für das Amt ist es vor allem aus Gründen der Gleichbehandlung wichtig, dass es jedes
Stipendiengesuch prüfen und einen auf eine Berechnung basierenden Entscheid treffen kann. Die Interessen der
Person in Ausbildung sollten im Mittelpunkt stehen. Die vom Staatsrat vorgeschlagene Gesetzesänderung ist vor
allem für die Personen in Ausbildung von Nutzen.
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4 Finanzielle und personelle Auswirkungen

—

4.1 Erweiterung des Subsidiaritätsprinzips auf Konkubinatspartnerinnen und -partner
mit mindestens einem gemeinsamen Kind (Änderung von Art. 6 Abs. StiG)

> Personelle Auswirkungen: Die Auswirkungen sind gleich Null. Es ist nicht zu erwarten, dass die Zahl der
Stipendiengesuche infolge der Änderung von Artikel 6 StiG steigt oder sinkt.

> Finanzielle Auswirkungen: Auch wenn die Zahl der Personen in Ausbildung mit einem oder mehreren
unterhaltsberechtigten Kindern tendenziell steigt, sind solche Fälle angesichts der rund 3000 Stipendiengesuchen,
die das Amt jedes Jahr erhält, marginal. Es ist wahrscheinlich, dass bei mehreren Personen die Höhe des
Stipendiums gekürzt oder ihr Stipendiengesuch abgelehnt wird. Die finanzielle Auswirkung wird sich jedoch auf
eine Einsparung von wenigen zehntausend Franken pro Jahr beschränken.

4.2 Erweiterung des Kreises der Empfängerinnen und Empfänger von
Ausbildungsbeiträgen auf vorläufig aufgenommene Personen, die nicht als
Flüchtlinge anerkannt sind, und auf Schutzbedürftige (von Art. 10 Abs. 1 StiG)

> Personelle Auswirkungen: Die Erweiterung des Kreises der Empfängerinnen und Empfänger von Stipendien und
Studiendarlehen wird zu einer Erhöhung der Anzahl der Stipendiengesuche führen, die vom Amt für
Ausbildungsbeiträge bearbeitet werden müssen. Die Schaffung neuer Arbeitsplätze sollte jedoch nicht notwendig
sein.

> Finanzielle Auswirkungen: Im Ausbildungsjahr 2023/24 befanden sich 99 Personen mit Ausweis S und
126 Personen mit Ausweis F ohne Flüchtlingsstatus in Ausbildung, und zwar auf allen Stufen (Vorbereitung auf
eine Ausbildung, Berufsbildung, Mittelschule oder Fachmittelschule, Universität oder Hochschule). Die
Aufnahme dieser Personen in den Kreis der Empfängerinnen und Empfänger von Stipendien würde, wenn man
die Erfahrungen mit den rund 200 Flüchtlingen, die Stipendien erhalten, extrapoliert, zusätzliche Bruttoausgaben
von rund 1,5 Millionen Franken verursachen.

4.3 Anpassung von Artikel 12 Abs. 1 Bst. b und Abs. 3 StiG «Berechnung der
Ausbildungsbeiträge» aufgrund der Änderung von Artikel 6 Abs. 1 StiG
«Subsidiarität»

Die Anpassung dieses Artikels folgt auf die Änderung von Artikel 6 Abs. 1 StiG und hat daher die gleichen
finanziellen Auswirkungen wie die unter Ziffer 4.1 genannten.

4.4 Ersetzen der Formulierung «der gesuchstellenden Person» durch «der Person in
Ausbildung» in Artikel 14a Abs. 1 StiG

Diese Änderung wird keine zusätzlichen personellen Auswirkungen oder finanziellen Belastungen mit sich bringen.

4.5 Zusammenarbeit und Informationsaustausch zwischen dem Amt und den Kantons-
und Gemeindebehörden (Einführung eines neuen Artikels in das StiG)

> Personelle Auswirkungen: Für den Zugang des Amts zu den Daten von anderen Ämtern und Behörden müssen
keine neuen Stellen geschaffen werden.

> Finanzielle Auswirkungen: Es werden sicherlich mehr Stipendien gewährt. Allerdings werden die Auswirkungen
auf das jährliche Budget für reguläre Stipendien in Höhe von 10,5 Millionen Franken vernachlässigbar sein und
eine Erhöhung des Budgets wäre nicht erforderlich.
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5 Auswirkungen und Übereinstimmung mit dem übergeordneten Recht

—

Die vorgeschlagene Gesetzesänderung hat weder Einfluss auf die Aufgabenverteilung zwischen Kanton und
Gemeinden noch auf die nachhaltige Entwicklung. Der Entwurf ist vereinbar mit dem geltenden Verfassungs- und
Bundesrecht sowie mit der Interkantonalen Vereinbarung zur Harmonisierung von Ausbildungsbeiträgen vom
18. Juni 2009. Die vorgeschlagene Änderung ist nicht betroffen von Fragen der Übereinstimmung mit dem
Europarecht.

Das Gesetz untersteht dem Gesetzesreferendum. Es untersteht nicht dem Finanzreferendum.

6 Schlussbemerkungen

—

Die Hauptziele der Ausbildungsbeiträge, wie sie im StiG festgelegt sind, bestehen darin, zur Demokratisierung der
Ausbildung sowie zur Entfaltung der Person in Ausbildung beizutragen. Sie sollen ferner dazu beitragen, dass der
Kanton wirtschaftlich, intellektuell und kulturell konkurrenzfähig und attraktiv bleibt. Darüber hinaus sollen sie den
Zugang zur nachobligatorischen Ausbildung erleichtern und die Chancengerechtigkeit fördern.

Die Änderung von Artikel 6 Abs. 1 StiG und die daraus resultierende Anpassung von Artikel 12 Abs. 1 Bst. b und
Abs. 3 sollen die Ungleichbehandlung zwischen einem verheirateten und einem unverheirateten Paar, die unter
demselben Dach leben und beide mindestens ein gemeinsames Kind haben, beseitigen.

Die Aufnahme von vorläufig aufgenommenen und schutzbedürftigen Personen in das StiG steht voll und ganz im
Einklang mit der Verwirklichung der Zielsetzung dieses Gesetzes. Da Stipendien hauptsächlich für Personen in
Ausbildung mit begrenzten Mitteln bestimmt sind, macht die Ausweitung des Zugangs auf diese beiden
Personengruppen vollkommen Sinn. Denn viele von ihnen leben in prekären Verhältnissen und sind teilweise oder
vollständig auf Sozialhilfe angewiesen. Stipendien werden es manchen von ihnen ermöglichen, finanziell von der
Sozialhilfe unabhängig zu sein, was mehr Wertschätzung und weniger Stigmatisierung bedeutet, zumal diese
Finanzhilfe in der Regel nicht rückzahlungspflichtig ist.

Die Vereinfachung der Zusammenarbeit und des Informationsaustauschs zwischen dem Amt und den Kantons- und
Gemeindebehörden wird es dem Amt zudem ermöglichen, die Bearbeitungsfristen für Stipendiengesuche kurz zu
halten, insbesondere in Situationen, in denen der Zugang zu den Dokumenten, die dem Dossier beizufügen sind,
schwierig oder gar unmöglich ist, vor allem aufgrund von Eltern, die nicht zur Zusammenarbeit bereit sind, oder
wenn die betroffenen Personen nicht verstehen, welche Unterlagen dem Gesuch beizufügen sind. Die Aufnahme
einer solchen Bestimmung in das StiG wird die Aufgabe des Amts erleichtern und vor allem den Personen in
Ausbildung zugutekommen.

Der Staatsrat lädt den Grossen Rat daher ein, dieser Gesetzesvorlage zuzustimmen.
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Message 2024-DIME-160 13 mai 2025

—
Projet d'assainissement des remparts et projet de renouvellement de l'éclairage
du Château de Gruyères

Nous avons l’honneur de vous soumettre le message accompagnant le projet de décret relatif à l’octroi d’un crédit
d’engagement de 6 400 000 francs pour l’assainissement des remparts, du chemin de ronde, des tours et pour le
renouvellement de l’éclairage extérieur du Château de Gruyères.

Ce projet qui s’inscrit dans une démarche de valorisation de notre patrimoine historique doit également garantir la
sécurité des visiteurs comme des collaborateurs. Le chemin de ronde de Jehan l’Eclopé pourra à nouveau être
utilisé. Le renouvellement de l’éclairage permettra de mettre en valeur le château tout en respectant l’environnement,
tant par la protection de la faune locale que par l’optimisation de la consommation énergétique.
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4.1 Assainissement des remparts, du chemin de ronde et des tours et renouvellement de l’éclairage
extérieur 8

5 Conclusion 9
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1 Contexte

—

Depuis plusieurs années, il a été constaté que les murs de parement des remparts du Château de Gruyères présentaient
des faiblesses de plus en plus importantes. Ces dégradations ont toutes été observées à la suite d’aléas saisonniers en
lien avec les périodes de gel et dégel. L’année 2012, dont la saison hivernale fut particulièrement marquée par des
températures très basses, a été l’objet d’un premier dégât majeur sur la partie Nord-Est du rempart, avec la chute de
pierres atteignant le chemin de Jehan l'Eclop®, fort heureusement non fréquenté à ce moment-là. A la suite de
l’événement du 6 mars 2012, le chemin a immédiatement été fermé au public, le temps d’effectuer les travaux de
réparation, dont les coûts se sont montés à 185 000 francs.

Après réparation de la partie endommagée, une analyse préliminaire a conclu qu’un contrôle étendu à l’ensemble des
remparts était nécessaire. Cette inspection, réalisée en 2013, a confirmé la présence d’autres secteurs instables, avec
des risques d’effondrement. Au printemps 2013, d’autres interventions urgentes ont été entreprises dans le secteur
Nord. Entre 2013 et 2017, des mesures provisoires ont dû mises en place, à savoir :

> Création de tunnels de protection au niveau de la tour Nord et de l'échauguette ;
> Pose de treillis et filets de retenue, depuis la tour Nord et jusqu'¨ la tour à 5 pans ;
> Contrôle global des maçonneries en testant mécaniquement les murs de parement ;
> Contrôle et création de sondages sur le pourtour des maçonneries ;
> Mise en place d’un étayage provisoire sur le mur au Sud-Est, à l’endroit d’un décollement ponctuel du parement.

Le chemin de Jehan l’Eclopé a également été définitivement fermé en janvier 2018 pour des raisons de sécurité. En
effet, entre 2018 et 2019, de nouveaux écroulements majeurs ont été constatés au niveau de la tour ronde, sans
dispersion des gravats grâce aux protections mises en place au niveau des maçonneries. Il a donc été décidé de former
un groupe de travail avec les entités étatiques concernées et des spécialistes, dont un ingénieur civil, un architecte, et des
ingénieurs en pétrophysique-minéralogie et crépis. Les discussions et analyses supplémentaires ont permis d’aboutir en
2019 à une solution testée in situ, répondant parfaitement au cahier des charges exigé pour l’assainissement des
remparts, ainsi que du chemin de ronde, des tours et de la chapelle St-Jean. Ces ouvrages, qui font partie intégrante du
mur d’enceinte, nécessitent également un entretien général et des réparations.

Figure 3 Mur Nord - Dégât du 6 mars 2012 Figure 2 Mur Nord - Décollement
du parement

Figure 1 Mur Nord - Emprise des
travaux de réparation
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En raison de l’augmentation des coûts de construction, le montant du projet a été réévalué par les mandataires en
2023, année où de nouvelles dégradations ont été constatées. Des travaux urgents ont d’ailleurs été nécessaires en
2024, financés par le budget d’entretien ordinaire du Service des bâtiments (SBat).

Ces travaux urgents ont dû être réalisés au niveau de la tour ronde, en deux étapes, à commencer par le remplacement
d’un filet de protection pour des raisons de sécurité des visiteurs et de l’édifice, puis la reconstruction du parement
extérieur du mur de la partie de l’ouvrage concerné. En parallèle, des éléments de charpente du chemin de ronde ont
dû être également remplacés. Le coût total de ses opérations, qui se sont limitées au strict nécessaire, s’est monté à
46 000 francs.

Aujourd’hui, force est de constater que les protections mises en place ont atteint leur limite d’efficacité. Compte tenu
d’un climat de plus en plus changeant et intense en matière de précipitations, gel et dégel, etc., le SBat envisage de
poursuivre le projet et débuter les travaux dès l’été 2025.

En parallèle, un projet connexe pour le renouvellement de l’éclairage du château et des remparts a été développé sur
l’initiative du Service de l’environnement (SEn), secteur « pollution lumineuse ».

2 Projets

—

2.1 Assainissement des remparts, du chemin de ronde et des tours

Le projet d’assainissement repose sur la méthode de consolidation par « micro-clouage » testée en 2019. Bien que
relativement invasive, cette proposition d’intervention représente la solution la plus conservatrice, la plus durable et
la plus esthétique parmi celles envisagées1.

Les murs d’enceinte étant composés d’ouvrages de maçonnerie de part et d’autre d’un remplissage peu homogène, la
solution consiste à redonner une cohésion d’ensemble entre le parement extérieur de la maçonnerie et le parement
arrière. Des forages de 40 millimètres seront réalisés tous les 1 m2, puis des barres en fibres de verre y seront insérés.
Des injections de coulis de chaux permettront de lier les différentes couches et redonner la cohésion nécessaire au
maintien du parement extérieur.

Il est à noter que cette méthode nécessite des températures positives pour être mise en œuvre. C’est pourquoi les
interventions se dérouleront par phases, en alternance avec les travaux d’assainissement du chemin de ronde et des
tours.

Figure 6 Tour ronde - Dégât du 6 mars 2012 Figure 5 Tour carrée - Etayage provisoire
du plancher

Figure 4 Chemin de ronde - Réparation
d'urgence charpente
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Figure 11 Localisation zone de tests effectués en 2019

Ces travaux se dérouleront sur une période de trois ans, avec une interruption chaque hiver, étant donné qu’il est
impossible de réaliser des travaux de crépissage et de maçonnerie pendant les périodes de froid. En parallèle aux
consolidations, il est prévu d’assainir les enduits et crépis de l’ensemble des maçonneries. Les derniers contrôles ont
révélé une détérioration quasi générale de ces éléments, ainsi que la présence dans de nombreux secteurs de crépis
réalisés au ciment et particulièrement inadaptés à ce type de maçonnerie. Ces crépis devront être remplacés par des
crépis à la chaux. Il s’agira également de profiter du montage des échafaudages sur la périphérie des ouvrages pour
les charpentes, les couvertures des toitures et autres ouvrages annexes, fortement sollicités lors d’intempéries et de
tempêtes. Ces travaux seront réalisés en étroite collaboration avec le service des biens culturels (SBC) et le service
archéologique (SAEF), afin de garantir une rénovation respectueuse du patrimoine et de la substance historique, ainsi
qu’avec la fondation du Château de Gruyères qui assure l’exploitation du château.

1 La méthode de « déconstruction-reconstruction » a été écartée, car destructrice d’un point de vue de la substance patrimoniale, très
coûteuse et très longue à mettre en œuvre. La méthode de « mise en place d’une enveloppe extérieure », certes réversibles, n’a
également pas été retenue car ne constituait qu’une intervention provisoire.
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Les catégories a. et c. n’ont en principe pas de poussée de terre à équilibrer. Les catégories b.
et c. peuvent être l’objet, localement, de pressions hydrauliques. Partant de ce constat la
catégorie b. est l’objet de poussée de terre à laquelle pourrait s’ajouter une pression
hydraulique. Il s’agit de la typologie la plus sollicitée mais aussi de la catégorie la plus
représentative de l’enceinte.

Ces trois catégories sont, à des degrés et pour des causes diverses, le siège de circulation
d’eau. Elle s’infiltre et s’écoule verticalement pour la catégorie a. et verticalement et
horizontalement pour les deux autres typologies.

Les circulations d’eau dans l’épaisseur des murs ont deux conséquences directes. Le cas
échéant ces conséquences peuvent être accentuées par la mise en œuvre de mortier de ciment,
étanche, pour le jointoyage des blocs et pierres de parement.

-l’eau lave le mortier et tend à dissoudre la chaux, elle favorise également les migrations de sels
dissouts et en particuliers ceux qui proviennent des mortiers utilisés pour la réfection des joints.

-lorsque qu’elle ne peut s’écouler librement ou qu’elle demeure prisonnière du sable généré par
le processus ci-dessus, l’eau est également susceptible de geler à l’intérieur des murs en
période hivernale. Ceci contribue à fuser le mortier de chaux et à disloquer la maçonnerie par la
création de lentilles de glace expansives. Après un certain nombre de cycles gel-dégel, dont
l’effet à tendance à s’accroître avec le temps, le parement se détache petit à petit du blocage.
Les blocs qui forment le parement sont susceptibles de sortir de leur équilibre et de basculer
dans le vide au dégel, entraînant dans leur chute une partie du blocage en fonction de son état.

Figure 8 Schéma du processus de dégradation des
parements - Gex&Dorthe Sàrl

Figure 7 Schéma d'intégration des clous -
Gex&Dorthe Sàrl

Figure 10 Mise en œuvre par « micro-clouage » Figure 9 Tests de résistance
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Enfin, la remise en état de tous les murs d’enceinte permettra la réouverture sécurisée du chemin de Jehan l’Éclopé au
public. Cette promenade, très appréciée des visiteurs, est la seule à offrir un tour complet de l’enceinte.

Résumé des surfaces concernées par les travaux

Longueur des murs d’enceinte 284 m1

Surfaces des parements à consolider 1 400 m2

Surfaces des parements et tours à assainir 2 800 m2

Surface des toitures à assainir 720 m2

Figure 12 Vue aérienne des parties d'ouvrage à assainir - Pasquier-Glasson SA

Figure 15 Secteurs concernés par les assainissements - Pasquier-Glasson SA

Figure 14 Chapelle St-Jean Figure 13 Tour à 5 pans

Figure 16 Tour à 4 pans Figure 17 Echauguettes

2634 Juin 2025



6

2.2 Renouvellement de l’éclairage extérieur

En mai 2023, le SEn a pris contact avec le directeur et conservateur du château et le SBat concernant l’éclairage du
château et de ses remparts. L’objectif était d’initier l’étude d’un projet pour le renouvellement de l’illumination du
château et des remparts. Il est à noter que l’éclairage actuel présente les inconvénients suivants :

> Les sources lumineuses existantes sont très puissantes et énergivores ;
> L’éclairage est très diffus, non-homogène, et dépourvu de système de réduction de pollution lumineuse ;
> Les températures de couleurs diffèrent d’un projecteur à l’autre ;
> Certains composants, comme les ampoules, ne sont plus remplaçables, rendant certains projecteurs inopérants. A

ce jour, sept projecteurs ne fonctionnent plus et ne peuvent plus être réparés.

Favorable à la proposition de lancement d’une étude, un groupe de travail composé du directeur du château, du SEn,
du Service des forêts et de la nature (SFN), du SBC et du SBat a été formé afin de poser les fondements et intérêts des
parties prenantes.

Un cahier des charges a ainsi été élaboré avec comme principaux objectifs :

> Une mise en valeur du patrimoine bâti ;
> Des installations lumineuses économes en énergie ;
> La protection de la faune et la réduction des émissions lumineuses ;
> Dans la mesure du possible la réutilisation des infrastructures existantes.

A la suite d’un appel d’offres, un mandat a été attribué au bureau Aebischer & Bovigny à Lausanne. Le projet a été
développé en partenariat avec le groupe de travail qui, lors de plusieurs séances de rendus intermédiaires, a demandé
de réajuster et d’affiner le concept, dont le résultat final en phase d’avant-projet est joint en annexe.

Le groupe de travail a validé cet avant-projet le 23 avril 2024 et tient à souligner la grande qualité du travail,
répondant parfaitement aux contraintes exigées. Le principe d’éclairage s’articule autour « d’une hiérarchisation de
l’intensité lumineuse en fonction des différents plans architecturaux. Sont ainsi éclairés, du moins intense au plus
intense : les remparts, les tours des remparts, le corps de logis, la tour du corps de logis et le donjon. Les toitures sont
délibérément laissées dans la pénombre afin de diminuer la pollution lumineuse. »

En termes de consommation et selon les premières estimations, la puissance installée du nouvel éclairage sera être
environ cinq fois inférieure à celle du système actuel, ce qui entrainera une forte diminution de la consommation
électrique respectivement des coûts. Cette réduction pourrait même être plus conséquente en fonction des modèles de
projeteurs choisis.

Le tableau ci-dessous présente les valeurs entre l’installation actuelle et celle estimée avec le nouvel éclairage. Est
pris en considération un scénario avec une durée d’éclairage de 1100 heures par année.

Potentielle d’économie d’énergie

Puissance Temps d’éclairage Energie annuelle consommée

Installation existante 27 kW 1100 h/an 29 700 kWh/an

Nouvelle installation 5 kW 1100 h/an 5 500 kWh/an

Economie d’énergie - 24 200 kWh/an

Ainsi, il est envisagé de poursuivre avec les phases de projet, de demande d’autorisation et d’appel d’offres, et de
profiter des interventions d’assainissement des remparts pour optimiser les travaux nécessaires au renouvellement de
l’éclairage. Ce projet sera développé en conformité avec les recommandations de l’Office fédéral de l’environnement
(OFEV) pour la prévention des émissions lumineuses. De plus, il sera suivi conjointement par le groupe de travail
ayant initié le développement de l’avant-projet.
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3 Aspects financiers

—

Les coûts d’investissement pour l’assainissement des remparts et le renouvellement de l’éclairage sont estimés
à 6 400 000 francs. Ces coûts comprennent les études déjà effectuées par les mandataires pour les deux projets.

Concernant l’assainissement des remparts, la complexité des travaux a été prise en compte. Conformément à ce que
prévoit l’Ordonnance sur les projets immobiliers importants de l’Etat et sur la Commission d’examen des projets
immobiliers de l’Etat (OPIC), certains CFC ont fait l’objet d’appels d’offres afin de consolider les coûts, atteignant
dans ce cas environ 76 % du CFC 2. Il s’agit notamment des prestations suivantes :

> CFC 211.1 Echafaudages
> CFC 211.6 Maçonnerie et micro-clouage
> CFC 214.1 Charpentes
> CFC 222.0 / 224.0 Ferblanterie – Couverture
> CFC 226.1 Installation de chantier, crépis et enduits

Concernant le renouvellement de l’éclairage extérieur, l’estimation tient compte d’un part de vétusté des installations
électriques existantes, le projet n’ayant été développé à ce stade que jusqu’à la phase SIA 31. Pour des questions de
synergies, ce projet a été intégré au projet d’assainissement. Une phase d’analyse complétée par des travaux
préparatoires anticipés permettra de préciser ce qui peut être repris, sachant que les intentions du projet visent une
récupération maximale des infrastructures.

Le tableau ci-dessous récapitule les coûts pour chacun des projets.

Coûts estimatifs des travaux

Remparts, chemin de
ronde et tours

Renouvellement de
l’éclairage extérieur

Montant TTC

CFC 1 Travaux préparatoires 60 000 29 000 89 000

CFC 2 Bâtiment 4 708 000 504 000 5 212 000

CFC 5 Frais secondaires 105 000 13 000 118 000

Figure 19 Plan d'ensemble du projet d'éclairage - Aebischer&Bovigny Figure 18 Rendu (vue côté Nord) et vols chauve-souris -
Aebischer&Bovigny
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Remparts, chemin de
ronde et tours

Renouvellement de
l’éclairage extérieur

Montant TTC

CFC 583 Réserve pour risques de chantier
(15 % du CFC 1, 2 et CFC 5)

668 000 74 000 742 000

CFC 6 Réserve maître d’ouvrage
(5 % sur CFC 2)

216 000 23 000 239 000

Total 5 757 000 643 000 6 400 000

Total final 6 400 000

Dans le cadre des coûts estimatifs et pour les deux projets, une réserve totale pour risques chantier de 15 % a été
calculée sur les CFC 1, 2 et 5 (hors honoraires), soit un montant arrondi de 742 000 francs intégré dans le CFC 583.
Ce montant sera mis à disposition de la Commission de projet (CoPro) pour couvrir les risques de chantier.

Hors devis estimatif, une réserve de 5 % calculée sur le CFC 2 (hors honoraires) des deux projets est ajoutée au total.
Cette réserve d’un montant arrondi de 239 000 francs sera mise à disposition du Maître de l’Ouvrage pour répondre
aux risques significatifs non couverts dans la réserve pour risques chantier.

Le coût des travaux est estimé sur la base de l’indice suisse des prix de la construction (ISPC) arrêté en octobre 2024
et établi à 114.3 points dans la catégorie « Rénovation, transformation – Espace Mittelland » (base octobre 2020 =
100 pts).

3.1 Financement

Le coût de construction s’élève à 6 400 000 francs (TTC) et fait l’objet d’un nouveau crédit d’engagement du même
montant.

Des contacts sont en cours avec la commune de Gruyères en vue d’une éventuelle participation financière au projet
d’éclairage.

4 Planning intentionnel

—

4.1 Assainissement des remparts, du chemin de ronde et des tours et renouvellement
de l’éclairage extérieur

Mise à l’enquête2 Avril 2025 – Juin 2025

Octroi du crédit d’engagement par le Grand Conseil Juin 2025

Adjudications des appels offres ayant confirmé l’estimation des coûts Juillet 2025

Solde des appels d’offres et adjudications Juillet 2025 – Septembre 2025

Travaux préliminaires et installation de chantier pour les travaux d’assainissement Juillet 2025 – Août 2025

Exécution des travaux d’assainissement (par phases) Septembre 2025 – Mars 2028

Travaux préliminaires et installation de chantier pour les travaux de renouvellement
d’éclairage extérieur

Mai 2026 – Octobre 2026

Mise en service et achèvement de l’éclairage extérieur Décembre 2026

Mise en service et achèvement des remparts assainis Avril 2028 – Mai 2028

2 La vérification portant sur la nécessité d’une mise à l’enquête ordinaire est en cours. Dans tous les cas, si une mise à l’enquête ordinaire
devait être exigée, celle-ci sera déposée de manière anticipée, de manière à pouvoir débuter les travaux le plus rapidement possible.
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5 Conclusion

—

Le Conseil d’Etat sollicite du Grand Conseil l’octroi d’un crédit d’engagement de 6 400 000 francs pour la planification
et la réalisation des travaux d’assainissement des remparts, du chemin de ronde, des tours, ainsi que pour le
renouvellement de l’éclairage extérieur.

Il est crucial de noter que les installations provisoires ne sont aujourd’hui plus en mesure de contenir les risques
d’effondrement, ce qui pourrait entrainer une perte historique inestimable pour cet édifice emblématique du patrimoine
fribourgeois qu’est le Château de Gruyères.

Au-delà de l’aspect de conservation du patrimoine, le projet de renouvellement de l’éclairage vise à mettre en valeur
les remparts assainis par des interventions subtiles respectant l’environnement, tant par la protection de la faune locale
que par l’optimisation de la consommation énergétique.

Le décret proposé n’a pas de conséquence directe en matière de personnel. Il n’influence pas la répartition des tâches
entre l’Etat et les communes. Il est conforme au droit fédéral et européen.

Ce décret est soumis au référendum financier facultatif.
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Botschaft 2024-DIME-160 13. Mai 2025

—
Projekt für die Sanierung der Burgmauer, des Wehrgangs und der Türme und
die Erneuerung der Aussenbeleuchtung des Schlosses Gruyères

Wir unterbreiten Ihnen hiermit die Botschaft zum Dekretsentwurf über die Gewährung eines Verpflichtungskredits in
Höhe von 6 400 000 Franken für die Sanierung der Burgmauer, des Wehrgangs und der Türme und die Erneuerung
der Aussenbeleuchtung des Schlosses Gruyères.

Das Projekt ist Teil des Bestrebens des Staats zur Aufwertung unseres historischen Bauerbes und soll zudem die
Sicherheit der Besucherinnen und Besucher und des Personals gewährleisten. Der Wehrgang Jehan l’Eclopé wird
wieder genutzt werden können. Die Erneuerung der Aussenbeleuchtung wird das Schloss aufwerten und gleichzeitig
die Umwelt schonen, sowohl durch den Schutz der lokalen Fauna als auch durch die Optimierung des
Energieverbrauchs.

Inhaltsverzeichnis

—

1 Hintergrund 2

2 Projekte 3

2.1 Sanierung der Burgmauer, des Wehrgangs und der Türme 3

2.2 Erneuerung der Aussenbeleuchtung 6

3 Finanzielle Folgen 7

3.1 Finanzierung 8

4 Vorläufige Planung 8

4.1 Sanierung der Burgmauer, des Wehrgangs und der Türme & Erneuerung der Aussenbeleuchtung 8

5 Schlussfolgerung 9
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1 Hintergrund

—

Seit mehreren Jahren ist bekannt, dass das Sichtmauerwerk der Befestigungsanlage des Schlosses Gruyères
zunehmend Schwächen aufweist. Diese Schäden wurden alle nach saisonalen Frost- und Tauperioden beobachtet. Im
Winter 2012, der durch sehr tiefe Temperaturen gekennzeichnet war, traten die ersten grösseren Schäden im
nordöstlichen Teil der Burgmauer auf, wo Steine auf den Wehrgang Jehan l’Eclopé fielen, auf dem sich zu diesem
Zeitpunkt glücklicherweise niemand befand. Nach dem Ereignis vom 6. März 2012 wurde der Wehrgang umgehend
für die Öffentlichkeit gesperrt, bis die Reparaturarbeiten, deren Kosten sich auf 185 000 Franken beliefen,
abgeschlossen waren.

Nach der Reparatur des beschädigten Abschnitts zeigte eine vorläufige Analyse, dass eine umfassende Überprüfung
der gesamten Burgmauer erforderlich war. Diese wurde 2013 durchgeführt und bestätigte das Vorhandensein weiterer
instabiler und einsturzgefährdeter Bereiche. Im Frühjahr 2013 wurden weitere Sofortmassnahmen im nördlichen Teil
durchgeführt. Zwischen 2013 und 2017 mussten verschiedene provisorische Massnahmen getroffen werden, darunter:

> Errichtung von Schutzvorrichtungen am Nordturm und am Wachturm;
> Anbringen von Gittern und Sicherheitsnetzen vom Nordturm bis zum fünfeckigen Turm;
> Gesamtkontrolle des Mauerwerks durch mechanische Prüfung des Sichtmauerwerks;
> Kontrolle und Durchführung von Sondierungen am Aussenrand des Mauerwerks;
> Anbringen einer provisorischen Abstützung an der Südostwand, wo eine punktuelle Ablösung des

Sichtmauerwerks festgestellt worden war.

Der Wehrgang Jehan l’Eclopé musste im Januar 2018 aus Sicherheitsgründen endgültig geschlossen werden. Zwischen
2018 und 2019 wurden neue grosse Einstürze am Rundturm festgestellt, wobei dank der Schutzvorrichtungen keine
Trümmer herunterfielen. Daher wurde beschlossen, eine Arbeitsgruppe mit den zuständigen staatlichen Stellen und mit
Fachleuten, darunter ein Bauingenieur, ein Architekt sowie Ingenieure für Petrophysik, Mineralogie und Verputz, zu
bilden. Weitere Diskussionen und Analysen führten 2019 zu einer vor Ort getesteten Lösung, die den Anforderungen für
die Sanierung der Burgmauer, des Wehrgangs, der Türme und der Kapelle, die dem hl. Johannes dem Täufer gewidmet
ist, voll entspricht. Diese Bauwerke, die einen integralen Bestandteil der Burgmauer bilden, müssen ebenfalls
generalüberholt und instand gesetzt werden.

Abb. 3 Nördlicher Teil der Mauer – Schäden vom 6. März 2012 Abb. 2 Nördlicher Teil der Mauer
– Ablösen des Sichtmauerwerk

Abb. 1 Nördlicher Teil der Mauer
– Umfang der Reparaturarbeiten
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Aufgrund der gestiegenen Baukosten wurde die Projektsumme im Jahr 2023 von den Planern neu bewertet. Im selben
Jahr wurden zudem weitere Bauschäden festgestellt. 2024 wurden dringende Arbeiten nötig, die aus dem ordentlichen
Voranschlag für den Gebäudeunterhalt des Hochbauamts (HBA) finanziert wurden.

Diese dringenden Arbeiten mussten am Rundturm in zwei Etappen durchgeführt werden, beginnend mit dem
Austausch eines Schutznetzes für die Sicherheit der Besucherinnen und Besucher und des Bauwerks, gefolgt vom
Wiederaufbau des Sichtmauerwerks. Gleichzeitig mussten Teile des Dachstuhls des Wehrgangs ersetzt werden. Die
Gesamtkosten dieser auf das Notwendigste beschränkten Arbeiten beliefen sich auf 46 000 Franken.

Heute muss festgestellt werden, dass die getroffenen Schutzmassnahmen ihre Wirkungsgrenze erreicht haben.
Angesichts des zunehmend wechselhaften und intensiven Klimas mit Niederschlägen, Frost und Tauwetter usw. plant
die HBA, das Projekt fortzusetzen und im Sommer 2025 mit den Arbeiten zu beginnen.

Parallel dazu wurde auf Initiative des Amts für Umwelt (AfU), Sektor Lichtverschmutzung, ein Projekt für die
Erneuerung der Aussenbeleuchtung des Schlosses und der Burgmauer ausgearbeitet.

2 Projekte

—

2.1 Sanierung der Burgmauer, des Wehrgangs und der Türme

Das Sanierungsprojekt basiert auf der im Jahr 2019 getesteten Konsolidierung durch Mikrovernagelung. Obwohl
diese Methode relativ invasiv ist, stellt sie die konservativste, nachhaltigste und ästhetischste der in Betracht
gezogenen Lösungen dar.1

Da die Burgmauer auf beiden Seiten aus Mauerwerk mit inhomogener Füllung bestehen, besteht die Lösung darin,
die Kohäsion zwischen Aussenverblender des Mauerwerks und Rückseite wiederherzustellen. Für jeden
Quadratmeter werden Löcher mit einem Durchmesser von 40 Millimetern gebohrt, in die Glasfaserstäbe eingelegt
werden. Durch Injektionen mit Kalkmörtel werden die einzelnen Schichten miteinander verbunden und die für die
Stabilität des Aussenverblenders erforderliche Festigkeit wiederhergestellt.

—
1 Die Methode «Dekonstruktion/Rekonstruktion» wurde verworfen, da sie aus Sicht des Denkmalschutzes irreversibel, sehr kostspielig und

sehr zeitaufwendig ist. Die Methode «Anbringen einer Aussenhülle» ist zwar reversibel, doch wurde sie ebenfalls verworfen, da es sich
lediglich um eine temporäre Massnahme handelt.

Abb. 6 Rundturm – Schäden vom 6. März
2012

Abb. 5 Viereckiger Turm – Vorläufige
Bodenabstützung

Abb. 4 Wehrgang – Notreparatur am
Dachstuhl
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Abb. 11 Lage der 2019 durchgeführten Tests

Diese Methode kann allerdings nur bei Temperaturen über dem Gefrierpunkt angewendet werden. Aus diesem Grund
werden die Arbeiten in mehreren Phasen durchgeführt, abwechselnd mit den Sanierungsarbeiten am Wehrgang und
an den Türmen.

Die Arbeiten werden über einen Zeitraum von drei Jahren durchgeführt, wobei in jedem Winter eine Unterbrechung
vorgesehen ist, da die Putz- und Maurerarbeiten bei kalten Temperaturen nicht ausgeführt werden können. Parallel zu
den Konsolidierungsarbeiten ist eine Sanierung des Verputzes und des gesamten Mauerwerks vorgesehen. Die letzten
Untersuchungen haben eine fast vollständige Schädigung dieser Elemente und das Vorhandensein von Zementputz in
vielen Bereichen aufgedeckt, der für diese Art von Mauerwerk besonders ungeeignet ist. Dieser Putz muss durch
Kalkputz ersetzt werden. Das Aufstellen von Gerüsten an der Peripherie der Bauwerke wird auch für Arbeiten an den
Traggerippen und Dachdeckungen und für andere Nebenarbeiten genutzt werden, die bei Stürmen und Unwettern
stark beansprucht werden. Diese Arbeiten werden in enger Zusammenarbeit mit dem Amt für Kulturgüter (KGA) und
dem Amt für Archäologie (AAFR) durchgeführt, um eine denkmalgerechte und substanzschonende Sanierung zu
gewährleisten, sowie mit der Stiftung, die für den Betrieb des Schlosses zuständig ist.
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Les catégories a. et c. n’ont en principe pas de poussée de terre à équilibrer. Les catégories b.
et c. peuvent être l’objet, localement, de pressions hydrauliques. Partant de ce constat la
catégorie b. est l’objet de poussée de terre à laquelle pourrait s’ajouter une pression
hydraulique. Il s’agit de la typologie la plus sollicitée mais aussi de la catégorie la plus
représentative de l’enceinte.

Ces trois catégories sont, à des degrés et pour des causes diverses, le siège de circulation
d’eau. Elle s’infiltre et s’écoule verticalement pour la catégorie a. et verticalement et
horizontalement pour les deux autres typologies.

Les circulations d’eau dans l’épaisseur des murs ont deux conséquences directes. Le cas
échéant ces conséquences peuvent être accentuées par la mise en œuvre de mortier de ciment,
étanche, pour le jointoyage des blocs et pierres de parement.

-l’eau lave le mortier et tend à dissoudre la chaux, elle favorise également les migrations de sels
dissouts et en particuliers ceux qui proviennent des mortiers utilisés pour la réfection des joints.

-lorsque qu’elle ne peut s’écouler librement ou qu’elle demeure prisonnière du sable généré par
le processus ci-dessus, l’eau est également susceptible de geler à l’intérieur des murs en
période hivernale. Ceci contribue à fuser le mortier de chaux et à disloquer la maçonnerie par la
création de lentilles de glace expansives. Après un certain nombre de cycles gel-dégel, dont
l’effet à tendance à s’accroître avec le temps, le parement se détache petit à petit du blocage.
Les blocs qui forment le parement sont susceptibles de sortir de leur équilibre et de basculer
dans le vide au dégel, entraînant dans leur chute une partie du blocage en fonction de son état.

Abb. 8 Schematische Darstellung des
Abbauprozesses des Sichtmauerwerks –
Gex&Dorthe Sàrl

Abb. 7 Schema zur Integration der Nägel –
Gex&Dorthe Sàrl

Abb. 10 Mikrovernagelung Abb. 9 Stresstests
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Schliesslich wird die Instandsetzung der gesamten Burgmauer die sichere Wiedereröffnung des Wehrgangs Jehan
l’Eclopé für die Öffentlichkeit ermöglichen. Dieser bei den Besuchern sehr beliebte Spazierweg ist der einzige, der
einen vollständigen Rundgang um die Burgmauer ermöglicht.

Zusammenfassung der von den Arbeiten betroffenen Flächen

Länge der Burgmauer 284 m1

Zu konsolidierende Oberflächen 1 400 m2

Zu sanierende Oberflächen und Türme 2 800 m2

Zu sanierende Dachflächen 720 m2

Abb. 12 Luftaufnahme der zu sanierenden Teile – Pasquier-Glasson SA

Abb. 15 Von den Sanierungsarbeiten betroffene Bereiche – Pasquier-Glasson SA

Abb. 14 Kapelle Johannes
der Täufer

Abb. 13 Fünfeckiger
Turm

Abb. 16 Viereckiger
Turm

Abb. 17 Wehrerker
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2.2 Erneuerung der Aussenbeleuchtung

Im Mai 2023 hat die AfU den Direktor und Konservator des Schlosses sowie das HBA bezüglich der
Aussenbeleuchtung des Schlosses und der Burgmauer kontaktiert. Ziel war es, eine Studie mit Blick auf die
Erneuerung dieser Beleuchtung des Schlosses und der Burgmauer in Auftrag zu geben. Die derzeitige Beleuchtung
weist folgende Mängel auf:

> Die aktuellen Leuchtmittel sind leistungsstark und energieintensiv.
> Die Beleuchtung ist sehr diffus, ungleichmässig und verfügt über kein System zur Reduzierung der

Lichtverschmutzung.
> Die Farbtemperaturen unterscheiden sich von Scheinwerfer zu Scheinwerfer.
> Bestimmte Komponenten, z. B. Leuchtmittel, können nicht mehr ausgetauscht werden, sodass einige

Scheinwerfer nicht mehr funktionsfähig sind. Derzeit sind sieben Scheinwerfer defekt und können nicht mehr
repariert werden.

Es wurde eine Arbeitsgruppe gebildet, bestehend aus dem Direktor des Schlosses, dem AfU, dem Amt für Wald und
Natur (WNA), dem KGA und dem HBA, um die Grundlagen und die Interessen der Beteiligten zu ermitteln.

Es wurde ein Pflichtenheft mit folgenden Hauptzielen erstellt:

> Aufwertung des Kulturerbes;
> energieeffiziente Beleuchtung;
> Schutz der Fauna und Reduktion der Lichtemissionen;
> soweit möglich Wiederverwendung der bestehenden Infrastruktur.

Nach einer Ausschreibung erhielt das Büro Aebischer & Bovigny in Lausanne den Zuschlag. Das Projekt wurde in
Zusammenarbeit mit der Arbeitsgruppe entwickelt, die in mehreren Besprechungen Anpassungen und
Verfeinerungen des Konzepts verlangte. Das Endergebnis in Form eines Vorprojekts liegt bei.

Die Arbeitsgruppe genehmigte das Vorprojekt am 23. April 2024 und hob die hohe Qualität der Arbeit hervor, die das
Pflichtenheft vollumfänglich erfüllt. Das Beleuchtungskonzept basiert auf einer Hierarchisierung der Lichtintensität, die
den verschiedenen architektonischen Elementen entspricht. So werden in aufsteigender Intensität folgende Elemente
beleuchtet: die Burgmauer, die Türme der Mauer, das Hauptgebäude, der Turm des Hauptgebäudes und das Verlies. Die
Dächer werden bewusst im Halbdunkel gehalten, um die Lichtverschmutzung zu minimieren.

Was den Verbrauch betrifft, so wird die installierte Leistung der neuen Beleuchtung nach ersten Schätzungen etwa
fünfmal geringer sein als die des derzeitigen Systems, was zu einer erheblichen Senkung des Stromverbrauchs und
der Kosten führen wird. Abhängig von der Wahl der Scheinwerfer kann die Einsparung sogar noch höher ausfallen.

Die folgende Tabelle zeigt die Werte der aktuellen Anlage im Vergleich zur geplanten Anlage mit der neuen
Beleuchtung. Dabei wurde ein Szenario mit einer Beleuchtungsdauer von 1100 Stunden pro Jahr zu Grunde gelegt.

Energieeinsparungspotenzial

Leistung Beleuchtungsdauer Jährlicher Energieverbrauch

Bestehende Beleuchtung 27 kW 1100 Std./Jahr 29 700 kWh/Jahr

Neue Beleuchtung 5 kW 1100 Std./Jahr 5 500 kWh/Jahr

Energieeinsparung -24 200 kWh/Jahr

Es ist vorgesehen, die Projektetappen, das Baugesuch und die Ausschreibung weiterzuführen und die
Sanierungsarbeiten an der Burgmauer zu nutzen, um die für die Erneuerung der Beleuchtung notwendigen Arbeiten
zu optimieren. Das Projekt wird in Übereinstimmung mit den Empfehlungen des Bundesamts für Umwelt (BAFU)
zur Vermeidung von Lichtemissionen entwickelt und zusammen mit der Arbeitsgruppe, welche die Entwicklung des
Vorprojekts initiiert hat, begleitet werden.
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3 Finanzielle Folgen

—

Die Investitionskosten für die Sanierung der Burgmauer und die Erneuerung der Beleuchtung werden auf
6 400 000 Franken geschätzt. In diesen Kosten sind die Studien enthalten, die von den Planern für die beiden Projekte
bereits durchgeführt wurden.

Beim Projekt für die Sanierung der Burgmauer wurde der Komplexität der Arbeiten Rechnung getragen. In
Übereinstimmung mit der Verordnung über die bedeutenden Immobilienvorhaben des Staates und über die
Kommission für die Bewertung der Immobilienvorhaben des Staates (ImmoV) wurden gewisse BKP bereits
ausgeschrieben, um die Kosten zu konsolidieren, die in diesem Fall rund 76 % von BKP 2 ausmachen. Es handelt
sich insbesondere um folgende Leistungen:

> BKP 211.1 Gerüste
> BKP 211.6 Maurerarbeiten und Mikrovernagelung
> BKP 214.1 Traggerippe (Ingenieurholzbau)
> BKP 222.0 / 224.0 Spenglerarbeiten – Bedachungsarbeiten
> BKP 226.1 Baustelleneinrichtung, Verputzarbeiten

Beim Projekt für die Erneuerung der Aussenbeleuchtung berücksichtigt die Schätzung den Verschleiss der
bestehenden elektrischen Anlagen, da das Projekt zum jetzigen Zeitpunkt nur bis zur Phase SIA 31 entwickelt wurde.
Aus Synergiegründen wurde dieses Projekt in das Sanierungsprojekt integriert.

Die folgende Tabelle fasst die Kosten für die beiden Projekte zusammen.

Geschätzte Kosten der Arbeiten

Burgmauer, Wehrgang
und Türme

Erneuerung der
Aussenbeleuchtung

Betrag inkl. MWST

BKP 1 Vorbereitungsarbeiten 60 000 29 000 89 000

BKP 2 Gebäude 4 708 000 504 000 5 212 000

BKP 5 Baunebenkosten 105 000 13 000 118 000

Abb. 19 Übersichtsplan Beleuchtungsprojekt – Aebischer&Bovigny Abb. 18 Rendering (Nordansicht) und Fledermausflüge –
Aebischer&Bovigny
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Burgmauer, Wehrgang
und Türme

Erneuerung der
Aussenbeleuchtung

Betrag inkl. MWST

BKP 583 Reserve für Baustellenrisiken
(15 % von BKP 1, 2 und BKP 5)

668 000 74 000 742 000

BKP 6 Reserve Bauherrschaft
(5 % von BKP 2)

216 000 23 000 239 000

Total 5 757 000 643 000 6 400 000

Endbetrag 6 400 000

Im Rahmen der Kostenschätzung wurde für beide Projekte eine Gesamtreserve in Höhe von 15 % auf die BKP 1, 2
und 5 (ohne Honorare) berechnet, was einem gerundeten Betrag von 742 000 Franken entspricht, der in die Position
BKP 583 eingestellt wurde und der Projektkommission (CoPro) zur Deckung der Baustellenrisiken zur Verfügung
steht.

Zusätzlich zum Kostenvoranschlag wird eine Reserve von 5 % des BKP 2 (ohne Honorare) für beide Projekte zum
Gesamtbetrag addiert. Diese Reserve in Höhe von rund 239 000 Franken wird dem Bauherrn zur Verfügung gestellt,
um grössere Risiken abzudecken, die nicht durch die Reserve für Baustellenrisiken gedeckt sind.

Die Kosten der Bauarbeiten werden auf der Grundlage des Schweizerischen Baupreisindexes (SBI) vom Oktober
2024 geschätzt und auf 114,3 Punkte in der Kategorie «Renovation, Umbau – Espace Mittelland» festgelegt (Basis
Oktober 2020 = 100 Punkte).

3.1 Finanzierung

Die Baukosten belaufen sich auf 6 400 000 Franken (inkl. MWST) und sind Gegenstand eines neuen
Verpflichtungskredits in gleicher Höhe.

Mit der Gemeinde Gruyères werden Gespräche über eine mögliche finanzielle Beteiligung am Projekt für die
Aussenbeleuchtung geführt.

4 Vorläufige Planung

—

4.1 Sanierung der Burgmauer, des Wehrgangs und der Türme & Erneuerung der
Aussenbeleuchtung

Öffentliche Auflage2 April 2025 – Juni 2025

Annahme des Dekrets durch den Grossen Rat Juni 2025

Vergabe der Aufträge, deren Kostenschätzung bestätigt wurden Juli 2025

Verbleibende Ausschreibungen und Zuschläge Juli 2025 – September 2025

Vorarbeiten und Baustelleneinrichtung für die Sanierungsarbeiten Juli 2025 – August 2025

Durchführung der Sanierungsarbeiten (in Etappen) März 2025 – September 2028

Vorarbeiten und Baustelleneinrichtung für die Erneuerung der Aussenbeleuchtung Mai 2026 – Oktober 2026

Inbetriebnahme und Fertigstellung der Aussenbeleuchtung Dezember 2026

Inbetriebnahme und Fertigstellung der sanierten Burgmauer April 2028 – Mai 2028

—
2 Die Notwendigkeit einer ordentlichen öffentlichen Auflage wird derzeit geprüft. Sollte eine ordentliche öffentliche Auflage erforderlich sein,

wird diese in jedem Fall frühzeitig eingereicht, damit die Arbeiten so bald wie möglich beginnen können.
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5 Schlussfolgerung

—

Der Staatsrat beantragt dem Grossen Rat einen Verpflichtungskredit von 6 400 000 Franken für die Planung und
Ausführung der Sanierungsarbeiten an der Burgmauer, dem Wehrgang und den Türmen und die Erneuerung der
Aussenbeleuchtung.

Die Sanierungsarbeiten sind nötig, weil die provisorischen Massnahmen nicht mehr ausreichen, um die
Einsturzgefahr und damit einen unschätzbaren historischen Verlust für das Schloss Gruyères, ein Wahrzeichen des
Freiburger Kulturerbes, abzuwenden.

Daneben zielt das Projekt für die Erneuerung der Aussenbeleuchtung darauf ab, die sanierte Burgmauer durch subtile
und umweltfreundliche Massnahmen aufzuwerten, die zudem dem Schutz der lokalen Fauna wie auch der
Optimierung des Energieverbrauchs dienen.

Das Dekret hat keinen direkten Einfluss auf den Personalbestand des Staats. Es hat keinen Einfluss auf die
Aufgabenteilung zwischen Staat und Gemeinden. Es steht im Einklang mit dem Bundes- und dem europäischen
Recht.

Dieses Dekret untersteht dem fakultativen Finanzreferendum.
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Rapport 2025-CE-57 8 avril 2025

—
Pourquoi ne pas distribuer les communiqués de presse du Conseil d’Etat
directement à la population ?

Nous avons l’honneur de vous soumettre le rapport faisant suite directe au Postulat 2024-GC-1 de Weck Antoinette /
Dafflon Hubert (au nom des présidents de groupe), transmis au Conseil d’Etat le 8 janvier 2024

Le Conseil d’Etat partage les préoccupations des auteur-e-s du postulat en ce qui concerne l’importance de la
transparence sur ses propres activités ainsi que sur celles du Grand Conseil. Il en veut pour preuve le développement
très important de la communication depuis une vingtaine d’années, concrétisant ainsi les ordonnance du 22 mars 2005
relative à l’information du public sur les activités du Conseil d’Etat et de l’administration cantonale (OInf) et celle du
3 mai 2005 relative aux sites internet de l’Etat. La Loi sur l’information et l’accès aux documents (LInf), entrée en
vigueur au 1.1.2011 ainsi que ses différentes ordonnances et règlements d’application (information, accès aux
documents) est venue ensuite chapeauter le tout, donnant ainsi un cadre légal strict et précis à cette problématique.

Aujourd’hui, chacune des Directions de l’Etat ainsi que plusieurs services sont dotés de postes dévolus à des
professionnels de la communication chargés de mettre en œuvre cette obligation de transparence sur les activités de
l’administration cantonale.

Concrètement, tous les communiqués de presse ainsi que tous les instruments parlementaires (dépôts et réponses)
sont transmis simultanément aux médias qui en ont en fait la demande – il s’agit des médias cantonaux, régionaux ou
nationaux accrédités auprès de la Chancellerie d’Etat – ainsi qu’à l’ensemble des membres du Grand Conseil.
Parallèlement, les communiqués de presse émanant du Conseil d’Etat, des Directions et des services sont
systématiquement publiés sur le site internet de l’Etat, ce qui les rend disponibles à l’ensemble de la population.
La plupart est encore partagée via les réseaux sociaux de l’Etat ainsi que par le biais d’un simple abonnement à des
flux RSS (Really Simple Syndication), ouvert à tout le monde, depuis la page https://fr.ch/rss.

Pour répondre à la demande des postulants, une interface « user friendly » – connectée à ces flux – a désormais été
créée, permettant à la population de s’abonner en quelques clics à tous les communiqués publiés sur le site et recevoir
ainsi directement dans sa boîte mail les dernières informations, décisions et communiqués de presse, mais également
de recevoir les consultations cantonales.

Le système d’abonnement est d’ores et déjà en ligne et peut être activé dès à présent à l’adresse Abonnement à des
contenus et accréditation | Etat de Fribourg. A noter que les abonnés s’autogèrent en pouvant compléter leur
abonnement ou se désabonner quand ils le souhaitent.

De son côté, le secrétariat du Grand Conseil va migrer ces prochains temps le site Parlinfo sur le même système de
gestion des pages internet que le reste de l’Etat. Ce projet vise à moderniser le système d’information du Parlement
pour aider le Secrétariat du Grand Conseil à remplir sa mission avec une solution fiable et adaptée aux besoins. Cette
évolution est une des premières réalisations du programme pluriannuel, intégré dans l’enveloppe informatique, visant
à la modernisation des systèmes d’information de l’Etat et la digitalisation des processus en traitant l’obsolescence de
manière généralisée (Programme ELAN).

La refonte de la plateforme Parlinfo apportera des améliorations techniques significatives, offrant aux citoyens de
nouvelles fonctionnalités de filtrage des instruments parlementaires qui renforceront son rôle en tant que portail de
référence pour les Fribourgeoises et les Fribourgeois.
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La modernisation de Parlinfo vise également à renforcer l’accessibilité et la transparence des informations publiques.
Grâce à une interface intuitive et une navigation optimisée, les citoyens pourront suivre plus facilement les activités
parlementaires, tout en bénéficiant d’un accès rapide et simplifié aux documents et débats. Ces améliorations
s’inscrivent dans une démarche plus large de digitalisation des services publics, favorisant ainsi une participation
citoyenne plus active et informée.

Le Conseil d’Etat invite le Grand Conseil à prendre acte de ce rapport.
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Bericht 2025-CE-57 8. April 2025

—
Warum werden die Medienmitteilungen des Staatsrates nicht direkt an die
Bevölkerung verteilt?

Wir unterbreiten Ihnen den Bericht als direkte Folge zum Postulat 2024-GC-1 de Weck Antoinette / Dafflon Hubert
(im Namen der Fraktionspräsidien), das am 8. Januar 2024 an den Staatsrat überwiesen wurde.

Der Staatsrat teilt das Anliegen der Verfasserinnen und Verfasser des Postulats, dass Transparenz über seine eigene
Tätigkeit und über diejenige des Grossen Rates wichtig ist. Er belegt dies mit der sehr starken Entwicklung der
Kommunikation in den letzten zwanzig Jahren, mit der die Verordnung vom 22. März 2005 über die Information der
Öffentlichkeit über die Tätigkeit des Staatsrats und der Kantonsverwaltung (InfoV) und die Verordnung vom 3. Mai
2005 über die Websites des Staates konkretisiert werden. Das Gesetz über die Information und den Zugang zu
Dokumenten (InfoG), das am 1. Januar 2011 in Kraft getreten ist, und die verschiedenen dazugehörigen Verordnungen
und Ausführungsbestimmungen (Information, Zugang zu Dokumenten) haben dem Ganzen ein Dach gegeben und
dieser Problematik einen strengen und präzisen gesetzlichen Rahmen verliehen.

Heute gibt es in jeder Direktion des Staates und in mehreren Ämtern Stellen für Kommunikationsfachleute, die diese
Pflicht der kantonalen Verwaltung zur Transparenz ihrer Tätigkeiten umsetzen sollen.

Konkret werden alle Medienmitteilungen und alle parlamentarischen Vorstösse (Einreichungen und Antworten)
gleichzeitig an die Medien, die sie angefordert haben – das sind die bei der Staatskanzlei akkreditierten kantonalen,
regionalen und nationalen Medien –, und an alle Mitglieder des Grossen Rates weitergeleitet. Gleichzeitig werden die
Medienmitteilungen des Staatsrates, der Direktionen und der Ämter systematisch auf der Website des Staates
veröffentlicht, wodurch sie der gesamten Bevölkerung zur Verfügung stehen. Der Grossteil wird zusätzlich über die
sozialen Netzwerke des Staates geteilt und durch ein einfaches Abonnement von RSS-Feeds (Really Simple
Syndication), das allen offensteht, von der Seite https://www.fr.ch/de/rss aus, angeboten.

Um der Nachfrage der Postulantin und des Postulanten nachzukommen, wurde nun eine benutzerfreundliche – mit
diesen Feeds verbundene – Schnittstelle geschaffen, die es der Bevölkerung ermöglicht, mit wenigen Klicks alle auf
der Website veröffentlichten Mitteilungen zu abonnieren und so die neuesten Informationen, Entscheide und
Medienmitteilungen direkt in ihre E-Mailbox zu erhalten, aber auch die kantonalen Vernehmlassungen zu
empfangen.

Das Abonnements-System ist bereits online geschaltet und kann ab sofort unter Abonnement von Inhalten und
Akkreditierung | Staat Freiburg aktiviert werden. Abonnentinnen und Abonnenten verwalten ihr Abonnement selbst
und können dieses ergänzen oder abbestellen, wann immer sie wollen.

Das Sekretariat des Grossen Rates seinerseits migriert in der nächsten Zeit die Website Parlinfo auf das gleiche
System zur Verwaltung von Internetseiten, das der Rest des Staates nutzt. Ziel dieses Projekts ist die Modernisierung
des Informationssystems des Parlaments, um das Sekretariat des Grossen Rates bei der Erfüllung seiner Aufgaben mit
einer zuverlässigen und bedarfsgerechten Lösung zu unterstützen. Diese Entwicklung ist eine der ersten
Umsetzungen des mehrjährigen Programms, das in den IT-Rahmen integriert ist und mit dem die staatlichen
Informationssysteme modernisiert, die Prozesse digitalisiert und gleichzeitig gegen die Alterung der IT allgemein
angegangen werden soll (Programm ELAN). Die Neugestaltung der Plattform Parlinfo wird bedeutende technische
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Verbesserungen mit sich bringen und den Bürgerinnen und Bürgern neue Filterfunktionen für parlamentarische
Instrumente bieten, die ihre Rolle als Referenzportal für die Freiburgerinnen und Freiburger stärken werden.

Mit der Modernisierung von Parlinfo sollen die Zugänglichkeit und Transparenz öffentlicher Informationen
verbessert werden. Dank einer intuitiven Benutzeroberfläche und einer optimierten Navigation können die
Bürgerinnen und Bürger die parlamentarischen Aktivitäten leichter verfolgen und profitieren von einem schnellen
und vereinfachten Zugang zu Dokumenten und Debatten. Diese Verbesserungen sind Teil eines umfassenderen
Ansatzes zur Digitalisierung der öffentlichen Dienste und fördern so eine aktivere und informiertere
Bürgerbeteiligung.

Der Staatsrat lädt den Grossen Rat ein, diesen Bericht zur Kenntnis zu nehmen.
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Rapport 2025-DFAC-5 27 mai 2025

—
Demande d'audit externe pour le Service de l'enseignement obligatoire de
langue française : Un impératif pour la qualité de notre système éducatif

Nous avons l’honneur de vous soumettre le rapport sur le mandat 2023-GC-307 Repond Brice / Kolly Gabriel /
Fattebert David / Michellod Savio / Kubski Grégoire / Clément Christian / Barras Eric / Dorthe Sébastien / Lepori
Sandra / Esseiva Catherine.
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—
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1 Introduction

—

1.1 Résumé du mandat

Par mandat déposé et développé le 08.12.2023, les signataires demandent au Conseil d’Etat de diligenter un audit
externe afin notamment d’évaluer en profondeur la gestion du service de l’enseignement obligatoire de langue
française (SEnOF) et l’impact des politiques éducatives développées par le service sur la performance des élèves. La
demande de procédure accélérée n’ayant pas atteint la majorité qualifiée lors du vote du 19 décembre 2023, le mandat
sera traité selon la voie normale. Les signataires du mandat ont indiqué au Conseil d’Etat, par courrier séparé du
28 décembre 2023, souhaiter que l’ensemble des collaborateurs et des collaboratrices « partis sur les 5 dernières
années du SEnOF » puisse également être entendu de façon anonyme.

Selon les députés signataires, l’audit doit porter au moins sur les 4 aspects suivants :

1. investiguer les allégations d’abus d’autorité et de mobbing que subiraient certains employés du SEnOF et plus
particulièrement les directions d’école du cycle 3 ;

2. examiner l’impact des politiques éducatives pensées par la direction du SEnOF sur la performance des élèves ;
3. déterminer l’adéquation des politiques éducatives aux demandes de la société et plus particulièrement des

attentes du secondaire 2 et des patrons en charge d’apprentis ;
4. déterminer l’existence de conflits d’intérêts potentiels, compte tenu de la composition de la direction du SEnOF,

marquée par des liens personnels étroits entre ses membres.

1.2 Choix du prestataire et lancement officiel de l’audit

Sans attendre que le Grand Conseil ne se prononce sur l’acceptation ou non du présent mandat, le Conseil d’Etat,
soutenu par le service de l’enseignement obligatoire de langue française, a décidé de lancer l’audit externe demandé
afin d’établir les faits et clarifier la situation par rapport aux allégations contenues dans le mandat. Le Conseil d’Etat
a indiqué être aussi intéressé à connaître les possibilités d’améliorations organisationnelles pour le SEnOF, ce très
grand service qui compte 118.69 EPT administratifs et 2314.36 EPT d’enseignement, soit plus de 3500 personnes au
total.

La DFAC, avec l’appui du SPO, a été chargée de demander une offre à trois entreprises basées hors du canton de
Fribourg. Trois offres ont été envoyées dans les délais. Au terme de leur analyse, la DFAC, avec l’appui du SPO, a
proposé au Conseil d’Etat de confier le mandat à l’entreprise MoveUp qui a le mieux cerné l’objet de l’audit, en
donnant de l’importance et en apportant des propositions pour chacun des points devant être analysés. La perspective
de compréhension globale (dysfonctionnements individuels, dysfonctionnements organisationnels) a paru la plus
pertinente. La compréhension de l’organisation d’un Etat cantonal et de son système scolaire a été jugée meilleure
que dans les offres concurrentes. Le contrat a été signé après l’acceptation du mandat par le Grand Conseil le 22 mars
2024 et à la décision formelle du Conseil d’Etat le 26 mars suivant.

L’audit a été officiellement lancé par la DFAC lors d’une séance réunissant les directions d’école, le personnel
administratif du SEnOF et les auditeurs pour les informer des différentes démarches envisagées et de la planification
prévue. Cette séance s’est tenue en visioconférence le 13 mai 2024 et a été suivie d’une conférence de presse.

1.3 Méthodologie : plateforme web et entretiens

Le nombre de personnes potentiellement concernées par l’audit (soit environ 4000 y compris les personnes ayant
quitté le service) a eu une influence sur la méthodologie utilisée par l’auditeur pour recueillir les informations
souhaitées.

Une plateforme Web a été proposée pour répondre à l’exigence du Grand Conseil de permettre à tous les membres du
corps enseignant ainsi qu’au personnel administratif du SEnOF et des établissements scolaires de s’exprimer, y
compris celles et ceux qui avaient quitté le SEnOF dans les 5 années précédentes. Les avis concernant les mesures
pédagogiques et les signalements de harcèlement et de mobbing ont été recueillis par ce biais.
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La réalisation de la plateforme Web a été confiée à un mandataire, MiS Trend SA. Le questionnaire a été subdivisé en
deux parties principales : la première partie concernait les atteintes à l’intégrité personnelle (harcèlement et mobbing)
alors que la deuxième partie a été dédiée aux mesures pédagogiques.

La plateforme a été ouverte du 24 juin au 29 juillet 2024. Il y a eu 2200 répondant-e-s pour la partie consacrée au
harcèlement/mobbing (55,1 %) et 2050 répondant-e-s pour la partie consacrée aux mesures pédagogiques (51,3 %).
Toute personne s’estimant victime de harcèlement et de mobbing pouvait aussi demander un entretien : 38 entretiens
ont été effectués, dans les locaux loués à cet effet, à Bulle et à Fribourg, afin de garantir l’anonymat.

L’analyse générale a reposé, principalement, sur le recoupement des informations récoltées dans le cadre de la lecture
des documents officiels et d’entretiens semi-directifs. Au total, 79 entretiens ont été menés auxquels s’ajoutent des
entretiens complémentaires de durée variable. Ont ainsi été entendus : les membres de l’administration du SEnOF,
d’autres services de la DFAC ainsi que d’autres services en dehors de la DFAC, ces derniers choisis en fonction des
liens d’activités avec le SEnOF, toutes les directions des CO, les directions d’établissements primaires ainsi que les
collaborateurs et collaboratrices pédagogiques qui souhaitaient être entendus sur une base volontaire,
10 enseignant- e-s désigné-e-s par la DFAC (9 ont été rencontrés, au final) et 10 enseignant-e-s choisi-e-s par les
syndicats.

2 Les résultats clés de l’audit

—

L’auditeur le relève : bien plus qu’un audit, c’est un état des lieux de l’école obligatoire dans la partie francophone du
canton de Fribourg qui lui a été demandé et a été réalisé.

Avec cette étude, le Conseil d’Etat a répondu aux quatre questions des députés :

1. investiguer les allégations d’abus d’autorité et de mobbing que subiraient certains employés du SEnOF et plus
particulièrement les directions d’école du cycle 3 ;

2. examiner l’impact des politiques éducatives pensées par la direction du SEnOF sur la performance des élèves ;
3. déterminer l’adéquation des politiques éducatives aux demandes de la société et plus particulièrement des

attentes du secondaire 2 et des patrons en charge d’apprentis ;
4. déterminer l’existence de conflits d’intérêts potentiels, compte tenu de la composition de la direction du SEnOF,

marquée par des liens personnels étroits entre ses membres.

En particulier, l’enquête menée révèle que les allégations les plus graves sont infondées. Au-delà de ce constat, le
Conseil d’Etat a profité de l’audit pour mieux comprendre, mais aussi améliorer l’organisation et le fonctionnement
du SENOF, ce grand service de plus de 3500 personnes au fonctionnement complexe. L’audit éclaire les défis
organisationnels et donne certaines pistes d’amélioration à mettre en œuvre.

2.1 Résultats clés

1. Il ressort de l’audit que les accusations graves et ciblées contre la direction du SEnOF (harcèlement, climat de
peur, abus d’autorité, etc.) ne sont pas fondées.

2. L’audit met en lumière certaines difficultés et situations de souffrance au travail principalement au niveau du
corps enseignant.

3. L’étude n’apporte pas d’éléments matériels quant à l’existence de conflits d’intérêts au sein de la direction du
SEnOF.

4. L’analyse de l’impact des mesures pédagogiques du SEnOF sur la performance des élèves révèle des résultats
contrastés, voire contradictoires. Les thématiques de l’école à visée inclusive et de l’évaluation préoccupent une
grande partie du corps enseignant.

5. Une inadéquation des politiques éducatives aux demandes de la société ou une baisse de niveau des élèves à la
sortie de l’école obligatoire n’est pas attestée.
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6. Il ressort de l’audit la nécessité d’un management renforcé et encadré à tous les niveaux hiérarchiques, ainsi que
d’une organisation plus claire pour une meilleure compréhension interne.

Le Conseil d’Etat soutient la mise en œuvre de six mesures prioritaires d’amélioration. Avec la DFAC, il fait une
entière confiance à la direction du service pour mettre en place et accompagner ces mesures.

3 Contexte sociétal et autonomie des acteurs de l’école

—

3.1 Constats

> Les éléments recueillis lors des entretiens permettent de dresser une photographie de l’école. Il y a actuellement
des champs de tension autour de la relation parents-école, la discipline des élèves et leur comportement au centre
des préoccupations d’une partie des enseignant-e-s.

> La culture de l’école est caractérisée par une forte autonomie des collaborateurs et collaboratrices à tous les
niveaux.

> Les collaborateurs et collaboratrices du SEnOF s’identifient plus à leur établissement scolaire qu’à leur service.
La majorité des personnes du terrain ne savent pas exactement comment est organisé la direction du SEnOF.

> Il existe au sein du SEnOF des visions pédagogiques distinctes et parfois contradictoires, ce qui pose un défi en
termes de leadership.

> Le rapport à l’autorité est ambivalent : la direction du SEnOF est vue de manière contradictoire, tantôt
autoritaire, tantôt à l’écoute. L’autorité abusive ne serait pas le fait de la direction du service mais plutôt de
certaines directions d’établissement scolaire.

> Une surcharge de travail est signalée pour la majorité des directions d’école primaire.

3.2 Contexte

L’école est un carrefour de valeurs, d’enjeux d’intérêts économiques, de croyances, d’opinions politiques, d’attentes
des parents, mais aussi d’évolution de la psychologie, de la démographie, de la pédagogie ainsi que des exigences
professionnelles (qui pèsent sur les parents et, partant, sur les enfants). L’école contemporaine doit donc répondre aux
attentes de nombreuses parties prenantes, parmi lesquelles les enfants scolarisés, les professionnels de l’éducation, les
familles, les employeurs et les décideurs politiques. Chacune de ces parties prenantes a des opinions, souvent
divergentes, sur la nature de l’école, son fonctionnement et ce qu’elle devrait offrir à la société. La complexité du
contexte est amplifiée par un questionnement profond sur les méthodes d’éducation et une évolution des normes
sociétales (parmi lesquelles le rapport à l’autorité).

3.3 Les champs de tension

Plusieurs éléments ressortent des entretiens menés par l’auditeur :

> La relation parents-école est un champ de tension : Chaque parent a ses propres idées sur la manière dont
l’autorité doit être exercée sur son enfant, ce qui peut parfois entrer en conflit avec les pratiques de l’institution
scolaire. Ces divergences ne sont pas nouvelles, mais elles sont exacerbées par les évolutions récentes des
normes éducatives et sociétales.

> Le rapport à l’autorité des élèves est questionné : ce point est au centre des préoccupations d’une partie des
enseignant-e-s ainsi que des directions d’école, car les problèmes comportementaux ressemblent parfois aux
conséquences des problèmes neurobiologiques et peuvent se superposer, se confondre et/ou s’additionner.

> Les troubles neurodéveloppementaux sont préoccupants : l’augmentation des diagnostics est attribuée soit
aux avancées dans le domaine de la pédopsychiatrie, soit à un surdiagnostic des comportements jugés déviants.
L’analyse des facteurs familiaux tend à montrer que dans de nombreuses situations un ou plusieurs facteurs
aggravants sont observés, tels que : population socio-économiquement limitée ; et/ou population socio-
culturellement limitée et/ou sans ressources (absences de liens sociaux proches) ; manque de stimulations dès la
prime enfance en raison d’autres priorités parentales (travail à temps plein, besoins vitaux, etc.).
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L’intrication entre sphère familiale et sphère scolaire est de nature à générer des tensions, voire une injonction
contradictoire : d’un côté, il faut que les enfants correspondent aux attentes de l’école et, de l’autre, l’école doit
s’adapter à toutes les particularités individuelles (si possible sans jugement et avec le moins d’autorité possible). A
cela s’ajoute le fait que l’école ne doit pas seulement transmettre des connaissances et participer à l’éducation ; elle
est aussi perçue comme une porte d’entrée vers le monde professionnel. Les parents, soucieux de l’avenir de leurs
enfants, peuvent exercer une pression sur ces derniers pour qu’ils réussissent dans un système compétitif.

3.3.1 Être enseignant-e, c’est quoi ?

La très grande majorité des personnes interrogées est d’accord sur la finalité de leur activité : toutes travaillent pour le
bien-être de leurs élèves. La question du « comment » qui fait référence à la pédagogie est beaucoup plus
différenciée. Lors des entretiens, l’auditeur a constaté que la grande majorité des enseignant-e-s et des directions
d’école croient à la mission de l’école et souffrent de voir l’école attaquée et mise à mal. Ils et elles ont le sentiment
de ne plus pouvoir effectuer leur travail aussi bien que souhaité. Cependant, la définition de ce qu’est le métier
d’enseignant-e varie d’une personne à l’autre : il y a, à un extrême, celles et ceux pour qui le travail ne s’arrête pas
aux murs de la classe et comprend tout ce qui touche au bien-être de l’enfant et, à l’autre extrême, celles et ceux qui
estiment qu’ils devraient pouvoir donner leur cours sans avoir à se préoccuper de questions de discipline ni d’aspects
qu’ils considèrent comme administratifs. Les pressions que subit l’école sont si nombreuses et hétérogènes que
jamais elle ne pourra satisfaire tout le monde. De même, au sein du SEnOF, les opinions sont trop diverses pour que
l’on puisse affirmer, par exemple, que « les enseignants et enseignantes pensent que » ou « le terrain souhaite que »…

3.3.2 L’enseignement : un monde en vase clos caractérisé par une forte autonomie

Le monde de l’enseignement se caractérise également par un certain entre-soi. Les professionnels du domaine ont des
formations et des parcours similaires et évoluent dans un milieu qui possède ses propres codes. Cette profession est
également caractérisée par une perméabilité limitée (ou perçue comme telle). Cela peut alimenter la crainte de se
retrouver sans option en cas de perte d’emploi. Si ce monde est relativement fermé, il est parcouru de frontières
internes : enseigner en primaire ou en secondaire ; enseigner aux plus petits ou aux 7-8H ; être membre d’une
direction d’établissement scolaire ou enseigner ou parfois les deux ; enseigner à la ville ou à la campagne ; avoir des
classes issues de milieux favorisés ou défavorisés ; être membre de la direction du service ou sur le « terrain ». Les
opinions sur l’éducation et la pédagogie sont très fortes : le monde de l’enseignement n’est pas une entité homogène.
Les réalités vécues peuvent varier grandement et être à la fois causes et conséquences d’opinions très différentes.

Un élément qui est constitutif de la culture de ce milieu a un impact sur le fonctionnement général du service : la forte
autonomie des collaborateurs et collaboratrices, à tous les niveaux. Si toute atteinte à cette autonomie peut être très
mal vécue, il faut avoir à l’esprit que les réformes mises en œuvre ces dernières années avec l’adoption de la loi
scolaire en 2014 touchent bien l’autonomie de toutes et tous. S’agissant de l’autorité, l’auditeur dit avoir été surpris
par la très forte résistance possible de la part des collaborateurs et collaboratrices envers certaines décisions de la
direction du service. Les opinions au sujet du management, en tant que discipline, sont aussi assez mitigées : les
forces sont mises sur la pédagogie plutôt que sur le management.

3.3.3 Les enseignant-e-s s’identifient plus à leur école qu’au SEnOF

Il ressort des entretiens que les collaboratrices et collaborateurs du SEnOF s’identifient beaucoup plus à leur
établissement scolaire qu’au service. Il semble même que la majorité des personnes de terrain ne sait pas exactement
comment la direction du SEnOF ni d’ailleurs les sphères décisionnaires dans le domaine de la pédagogie sont
organisées. Il convient encore de mentionner que le monde de l’enseignement s’imbrique dans un ensemble plus
grand, le canton de Fribourg. En effet, il ressort des entretiens que les liens interpersonnels de différentes natures (y
compris politiques) sont nombreux et ne se limitent pas à la direction administrative du SEnOF. Il semble s’agir d’un
aspect important du contexte fribourgeois. Au sujet des liens politiques, ils ont une dimension plus structurelle
puisque, en mars 2024, 20 député-e-s sur 110 sont des professionnel-le-s de l’enseignement. Cela signifie d’une part
que cette catégorie professionnelle est très fortement représentée au Parlement. Mais aussi d’autre part que des
collaborateurs et collaboratrices peuvent questionner publiquement leur employeur, ce qu’ils ont fait par le biais de
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plusieurs motions, questions et postulats et contribuer à lui imposer un audit. Cela ajoute un élément de complexité à
la situation.

3.3.4 Clivages internes et divergences de visions pédagogiques

Il existe des clivages internes marqués au sein du SEnOF, mais les lignes de clivages ne sont pas homogènes. Ces
divergences reflètent des visions pédagogiques distinctes et, parfois, contradictoires. Les directions d’établissement
scolaire et les enseignant-e-s se trouvent parfois en décalage par rapport aux orientations fixées par la direction du
service, ce qui conduit à des résistances et des frustrations. Il a été expliqué à l’auditeur que les mesures étaient mises
en œuvre avec beaucoup plus de fluidité dans les établissements scolaires dirigés par des personnes qui leur sont
plutôt favorables, ce qui montrerait aussi la marge de nuisance et de résistance que peuvent actionner certains acteurs
du terrain. Ces divergences de point de vue sont utilisées par celles et ceux qui estiment qu’il y a un hiatus entre la
« vision théorique » et la « réalité du terrain ». L’argument est sans doute parfois utilisé de manière rhétorique dans
un contexte de rapport de forces. Ce climat interne pose toutefois un véritable défi en termes de leadership. Il s’agira
de créer des passerelles entre les visions divergentes, en instaurant une culture du dialogue et en encourageant des
interactions constructives entre les différents niveaux hiérarchiques.

3.3.5 Un rapport à l’autorité ambivalent

L’auditeur signale un rapport ambivalent à l’autorité et des témoignages contradictoires : la direction du SEnOF est
parfois présentée comme autoritaire et imposant des décisions sans tenir compte du terrain, parfois comme une
direction qui écoute trop et manque de fermeté alors que d’autres personnes soulignent sa capacité d’écoute. Plus
largement, l’autorité « abusive » ne serait pas le fait de la direction du service, mais plutôt de certaines directions
d’établissement scolaire. Plusieurs anecdotes ont aussi été rapportées qui mettent en scène des personnes
subordonnées qui résistent, parfois jusqu’à des formes d’insubordination, à l’autorité hiérarchique.

3.3.6 Le cas particulier des directions d’école primaire

L’auditeur signale pour la majorité des directions d’école primaire une surcharge de travail à la fois quantitative et
qualitative. Elles assument un rôle complexe qui inclut à la fois des responsabilités pédagogiques, managériales et
administratives. Les disparités entre établissements scolaires sont également problématiques. Les établissements
secondaires, qui bénéficient d’un soutien administratif plus structuré, sont dans une position plus favorable pour
absorber ces charges de travail, tandis que les écoles primaires, souvent avec moins de personnel administratif – ce
dernier doit être mis à disposition par les communes, comme pour les CO – sont davantage mises sous pression. Ce
manque d’équité affecte la cohérence des pratiques et peut aggraver les inégalités en termes d’encadrement et de
gestion au sein du service. Les remplacements sont aussi plus compliqués qu’au niveau du CO.

Le mandat déposé le 15 décembre 2023 et intitulé « Pour la gestion de leurs établissements, les directions d’école
primaire disposent d’ici fin 2030 des mêmes ressources en temps de travail que les directions d’école du cycle
d’orientation » a fait l’objet d’un rapport du Conseil d’Etat le 1er juillet 2024 qui prévoit la planification des EPT
supplémentaires pour les directions d’école.

4 Harcèlement et mobbing : des accusations infondées contre la
direction du SEnOF

—

4.1 Constats

Il ressort de l’audit que les accusations graves et ciblées contre la direction du SEnOF (harcèlement, climat de peur,
abus d’autorité, etc.) ne sont pas fondées. Elles ne sont ni étayées par les entretiens, ni par les statistiques.
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Les points suivants sont relevés :

> Le mandat parlementaire laisse imaginer un service dirigé d’une main de fer, où toute critique à l’autorité est
réprimée. L’auditeur décrit une réalité beaucoup plus nuancée, marquée par les contradictions. Selon lui,
l’autorité ne va pas de soi au SEnOF, comme si les personnes qui le composent n’étaient pas très à l’aise avec ce
concept d’un point de vue managérial.

> L’auditeur se dit surpris par la très forte résistance de la part de certains collaborateurs et collaboratrices envers
plusieurs décisions de la direction de SEnOF.

> Les collaborateurs et collaboratrices s’identifient beaucoup plus à leur établissement scolaire qu’au service.
> Un manque de compréhension du fonctionnement de la direction et des sphères décisionnaires peut alimenter un

ressentiment diffus à l’encontre du SEnOF et de ses décisions.
> Le monde de l’enseignement est très fortement représenté au Parlement, ce qui signifie que des collaborateurs et

collaboratrices peuvent questionner publiquement leur employeur. Il s’agit d’un élément qui ajoute à la
complexité de la situation.

> Les constats à propos de la direction du service sont nuancés voire contradictoires : elle est présentée tour à tour
comme autoritaire, très ou trop à l’écoute, avec un manque de fermeté et tout à la fois une bonne capacité
d’écoute.

> L’autorité abusive ne serait pas le fait de la direction du service mais de certaines directions d’établissement
scolaire.

> Il existe des clivages marqués mais pas homogènes au sein du SEnOF, une réalité très nuancée qui reflète des
visions pédagogiques distinctes, parfois contradictoires.

> L’affirmation selon laquelle la direction du SEnOF impose sa vision de l’éducation d’une manière unilatérale,
ignorant les voix du terrain doit être nuancée. Lors des entretiens, des propos très durs ont aussi été formulés au
sujet de la vision de certains détracteurs – enseignant-e ou direction d’école – des mesures pédagogiques.

> Le climat interne pose un véritable défi en termes de leadership : contradiction entre un sentiment d’excès
d’autorité et l’impossibilité d’imposer une vision car les résistances sont fortes et les moyens de les surmonter
peu nombreux.

> La direction du SEnOF a adopté un style de management participatif, en phase avec les tendances actuelles du
management bienveillant et collaboratif. Toutefois, le cadre et la mise en œuvre doivent être renforcés.

> Il est inexact que les acteurs du terrain n’ont pas été engagés dans les processus de transformation, mais il
apparaît que les initiatives participatives n’ont pas abouti aux résultats escomptés.

> Le mandat parlementaire parle d’une direction déconnectée du terrain, mais dans certains cas le terrain n’est pas
très ouvert à certaines mesures pour des raisons en partie liées à des divergences de point de vue sur les missions
de l’école et les méthodes pédagogiques.

4.2 Contexte

Il a été demandé à l’auditeur d’investiguer les allégations d’abus d’autorité et de mobbing que subiraient certains
employés du SEnOF et plus particulièrement les directions d’école du cycle 3.

L’auditeur a abordé la question du harcèlement à plusieurs moments de l’audit :

> lors des entretiens avec des collaborateurs et collaboratrices du SEnOF ;
> dans le cadre du questionnaire en ligne, ouvert à tous les collaborateurs et toutes les collaboratrices du SEnOF du

24 juin au 29 juillet 2024, y compris celles et ceux ayant quitté le SEnOF lors des 5 dernières années – les
résultats sont en annexe ;

> dans le cadre d'entretiens spécifiques, à la demande.

Toutes les personnes estimant avoir été victimes de harcèlement (moral et/ou sexuel) ont pu répondre au
questionnaire en ligne et ont eu la possibilité de demander un entretien avec un consultant ou une consultante. Pour
leur répondre, 38 entretiens ont été organisés. Ces entretiens ont été centrés sur la situation vécue par la personne. Ils
ont permis de recueillir des informations précieuses pour comprendre certains mécanismes existants au sein du
service pouvant conduire à des situations critiques. Chaque entretien a fait l’objet d’un procès-verbal. Chaque
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personne a eu la possibilité de le demander afin de pouvoir le cas échéant, faire valoir ses droits ultérieurement.
Comme demandé, l’anonymat a été la règle.

Prudence

La prudence est de mise lorsqu’il s’agit de parler de harcèlement, souligne l’auditeur. « Chaque situation est
différente et devrait faire l’objet d’une analyse circonstanciée. Sans quoi le risque d’arbitraire est trop grand. ».

Dès lors son approche vise à élargir la focale et comprendre des situations de conflits ou de difficultés professionnels
qui peuvent être ou non du harcèlement. Il met aussi en garde contre l’écueil lié à la définition du harcèlement, à une
mauvaise utilisation des termes.

4.3 Résultats

L’accusation de harcèlement à l’encontre de la direction du SEnOF envers l’ensemble du service et en particulier des
directions de CO n’est pas étayée. Dans de rares cas, les directions d’école accusent leur supérieur hiérarchique
(c’est-à-dire un inspecteur ou une inspectrice) de manque d’appui, d’un manque au niveau du management ou encore
d’un désaccord.

L’audit met en lumière des situations de souffrance au travail et des situations de harcèlement/conflit rapportées lors
des entretiens impliquaient quelques directions d’établissement scolaire :

> de l’autoritarisme et des menaces de la part de directeurs ou directrice d’établissement scolaire ont été relatés par
des enseignants-e-s.

> des comportements et décisions fondées sur des liens personnels et non professionnels ont été signalés au sein de
certains établissements. Ainsi, des enseignants et enseignantes proches, voire amis, avec le directeur ou la
directrice auraient droit à des traitements de faveur.

> des comportements inappropriés et/ou irrespectueux ont été décrits au sein de certains établissements. Il serait
arrivé que des enseignants et enseignantes se sentent humiliés lors d’échanges avec leur direction et parfois en
présence de leurs collègues.

> un manque de professionnalisme a été évoqué, notamment des lacunes organisationnelles, mais aussi des
manquements au devoir de discrétion.

> Le comportement problématique de parents et d’élèves mentionné lors des entretiens peut aussi constituer une
source de pression importante sur les enseignant-e-s et les directions d’école.

4.4 Eléments quantitatifs : harcèlement moral

> 12 % des collaborateurs et des collaboratrices du SEnOF déclarent avoir été victimes ou victimes ET témoins de
harcèlement moral (mobbing) dans le cadre de leur activité professionnelle actuelle. Ce chiffre est supérieur à
celui de l’étude Empiricon de 2022. Dans cette étude, 7 % des répondant-e-s se disent victimes de harcèlement.
Il n’était pas possible de se déclarer témoin de ce type de situation.

> Les cas de mobbing sont corrélés à l’âge des collaborateurs et des collaboratrices, les plus âgés étant les plus
concernés.

> Les cinq formes de harcèlement moral ressenties le plus souvent mentionnées sont l’impossibilité de s’exprimer
(56 %), le fait de se voir discréditer auprès des collègues ou de la hiérarchie (51 %), ne pas avoir de bonjour ou
de salutations (48 %), la propagation de rumeurs (45 %) ou encore la rétention d’informations (41 %).

> Les humiliations ou moqueries, les cris, le refus de contact, l’exclusion ou l’isolement ainsi que les remarques
insultantes ont aussi été des types de harcèlement vécus par plus d’un quart des victimes déclarées. Les menaces
(professionnelles, physiques ou psychologiques) et le fait de se faire ridiculiser touchent aussi un quart des
victimes déclarées. La charge de travail trop importante ainsi que des tâches absurdes concernent également près
de 20 % des dites victimes.

> 31 % des personnes qui estiment avoir été harcelées désignent les parents comme responsables.
> Les 66 % qui ont signalé le harcèlement moral se décomposent de la manière suivante : 23 % estiment avoir été

soutenus, 26 % estiment ne pas avoir été vraiment soutenus et 17 % estiment ne pas avoir été soutenus du tout.
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4.5 Eléments quantitatifs : Problèmes relationnels importants

> 21 % des collaborateurs et des collaboratrices du SEnOF déclarent avoir été victimes ou victimes ET témoins de
difficultés relationnelles importantes au travail. C’est un problème plutôt répandu et général, selon l’auditeur.

> Les formes de difficultés relationnelles vécues sont les mêmes que les formes de mobbing : l’impossibilité de
s’exprimer est la mention la plus fréquente (55 %), devant la rétention d’information et le fait ne pas se faire
saluer (37 %), puis se voir discréditer (31 %), se faire crier dessus ou que des rumeurs soient propagées sur leur
compte (27 %).

> Ces difficultés relationnelles ont principalement lieu avec des supérieur-e-s hiérarchiques direct-e-s (44 %) ou
des collègues de même niveau hiérarchique (34 %). Les parents sont responsables de ces difficultés
relationnelles pour un tiers des répondant-e-s et les élèves pour 19 % d'entre eux.

> 39 % des répondant-e-s n’ont pas signalé le problème. Sur les 61 % qui l’ont signalé, 25 % estiment avoir été
soutenus, 27 % estiment ne pas avoir été vraiment soutenu et 9 % pas soutenus du tout.

4.6 Eléments quantitatifs : harcèlement sexuel

> 3 % des collaborateurs et des collaboratrices du SEnOF estiment avoir été victime ou victime ET témoin de
harcèlement sexuel dans le cadre professionnel. Les formes de harcèlement sexuel vécues en tant que victimes
sont pour plus de la moitié des remarques obscènes sur l’apparence physique ou des remarques ou plaisanteries
sexistes. Plus d’un quart des cas sont liés à des histoires ou discussions à caractère sexuel ayant provoqué un
malaise et 22 % ont été des contacts physiques non désirés.

> Les femmes se disent beaucoup plus souvent victimes que les hommes (2,8 % vs 0,8 %)
> Les auteurs ou les autrices sont principalement des collègues de même niveau hiérarchique.
> Environ un quart des cas ont été signalés. Et dans une très grande majorité, les victimes se sont senties

soutenues.

4.7 Recommandations

L’auditeur recommande notamment trois axes de travail pour remédier à cette situation :

Renforcer la prévention dans une approche globale : le management et les modèles de collaboration doivent être
renforcés à tous les échelons du service.

Renforcer les voies de dénonciation afin que les collaborateurs et les collaboratrices aient le sentiment de pouvoir
s’exprimer sans crainte. Il sera parfois nécessaire de pouvoir contourner la voie hiérarchique.

Renforcer la prévention auprès des parents en expliquant les comportements adéquats et les moyens à disposition
pour régler les éventuels conflits avec un-e enseignant-e ou une direction d’école.

5 Pas de conflits d’intérêts au sein de la direction du service

—

5.1 Constats

> L’existence de conflits d’intérêts au sein de la direction du service n’est pas matérialisée
> Rien n’a été trouvé qui irait à l’encontre des règlements en la matière
> Le domaine de la pédagogie fribourgeoise est un petit monde qui tisse des liens extraprofessionnels.

5.2 Contexte

Il ressort des entretiens que le domaine de la pédagogie dans le canton de Fribourg est un petit monde, constitué de
personnes qui se connaissent et tissent parfois des liens extraprofessionnels. Les liens sociaux de toutes ces personnes
dépassent d’ailleurs le cercle de la pédagogie. De plus, comme tout le monde ou presque a le même cursus, les
personnes de la même génération se sont souvent côtoyées durant leurs études.
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L’auditeur rapporte que lors des entretiens, lorsqu’il a abordé la question, il a entendu nombre d’anecdotes relatives à
des liens entre le monde de l’éducation et l’extérieur : avec le monde politique, le monde académique, le monde
juridique ou le monde journalistique. Il prend position et répond ainsi à la question posée :

5.3 Résultats

> Il existe des liens étroits entre certains membres de la direction du service, selon l’auditeur. Il est selon lui
néanmoins délicat de déterminer le degré d’amitié entre des personnes. Et cela ne semble pas aller à l’encontre
des règlements en la matière.

> Peu d’éléments soutiennent la thèse selon laquelle les conflits d’intérêts se seraient matérialisés. Il s’agit surtout
de suspicion de la part des personnes entendues.

> Dans certains cas à différents échelons du service, des maladresses et des comportements inappropriés (y compris
d’un point de vue managérial) auraient pu nourrir un sentiment d’iniquité et, partant, l’impression qu’il existe des
liens privilégiés entre certaines personnes.

> Il est possible que des personnes en désaccord avec la politique du SEnOF aient forcé le trait.

5.4 Recommandations

L’auditeur recommande plusieurs mesures pour renforcer la transparence et le sentiment d’équité, et en particulier :

Établir une charte éthique interne pour tous les services de l’Etat : La mise en place d’une charte éthique,
spécifiant les règles de gestion des conflits d’intérêts, est cruciale pour assurer une gouvernance impartiale. Cette
charte doit inclure des procédures détaillées pour identifier, déclarer et gérer les conflits d’intérêts potentiels. C’est le
service du personnel de l’Etat qui est chargé d’établir cette charte qui sera applicable à l’ensemble du personnel de
l’Etat.

Mettre en place des mécanismes de signalement confidentiel : Pour renforcer la transparence et permettre aux
employé-e-s de signaler des conflits d’intérêts sans crainte de représailles, il est recommandé de mettre en place un
canal de signalement confidentiel. Ce mécanisme doit permettre à tout membre du personnel de faire remonter des
situations potentiellement problématiques et garantir un suivi rigoureux des signalements. Un tel dispositif réduit les
risques de perception de favoritisme et permet d'instaurer un environnement de travail éthique, où les préoccupations
des employés sont entendues.

Formation des cadres aux enjeux éthiques et à la gestion des conflits d’intérêts : Il est essentiel de former
régulièrement les cadres, inspecteurs, inspectrices, directeurs et directrices d’établissement scolaire aux questions
d’éthique, y compris la gestion des conflits d’intérêts. Ces formations doivent aborder les pratiques de prévention, de
reconnaissance des conflits potentiels, et les démarches à suivre pour une gestion impartiale. La formation
contribuerait à sensibiliser les responsables aux risques d’influence indue, tout en renforçant les bonnes pratiques
organisationnelles et la culture de transparence.

6 Impact des mesures pédagogiques du SEnOF sur la performance des
élèves : des résultats contrastés

—

6.1 Constats

> L’école à visée inclusive préoccupe les enseignant-e-s et les directions d’école. L’auditeur relève un mélange
possible des problématiques. L’impact sur l’apprentissage des élèves est jugé majoritairement négatif.

> L’addition d’élèves à besoins spécifiques et d’élèves à problèmes comportementaux et/ou neurologiques rend la
gestion d’une classe difficile pour les enseignants et directions d’école.

> Le co-enseignement est vu comme une piste possible.
> La relation parents-école est un point de tension et de pression sur les enseignants.
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> L’appréciation des directives relatives aux pratiques en évaluation à l’école obligatoire est contrastée pour les
enseignant-e-s et les directions d’école.

> Une mesure pédagogique peut être contestée sans que l’impact sur l’apprentissage des élèves soit considéré
comme négatif.

> La charge de travail liée à la mise en œuvre du concept maintien et développement de la qualité est relevée.
> L’éducation numérique récolte des avis contrastés et un désaccord sur le sens de la mesure.

6.2 Contexte

Une analyse scientifiquement étayée de l’impact des politiques éducatives pensées par la direction du SEnOF sur la
performance des élèves nécessiterait que les données pertinentes soient récoltées sur une longue période d’observation et
comparées avec celles d’un « groupe-témoin » ne dépendant pas du SEnOF. Le Conseil d’Etat l’a indiqué dans sa
réponse du 20 février 2024.

Selon le Conseil d’Etat, il ne paraît ni possible ni opportun de débuter une telle étude spécifique au SEnOF. Il faudrait
mettre en place une structure et un processus propre à la partie francophone du canton et d’éventuels résultats ne
pourraient être livrés que dans plusieurs années.

Par ailleurs, il existe déjà des indicateurs permettant des comparaisons avec les autres cantons :

> les enquêtes PISA 2000, 2003, 2006, 2009 et 2012 sont basées sur les compétences jugées souhaitables par les
experts internationaux pour des jeunes de 15 ans donc en référence aux plans d’études suisses ;

> des COFO (vérification de l’atteinte des compétences fondamentales à l’école obligatoire) sont mises en place
dès 2016/17 par la CDIP. Les premiers résultats ont été publiés en 2019 :
https://www.fr.ch/dfac/actualites/enquetes-cdip-excellents-resultats-pour-les-eleves-fribourgeois. En raison de la
pandémie COVID-19, l’enquête suivante n’a eu lieu qu’en 2023 pour les élèves 11H et en 2024 pour les 4H,
avec des résultats publiés en partie au printemps 2025 et en partie courant 2026.

Le SEnOF a, dans l’intervalle, procédé à une compilation des résultats des évaluations cantonales pour le
français (lecture, compréhension, production de l’écrit, etc.) qui se déroulent chaque année dans les classes de 11H
du CO. Ces évaluations sont élaborées par une petite équipe (5 à 6 enseignant-e-s de français du CO) qui change
chaque année. Elles sont ensuite analysées et validées par une quinzaine d’animateurs et d’animatrices de français qui
enseignent dans les CO. Il y a une évaluation par type de classe et par année. Le contenu des évaluations diffère
quelque peu chaque année, il n’est donc pas possible de parler de comparaison, mais plutôt de tendance.

On relève dans le tableau ci-après, non seulement la stabilité des résultats obtenus par les élèves de 11H depuis les
années 2010, mais aussi des moyennes relativement basses, notamment si l’on considère les bons résultats des élèves
fribourgeois aux tests PISA et des COFO durant la même période :

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2018 2019 2021 2022 2023 2024

EB1 4.36 4.45 4.27 4.26 4.27 4.49 4.49 4.4 4.47 4.43 4.39 4.3 4.16 4.23

G 4.34 4.39 4.42 4.33 4.35 4.38 4.44 4.5 4.5 4.67 4.53 4.28 4.3 4.47

PG 4.74 4.53 4.51 4.54 4.54 4.55 4.51 4.49 4.56 4.57 4.54 4.43 4.53 4.54

Le Grand Conseil a demandé que l’auditeur recense les mesures du SEnOF/DFAC, qu’il donne aux personnes de
terrain (directions d’établissement scolaire, adjoint-e-s, enseignant-e-s) la possibilité de donner leur avis sur les
mesures (critiques positives et négatives) et permette à ces mêmes personnes de juger de l’efficacité des mesures.

1 EB : filière exigences de base, G : filière générale, PG : filière prégymnasiale
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Une liste de mesures a été établie par les directions des établissements scolaires et la direction du SEnOF. Les
collaborateurs et les collaboratrices du SEnOF ont pu donner leur avis sur lesdites mesures. La liste se trouve en
annexe tout comme les réponses données.

L’auditeur relève que l’option « ne sais pas / pas concerné » a été sélectionnée assez fréquemment : cela peut signifier
que la personne répondant au questionnaire n’était pas concernée par la mesure ou alors qu’elle pouvait se montrer
opposée à la mesure sans pour autant estimer que ladite mesure avait un impact négatif sur l’apprentissage des élèves.

6.2.1 L’école à visée inclusive

Contexte

D’après l’auditeur, le raisonnement est faux selon lequel l’augmentation des cas problématiques dans le cadre de
l’école ordinaire découle de la visée inclusive (au sens où le transfert vers l’école ordinaire d’élèves auparavant
intégrés dans des classes ou établissement spécialisés est à l’origine des problèmes).

Cette augmentation est liée à des transformations sociétales bien plus importantes et profondes.

> La relation parents-école est un point de tension et de pression sur les enseignants.
> Le rapport à l’autorité des élèves est questionné. La question de la discipline des élèves et donc de leur

comportement est au centre des préoccupations d’une partie des enseignants.
> Les problèmes comportementaux ressemblent parfois aux conséquences des problèmes neurologiques et peuvent

se superposer, se confondre, s’additionner.

Résultats

Les répondant-e-s ont été invités à dire quelles étaient selon eux les conséquences positives ou négatives de l’école
inclusive :

> La proposition de réponse qui a suscité les réponses les plus contrastées est : « Gérer trop d’élèves avec des
particularités dans une seule classe ». 92 % des directions d’école l’ont sélectionnée ainsi que 94 % des
enseignant-e-s alors que seuls 25 % des membres de la direction du SEnOF l’ont fait.

> La proposition « Baisser le niveau général de la classe — niveler vers le bas les exigences scolaires », qui est un
argument souvent entendu, a été sélectionnée par 43 % des directions d’école et 52 % des enseignant- e-s.

> Une large majorité des répondant-e-s estime que « Des effectifs trop grands rendent difficile l’école inclusive »
(88 % tout à fait d’accord et 10 % assez d’accord) et que « Les ressources allouées (nombre d’unités) aux
mesures de pédagogie spécialisée sont insuffisantes » (73 % tout à fait d’accord et 13 % assez d’accord).

> Parmi les solutions, « Le co-enseignement est une solution aux défis posés par l’école inclusive » a été soutenue
(35 % tout à fait d’accord et 43 % assez d’accord) ainsi que « Une gestion de l’octroi des mesures d’aide et des
ressources au sein de l’établissement faciliterait l’organisation » (32 % tout à fait d’accord et 35 % assez
d’accord, 37 % et 46 % en enlevant les « ne sais pas/sans réponse »).

> Les établissements et, dans une moindre mesure (en fonction des intitulés), la direction du service soutiennent le
recours à des mesures séparatives. Cet aspect est ressorti lors de divers entretiens de manière nuancée.

> Les mesures de soutien sont, de manière générale, appréciées.
> Le déploiement des travailleurs sociaux et travailleuses sociales en milieu scolaire (TSS) est, de manière

générale, apprécié.
> L’impact de l’école à visée inclusive sur les apprentissages des élèves est vu plutôt négativement par 59 % des

répondant-e-s et plutôt positivement par 30 % des répondant-e-s. 11 % ne savent pas ou estiment que l’impact
est neutre.

> A contrario, le recours à des mesures séparatives est vu comme globalement positif sur l’apprentissage des
élèves par 75 % des répondant-e-s.

> Les mesures d’aide ordinaire de pédagogie spécialisée sont considérées comme ayant un impact positif sur les
apprentissages des élèves par 75 % des répondant-e-s. Elles occasionnent cependant un surcroît de travail au
niveau de l’enseignement pour 54 % et au niveau administratif pour 58 % des répondant-e-s.
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> Les mesures d’aide renforcée de pédagogie spécialisée sont considérées comme ayant un impact positif sur les
apprentissages des élèves par 70 % des répondant-e-s. Elles occasionnent cependant un surcroit de travail au
niveau de l’enseignement pour 65 % et au niveau administratif pour 68 % des répondant-e-s.

Recommandations

L’auditeur suggère de communiquer de manière constructive et directe sur la part (ou l’impossibilité de faire la part)
de l’inclusivité et de l’évolution sociétale. Cette évolution entraîne un changement profond des attentes de l’école
envers les enseignant-e-s. Il est possible que ces attentes n’aient pas été suffisamment expliquées et discutées. Il
suggère également d’analyser les besoins en matière de mesures séparatives.

6.2.2 Les évaluations

Synthèse

> L’auditeur relève que, d’une manière générale, certains établissements sont critiques envers les mesures relatives
aux évaluations. En particulier le sens de ces mesures (ce qu’elles doivent apporter/leur raison d’être) n’est pas
partagé par tous et toutes.

> L’écart entre certains établissements et la direction du service se retrouve sur ces questions.
> Le désaccord des CO par rapport à la note au demi, aux évaluations sommatives du fonctionnement de la langue

et à la semestrialisation ressortent dans les résultats. Le lien avec un éventuel impact négatif sur l’apprentissage
des élèves n’est cependant pas fait de façon systématique.

> Le désaccord des directions d’école primaire par rapport au bulletin scolaire de 1-2H ressortent dans les résultats.

Résultats

De manière générale, l’appréciation des instructions concernant l’évaluation à destination des enseignant-e-s est
contrastée.

Si la remise en question de certaines pratiques professionnelles (feedback, auto-évaluation de l’élève) est vue comme
chronophage par 50 % des répondante-e-s, 48 % y voient une cohérence entre les 3 cycles de l’école obligatoire. De
même, si 43 % des répondant-e-s soutiennent que l’accent doit être mis sur les apprentissages plutôt qu’une
évaluation sanctionnant les manques, 42 % des répondant-e-s regrettent la diminution du nombre de notes demandé,
estimant que cela ne permet plus de faire des points de situations réguliers.

Concernant la notation au ½2, l’appréciation de la mesure est plutôt négative : 54 % des répondant-e-s y voient une
diminution des nuances d’appréciation par rapport aux notes fixées au dixième et 47 % des répondant-e-s y voient
une injustice permettant que les élèves avec plusieurs points de différences aient au final, la même note, 46 % une
difficulté pour l’élève de voir sa progression. Cependant, l’impact qu’aurait la mesure sur les apprentissages des
élèves est beaucoup plus nuancé : si l’on fait abstraction du 30 % des répondant-e-s qui ont indiqué ne pas pouvoir
estimer cet impact, 54 % des répondant-e-s indiquent un effet positif ou neutre alors que 44 % le pensent négatif.

Concernant la page de garde3 qui doit accompagner chaque évaluation sommative, l’appréciation est plutôt positive :
58 % des répondant-e-s estiment que la page de garde augmente la transparence envers les élèves et les parents,
51 % y voient une visualisation de la réflexion de l’enseignant-e, 49 % une aide pour la compréhension des objectifs
et des critères par les élèves. L’impact de cette mesure sur l’apprentissage des élèves est considéré, une fois le
pourcent d’indication « ne sais pas » retiré, comme positif par 41 % des répondant-e-s, neutre par 53 % des
répondant-e-s et négatif par 6 % des répondant-e-s.

2 Note au demi : Les notes sont mises au demi (5, 4.5, etc.) depuis plusieurs années tant au primaire francophone et germanophone qu’au
CO germanophone. Par le biais de directives de la DFAC entrées en vigueur le 1er août 2022, les CO francophones ont également dû se
conformer au cadre cantonal et renoncer à la notation au 10e

3 Page de garde : Les enseignants planifient leurs cours en fonction des programmes et des besoins des élèves. Ils fixent des objectifs,
choisissent des activités et évaluent les progrès. La page de garde des évaluations aide les élèves à comprendre leurs réussites et leurs
difficultés, et informe les parents. Elle peut être donnée avant, pendant ou après l'évaluation pour guider l'apprentissage.

Juin 2025 2669



15

La semestrialisation4 est perçue plutôt négativement : 43 % des répondant-e-s estiment que cela désavantage des
élèves car les thèmes du 2e semestre sont souvent plus exigeants que ceux du 1er et 40 % des répondant-e-s pensent
qu’il y a un désengagement des élèves dans leurs apprentissages lors du 1er semestre. 35 % des répondant-e-s y voient
le renforcement de l’analyse de la situation scolaire de l’élève à la fin de chaque semestre et le signe d’une cohérence
au sein de l’école obligatoire fribourgeoise. Cependant, 28 % des répondant-e-s estiment ne pas être en capacité
d’indiquer l’impact de cette mesure sur les apprentissages des élèves. Si l’on fait abstraction de l’indication « ne sais
pas », 48 % des répondant-e-s disent que l’impact de la mesure est positif ou neutre et 52 % pensent le contraire.

Concernant l’évaluation sommative du fonctionnement de la langue5, les répondant-e-s se prononcent
majoritairement négativement et invoquent des apprentissages moins réguliers, une perte de la notion d’effort pour
les élèves et un désintérêt pour l’apprentissage du vocabulaire. Ils sont toutefois 46 % à indiquer ne pas savoir si
l’évaluation telle que mise en œuvre a un impact positif ou négatif sur l’apprentissage des élèves.

6.2.3 Concept maintien et développement de la qualité : quelques commentaires

Les participant-e-s ont pu se prononcer à propos des conséquences positives ou négatives du concept maintien et
développement de la qualité qui s’est généralisé dans les écoles après une phase pilote à la rentrée scolaire 2019.

> C’est surtout la charge de travail liée à la mise en œuvre du concept maintien et développement de la qualité qui
est relevée – 73 % la mentionne – . Si 54 % des répondant-e-s indiquent que ce concept permet de s’intéresser
aux besoins particuliers de l’établissement, 59 % pensent que cela occupe les équipes enseignantes à des tâches
éloignées des besoins.

> Concernant l’impact de la mise en œuvre de ce concept sur l’apprentissage des élèves, 23 % disent ne pas le
connaître, 29 % indiquent qu’il est positif, 41 % estiment qu’il est neutre alors que 7 % des répondant-e-s
pensent qu’il est négatif.

6.2.4 Éducation numérique : quelques commentaires

> Les répondant-e-s sont plus nombreux à estimer que cela va « Participer à l’augmentation du temps d’écran des
élèves qui est déjà élevé » (80 %) que « Offrir aux élèves une prévention nécessaire en lien avec les écrans »
(62 %) ou « Préparer les élèves au numérique qui se généralise » (57 %).

> Comme dans plusieurs exemples précédents, au-delà des considérations sur la charge de travail et l’impact sur
l’apprentissage (qui nous semble de toute façon très difficile à évaluer), c’est bien sur le sens de la mesure qu’il y
a un désaccord.

> Concernant l’impact sur l’apprentissage des élèves, 11 % disent ne pas le connaître, 43 % indiquent qu’il est
positif, 10 % estiment qu’il est neutre et 36 % pensent qu’il est négatif.

> Il convient de préciser qu’en été 2024, les enseignant-e-s formés au volet « éducation numérique » du PER sont
au nombre de 700. Ils et elles enseignent au cycle 1. Les formations au numérique pour les enseignants-e-s des
degrés suivants sont en cours.

6.3 L’importance de préciser qui décide de quoi

Le SEnOF est entouré d’entités et institutions qui ont une influence sur lui, voire un lien hiérarchique, et sur
lesquelles il a de l’influence également.

> Le Grand Conseil (GC), qui vote les lois, notamment la loi sur la scolarité obligatoire (LS).
> Le Conseil d’Etat (CE), qui adopte les règlements, notamment le règlement d’application de la loi sur la scolarité

obligatoire (RLS).

4 Semestrialisation : les résultats obtenus durant le premier semestre de l’année scolaire figurent dans le bulletin scolaire tout comme les
résultats obtenus durant le deuxième semestre, soit du début février jusqu’au début juin. Les résultats obtenus durant les 2 semestres
sont indépendants. Ce système est cohérent avec le principe de la perméabilité qui permet aux bons élèves et/ou aux élèves en difficulté
de changer de filière d’études durant l’année scolaire.

5 Évaluation sommative du fonctionnement de la langue : Il s’agit de l’évaluation des aspects formels de la langue : règles grammaticales,
orthographiques et syntaxiques.
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> Les entités intercantonales qui ont pour mission, donnée par la Constitution fédérale, d’harmoniser les pratiques
en matière de pédagogie. Il s’agit de la Conférence suisse des directeurs cantonaux de l’instruction publique
(CDIP) et, pour la partie francophone du canton, de la Conférence intercantonale de l’instruction publique de la
Suisse romande et du Tessin (CIIP). C’est par exemple la CIIP qui a ratifié le Plan d’études romand (PER) ainsi
que la Convention scolaire romande. C’est là également que sont élaborés les moyens d’enseignement. Le
SEnOF est représenté au sein de la CIIP : les personnes qui collaborent aux réalisations de la CIIP sont en grand
nombre des représentants et des représentantes des cantons.

> La DFAC, par sa Conseillère d’Etat, valide et signe les directives préparées par le SEnOF souvent en
collaboration avec les conseillères juridiques du secrétariat général, respectivement les services de
l’enseignement.

En d’autres termes, la direction du SEnOF est compétente pour établir et faire signer à la Conseillère d’Etat des
directives qui s’imposent ensuite aux enseignant-e-s et aux directions d’école. Le contenu des directives doit alors
être conforme au règlement et à la loi scolaire du canton de Fribourg et ne pas contrevenir aux plans d’études ni aux
pratiques pédagogiques que les cantons souhaitent harmoniser, tant au niveau romand qu’au niveau suisse. En
particulier, la direction du SEnOF était compétente pour décider du principe de la semestrialisation (l’élève est promu
uniquement sur la base des résultats du deuxième semestre) et de celui de la note au demi. Elle était également
compétente pour formaliser ces principes dans des directives portant ensuite la signature de la Conseillère d’Etat. Le
Conseil d’Etat valide par exemple des règlements et des ordonnances transmis par la DFAC.

6.4 Recommandations

Communiquer les processus décisionnels de manière régulière et proactive : en expliquant non seulement les
décisions prises, mais aussi les étapes et les critères qui ont mené à ces choix, les instances décisionnelles permettent
aux acteurs de terrain de mieux appréhender les objectifs stratégiques. Cela renforcera la transparence et la confiance
au sein de l’organisation. La communication inclut également l’intégration d’un mécanisme de rétroaction, où les
établissements scolaires pourraient exprimer leurs retours et questions, garantissant ainsi un dialogue continu.

Clarifier les responsabilités décisionnelles : cela permettra aux collaborateurs et aux collaboratrices d’identifier
précisément où se situe la responsabilité des décisions et de renforcer la légitimité des différents échelons
hiérarchiques et des choix opérés.

7 Rien n’atteste une inadéquation des politiques éducatives aux
demandes de la société

—

7.1 Constats

Ni le Service de la formation professionnelle, ni le Service de l’enseignement secondaire du deuxième degré

> n’ont d’arguments qui viendraient confirmer le postulat des députés que la politique éducative du SEnOF
prépare moins bien les élèves aux attentes du secondaire II ou du monde professionnel, ni

> ne constatent de baisse de niveau des élèves à la fin de l’école obligatoire.

7.2 Contexte

Il a été demandé, dans le cadre de l’audit, de déterminer l’adéquation des politiques éducatives aux demandes de la
société et plus particulièrement des attentes du secondaire 2 et des patrons en charge d’apprentis.

En application de la Constitution fédérale (art. 61a et 62 al 4), les objectifs d’enseignement ont été définis de manière
identique pour tous les cantons et se concrétisent dans les plans d’étude respectifs Lehrplan 21, Plan d’études romand
(PER) et Piano di studio, a précisé le Conseil d’Etat dans sa réponse du 20 février 2024.
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Ni le canton ni le SEnOF ne peuvent choisir de manière autonome des objectifs autres que ceux validés en Suisse.
Les visées pédagogiques du PER, les moyens d’enseignement y relatifs et les modalités générales de mise en œuvre
sont décidés à un niveau politique par le consensus ou à défaut la décision majoritaire des cantons membres de la
Conférence intercantonale de l’instruction publique de la Suisse romande et du Tessin (CIIP). L’auditeur constate que
le SEnOF a mis en œuvre le PER et a fait preuve d’une solide vision pédagogique pour ce faire.

En ce qui concerne les attentes de la formation professionnelle, les patrons en charge d’apprenti-e-s définissent les
exigences des formations professionnelles en Suisse dans le cadre des OrTra ; l’articulation entre les objectifs de
l’école obligatoire et ceux des métiers se règle dans ce contexte-là.

Les exigences d’accès aux gymnases et écoles de culture générale sont coordonnées avec les objectifs de fin de
scolarité obligatoire. La Conférence des directrices et directeurs cantonaux de l’instruction publique (CDIP) et le
Secrétariat d’Etat à la formation, la recherche et l’innovation (SEFRI) ont constitué des organes de coordination entre
les objectifs de formation relevant de la compétence des cantons et ceux relevant de la Confédération, incluant en
particulier tout le degré secondaire II (professionnel et académique).

Cela étant, un avis circonstancié a été demandé au Service de la formation professionnelle et au Service de
l’enseignement secondaire du deuxième degré. Un résumé des réponses est présenté ci-après.

7.3 Résultats

> Aucun constat de baisse de niveau des élèves à la fin de la scolarité obligatoire
> Taux de réussite des diplômes stable
> Taux de résiliation des contrats d’apprentissage stable

Le service de la formation professionnelle précise que les contrats d’apprentissage sont signés et résiliés si besoin par
les entreprises formatrices et que les notes scolaires jouent un rôle non déterminant.

Il constate que le taux de réussite CFC, AFP et MP est stable depuis plus de 10 ans, tout comme le taux de résiliation
des contrats.

Le service de l’enseignement secondaire du deuxième degré constate une baisse du taux de promotion des élèves
après la première année au gymnase et à l’école de culture générale à partir de 2015/16. Il est cependant difficile d’en
déduire une baisse du niveau des élèves venant du CO car dans le même temps, les conditions d’admission ainsi que
les conditions de promotion (introduction de la double compensation) ont changé. L’augmentation du nombre
d’échecs doit être mis en lien avec l’augmentation du nombre des élèves entrant au gymnase suite à la possibilité
donnée aux bons élèves de la filière générale d’y poursuivre leurs études.

> Pas de comparaison possible avec les élèves d’autres cantons
> Haut niveau des élèves fribourgeois souligné

Concernant le constat que les élèves francophones fribourgeois seraient moins performants que les élèves francophones
provenant d’autres cantons, ni le service de la formation professionnelle, ni le service de l’enseignement secondaire du
deuxième degré ne sont en mesure de répondre : les apprenti-e-s et les étudiant-e-s ayant effectué leur scolarité
obligatoire dans d’autres cantons ne sont pas assez nombreux à poursuivre leur formation post-obligatoire à Fribourg
pour qu’une comparaison fondée puisse être faite. Par contre, les autres cantons romands soulignent souvent le haut
niveau des élèves fribourgeois.

> Aucun constat de hausse du nombre d’éventuelles récriminations des entreprises

Concernant d’éventuelles récriminations des divers milieux proches du secondaire II sur le niveau des élèves issus de
l’école obligatoire, le service de la formation professionnelle indique qu’il n’y a pas d’augmentation à ce niveau-là :
d’une part ce sont les associations professionnelles qui engagent les apprenti-e-s et qui sont responsables des
promotions, d’autre part, les exigences ont changé. En effet, les notes scolaires sont moins considérées, au contraire
des stages et des softskills (capacité à se comporter et à être en adéquation avec chaque situation). C’est peut-être ce
dernier domaine qui connait une augmentation des récriminations.
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7.4 Suggestion

L’orientation des élèves devrait être améliorée, indiquent tant le service de la formation professionnelle que celui de
l’enseignement secondaire du deuxième degré. Ils suggèrent que l’organisation des CO germanophones où le titulaire
de la classe (Klassenlehrer) accompagne les élèves de la 9H à la 11H joue un rôle positif dans le processus
d’orientation, tout comme un plus grand attrait pour la formation professionnelle. Ainsi, les élèves germanophones
sans solution sont moins nombreux que les francophones au terme de l’école obligatoire.

8 Nécessité d’un management renforcé et encadré à tous les niveaux
hiérarchiques ainsi que d’une organisation plus claire

—

8.1 Constats

L’audit a permis de pointer les défis organisationnels du SEnOF et livre des éléments d’amélioration :

> L’auditeur constate un manque de focus sur la gouvernance en raison de l’accent mis sur les missions
pédagogiques.

> Les processus décisionnels sont à clarifier.
> La dynamique de changement que vit le SEnOF depuis quelques années n’a pas été suffisamment encadrée,

instaurant un sentiment de confusion.
> La mauvaise compréhension du système est une source de plainte.
> La direction du SEnOF a adopté un style de management participatif, en phase avec les tendances actuelles du

management bienveillant et collaboratif. Toutefois, le cadre et la clarté doivent être renforcés dans la mise en
œuvre.

> Il est inexact de dire que les acteurs du terrain n’ont pas été engagés dans les processus de transformation, mais il
apparaît que les initiatives participatives n’ont pas abouti aux résultats escomptés. Parfois les acteurs du terrain
ne comprennent pas que leur avis ne soit pas intégralement repris.

> Le mandat parlementaire parle d’une direction du SEnOF déconnectée du terrain, mais dans certains cas le
terrain n’est pas très ouvert à certaines mesures pour des raisons en partie liées à des divergences de point de vue
sur les missions de l’école et les méthodes.

> Les inspecteurs et inspectrices pourraient être aidés avec davantage d’outils de management qui leur
permettraient de construire la relation avec les directions d’établissement.

8.1.1 Renforcer le management pour mettre en œuvre les projets et les mesures pédagogiques

L’auditeur observe un déséquilibre en termes d’attention et d’efforts entre les missions pédagogiques et les
responsabilités managériales que l’on retrouve de manière transversale au sein du SEnOF. Cette tendance à accorder
une plus grande importance à la pédagogie au détriment des aspects de gouvernance et de gestion s’observe à tous les
niveaux hiérarchiques. Les opinions au sujet du management, en tant que discipline, sont assez mitigées. Cela a pu
avoir des conséquences sur le fonctionnement général et/ou sur le climat social.

Or, une organisation de cette taille, avec des projets pédagogiques complexes, des enjeux sociétaux et un nombre
considérable d’acteurs à coordonner, nécessite une structure managériale robuste, capable de soutenir les réformes
tout en assurant un encadrement efficace des équipes.

Ce manque de focus sur la gestion et la gouvernance a des conséquences directes sur la mise en œuvre des réformes,
le bien-être du personnel et la cohésion interne du service. Le management ou l’autorité en général n’est pas bien
perçu au sein du SEnOF : certaines directions d’école en particulier au niveau du CO, n’acceptent pas le principe
d’une supervision par l’inspectorat. Leurs relations peuvent être difficiles aussi avec la direction du SEnOF.
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8.2 Recommandations

Instaurer une formation managériale initiale progressive : Proposer une formation en management avant la prise
de poste pour tout nouveau directeur et nouvelle directrice ou inspecteur et inspectrice. Il ne s’agirait pas d’une
formation certifiante (déjà prévue), mais de modules courts créés pour le SEnOF et fondés sur les principales
problématiques que rencontrent ses cadres. Elle permettra d’outiller les responsables pour une prise de fonction
efficace et pour la gestion des premiers défis managériaux.

Renforcer la présence des inspecteurs et des inspectrices sur le terrain : ils et elles sont encouragés à renforcer
leur présence sur le terrain en assurant un accompagnement continu aux directions dans une logique de soutien. Cette
proximité faciliterait non seulement la compréhension des réalités opérationnelles des établissements scolaires, mais
permettrait aussi d’identifier rapidement les besoins de soutien en gestion et en pédagogie.

Mettre en place des mécanismes d’évaluation et d’ajustement : Pour s’assurer de l’efficacité des réformes, un
dispositif d’évaluation doit être mis en place dès le lancement d’une nouvelle mesure. Cette évaluation pourrait être
basée sur des indicateurs qualitatifs et quantitatifs, recueillis à travers des enquêtes auprès des enseignant-e-s et des
directions, permettant d’ajuster les actions en fonction des retours de terrain.

Anticiper les résistances et les surcharges : Chaque projet doit être évalué en termes d’impact potentiel sur la
charge de travail des enseignant-e-s et des directions. Une évaluation des risques et des résistances doit être intégrée
dès la phase de conception et des ajustements doivent être prévus en fonction des retours de terrain. Il est essentiel de
mettre en place des mécanismes de suivi et de recadrage plus rigoureux. Une gestion des résistances, qu’elles soient
individuelles ou collectives, est nécessaire pour restaurer l’autorité sans tomber dans l’autoritarisme.

S’assurer de la compréhension de l’information en favorisant les feedbacks : Transmettre l’information ne suffit
pas. Il faut également s’assurer que tout le monde l’ait reçue et comprise. Les feedbacks favorisent la mise en place
d’une « organisation apprenante ».

8.2.1 Une organisation plus claire pour répondre aux besoins exprimés

En particulier depuis l’adoption par le Grand Conseil de la loi scolaire en 2014 et le règlement de cette même loi
scolaire en 2016, le SEnOF vit une dynamique de changement continu, voire de transformation structurelle. Les
nombreux projets et réformes en cours révèlent une volonté d’adapter l’institution aux nouveaux défis pédagogiques,
sociétaux et organisationnels. La gestion du changement constitue un défi majeur dans le cadre de la gouvernance du
service.

A cela s’ajoute le fait que le SEnOF est un grand service en nombre de collaborateurs et de collaboratrices dont les
entités sont étendues sur l’ensemble du territoire francophone fribourgeois, ce qui rend difficile le maintien d’une
vision d’ensemble pourtant nécessaire à une gouvernance fluide. Dans ce contexte, les écueils peuvent être
nombreux : défaut de coordination, manque de transparence, conflits non identifiés entre entités, utilisation sous-
optimale des ressources, déconnection entre les directions d’école et la direction du service, etc.

Diriger le SEnOF est indéniablement une tâche d’une grande complexité. L’école est à la croisée d’un grand nombre
de problématiques et, même si l’on se concentre sur les aspects plus formels de la direction d’un service comme
celui-ci, il s’agit d’encadrer directement et indirectement 3500 personnes réparties dans tout le canton et qui disposent
toutes d’une grande autonomie d’action. La gouvernance du SEnOF exige également de tenir compte d’enjeux
politiques complexes, mais aussi de conduire le changement et de planifier, coordonner et mettre en œuvre des
politiques publiques dont l’impact sur les pratiques peut être profond.
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8.3 L’exemple des groupes de gouvernance participative

Le système des groupes de gouvernance participative (GGP)6 mis en place par la direction du SEnOF a permis de
regrouper des spécialistes qui apportent des éclairages et des solutions dans leur domaine. Si cela est tout à fait
indiqué dans une organisation où la hiérarchie repose sur les capacités d’autonomie et de décision des niveaux
intermédiaires et dans des environnements complexes – ce qui est le cas du SEnOF – la démarche a aussi entraîné des
conséquences contre-productives en matière de cohésion, de charge de travail, de dynamique et, plus important
encore, de légitimité des mesures. En effet, la qualité de la gestion d’un GGP dépend de la personne qui en a la
charge, tous les GGP n’ont pas le même but, parfois les buts assignés à l’un ou l’autre GGP ne sont pas clairs, un
manque de coordination entre les GGP et de vision d’ensemble a été constaté.

8.4 Une dynamique du changement à consolider

Ce qui peut être déduit des entretiens, c’est que la dynamique du changement n’a pas été suffisamment encadrée, ce
qui a eu pour effet d’instaurer un sentiment de confusion, avec des chevauchements d’initiatives et un manque
d’alignement entre les différents projets. Elle a également alimenté l’incompréhension en matière de prise de
décisions et parfois la frustration de voir les particularités de chaque établissement scolaire (selon le degré, les
moyens à disposition et le lieu) insuffisamment prises en compte.

8.5 Recommandations

Mettre en place un organigramme hiérarchique et des organigrammes fonctionnels simplifiés et accessibles :
L’adoption d’un schéma hiérarchique simple et diffusé aux membres du SEnOF pourrait faciliter la compréhension
des lignes de reporting et des responsabilités. Ce schéma pourrait être intégré dans un manuel de fonctionnement
interne pour uniformiser la compréhension de l’organisation.

Clarifier des responsabilités entre inspecteurs, respectivement inspectrices et directions d’établissement
scolaire : c’est un besoin qui ressort des entretiens. Il s’agit de développer une approche pragmatique, fondée sur des
situations réelles, qui permettra de monter en généralité et poser un cadre plus clair. De plus, les parties prenantes
auront pu participer à son élaboration.

Centraliser la gestion des projets et nommer un coordinateur ou une coordinatrice des projets et des GGP : la
gestion de projets est un point d’amélioration important tout comme la coordination des groupes de pilotage. La
direction administrative gagnerait à définir une fonction de coordinateur-trice des projets avec un rôle hiérarchique
suffisant pour équilibrer l’importance accordée à la dimension pédagogique.

Hiérarchiser et espacer les réformes pour limiter la surcharge : Pour éviter la multiplication des changements
simultanés, il est recommandé de prioriser les réformes les plus urgentes et de les étaler dans le temps. En procédant
de manière séquentielle, les directions et les enseignant-e-s disposeront de temps pour s’approprier chaque réforme,
renforçant ainsi leur capacité d’adaptation.

Mettre en place des mécanismes d’évaluation et d’ajustement : Pour s’assurer de l’efficacité des réformes, un
dispositif d’évaluation doit être mis en place dès le lancement d’une nouvelle mesure. Cette évaluation pourrait être
basée sur des indicateurs qualitatifs et quantitatifs, recueillis à travers des enquêtes auprès des enseignant-e-s et des
directions, permettant d’ajuster les actions en fonction des retours de terrain.

6 GGP désigne l'ensemble formé par les groupes de pilotage (GrouPil), les groupes de travail (GT), les groupes d'échanges et de réflexion
(GER) et les groupes de résonance (GR). Les GrouPil traitent d'une thématique (par exemple, l'évaluation) pour l'ensemble de cursus
scolaire. Ils sont dirigés par un inspecteur ou une inspectrice. Leur composition intègre des représentant-e-s de tous les degrés (direction
et enseignement) ainsi que des collaborateurs et collaboratrices pédagogiques. Les GT traitent d'une thématique de manière plus ciblée
(par exemple, en fonction du degré scolaire). Ils sont dirigés par un collaborateur ou une collaboratrice pédagogique. Leur composition
intègre des directions et des enseignant-e-s du degré concerné. Les GER concernent des problématiques spécifiques et regroupent des
personnes qui se sont spécialisées dans ces questions. S'agissant des GR, aucun exemple ne nous a été donné à l'exception d'un
GrouPil qui est aussi utilisé comme GR, au sens où il permet à la personne en charge du thème concerné de récolter des retours du
terrain, transmis par des directeurs et directrices d'établissement scolaire.
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Centraliser, cibler et hiérarchiser les communications : Parfois, c’est la surcharge de communication qui nuit à la
communication. Il est donc important de centraliser autant que possible l’émission (pour éviter les problèmes de
« cacophonie »), hiérarchiser/prioriser les informations à transmettre et cibler la réception.

9 Conclusion

—

La gouvernance de l’administration publique cantonale relève de la responsabilité du Conseil d’Etat. Le
Gouvernement entend bien exercer cette mission dans un esprit de rigueur, de dialogue et de respect des principes de
fonctionnement de l’Etat.

La gravité des allégations exprimées au travers de ce mandat a suscité beaucoup d’émotion voire de
l’incompréhension dans les rangs de l’administration publique. Dès lors, le Conseil d’Etat a souhaité obtenir des
réponses les plus objectives et complètes possibles par le biais d’un audit externe et indépendant.

Ce travail d’analyse avait trois buts. Il s’agissait d’abord de faire la lumière sur les accusations sous-jacentes aux
quatre questions posées par le mandat. Ensuite, il fallait analyser le fonctionnement du service concerné afin de
comprendre pourquoi et comment la situation en est arrivée à ce point de tension. Enfin, la démarche visait à
alimenter une dynamique d’amélioration continue et nécessaire dans toute administration. Ces trois objectifs ont été
atteints.

Ainsi, le Conseil d’Etat constate que les accusations portées à l’encontre de la direction du SEnOF ne ressortent pas
des entretiens ni des réponses des quelque 2000 personnes ayant utilisé la plateforme web. En d’autres termes, les
allégations à l’origine du mandat déposé le 12 décembre 2023 ne sont pas fondées. Cependant, le relais qui en a été
fait au Grand Conseil est révélateur d’incompréhensions et de tensions générées par des personnes aux intérêts
divergents.

Pour illustrer le prétendu climat toxique et autoritaire imposé par la direction du SEnOF, des député-e-s ont évoqué le
licenciement de l’ancien directeur du CO de la Tour-de-Trême. Le Conseil d’Etat rappelle ici que le recours de ce
directeur contre son licenciement a été rejeté par le Tribunal cantonal. Dans son arrêt du 8 juillet 20247, le Tribunal
expose clairement les faits et explique les raisons du licenciement. Ces raisons n’ont rien à voir avec des divergences
d’ordre pédagogique. La décision de la DFAC était donc conforme à la législation sur le personnel de l’Etat.

Néanmoins, à partir de ces questionnements d’ordre pédagogique, l’auditeur a pu mettre en évidence des difficultés et
des situations de souffrance au travail, principalement au niveau du corps enseignant. Par exemple, les préoccupations
liées aux thématiques de l’école à visée inclusive ont été clairement exprimées. A contrario, l’analyse de l’impact des
mesures pédagogiques attribuées au SEnOF sur la performance des élèves révèle des résultats contradictoires dont il est
impossible de tirer des conclusions univoques. Enfin, une inadéquation des politiques éducatives aux demandes de la
société ou une baisse de niveau des élèves à la sortie de l’école obligatoire n’est pas attestée par l’enquête menée dans le
cadre de cet audit.

Depuis décembre 2023, le Conseil d’Etat constate que la situation vécue par la DFAC et la direction du service en
lien avec ce dossier ne fut pas simple à gérer en termes organisationnel et lourde en termes humains. La plupart des
personnes ayant pris part à l’audit d’une façon ou d’une autre attend désormais une forme de justice. Il y a les
personnes qui estiment avoir été directement et publiquement attaquées et qui attendent une marque de réhabilitation.
Il y a celles qui ont des comptes à régler et qui espèrent que les conséquences du rapport d’audit rejailliront sur leurs
« adversaires » sans qu’elles aient à entreprendre de démarches personnelles. Il y a aussi celles qui ont rapporté
publiquement des propos graves envers la direction du SEnOF et des situations délétères, propos et situations qui
n’ont finalement pas été rapportés aux auditeurs. Il y a celles qui ne se sentent pas concernées directement, mais qui

7 Arrêt du 8 juillet 2024 Ie Cour administrative : https://publicationtc.fr.ch/?dec=b09050f9c453496485c7cb90c53ace8a&index=TC&locale=fr
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estiment que le service pour lequel elles travaillent a été injustement accusé. Il y a enfin celles qui attendront un peu
avant de remettre de l’huile sur le feu.

L’audit permet de blanchir la direction du SEnOF des accusations portées à son égard. En parallèle, il identifie des
pistes d’évolutions organisationnelles pour renforcer l’efficacité du service, notamment en termes de gestion RH, de
gestion de projets, mais aussi sa communication et sa collaboration avec les parties prenantes du monde de
l’éducation. L’organisation hiérarchique du SEnOF doit être mieux comprise, donc mieux communiquée et acceptée
à tous les échelons. Reprenant l’expertise de l’auditeur, le Conseil d’Etat confirme le rôle prépondérant des
inspecteurs et des inspectrices scolaires dont la fonction, complexe mais charnière, doit être affirmée auprès des
écoles et des partenaires de celles-ci.

La formation est une des tâches principales confiées aux cantons. Investi de cette charge, le Conseil d’Etat s’engage
pleinement pour l’école fribourgeoise. La mission de l’école est d’amener les élèves à développer au mieux leurs
potentialités. Cette mission est partagée par les collaborateurs et les collaboratrices du service, en qui le Conseil
d’Etat réitère sa confiance. Dans un esprit de consolidation et sur la base des éléments recueillis et analysés par
l’auditeur, le Conseil d’Etat soutiendra les mesures d’améliorations priorisées par la DFAC et la direction du SEnOF.

Six recommandations prioritaires :

> Concernant les situations de harcèlements et de mobbing qui existent dans certains établissements scolaires :

Renforcer la prévention contre le harcèlement et le mobbing ainsi que les voies de dénonciation afin que les
collaborateurs et les collaboratrices puissent s’exprimer sans crainte, en contournant au besoin la voie hiérarchique.

Renforcer la prévention auprès des parents en expliquant les comportements adéquats et les moyens à disposition
pour régler les éventuels conflits avec un-e enseignant-e ou une direction d’école.

Ces deux mesures sont de nature à préserver le bien-être des collaborateurs et des collaboratrices du SEnOF à brefs
délais en les encourageant à dénoncer des situations pour lesquelles le Conseil d’Etat n’a aucune tolérance.

> Concernant les conflits d’intérêt qu’il s’agit de définir pour les prévenir -

Etablir une charte éthique interne pour l’ensemble du SEnOF : le SPO a été chargé par le Conseil d’Etat
d’établir une charte éthique pour l’ensemble des collaborateurs et des collaboratrices de l’Etat. Cette mise en
place, spécifiant les règles de gestion des conflits d’intérêts, assurera une gouvernance impartiale. Cette charte doit
inclure des procédures détaillées pour identifier, déclarer et gérer les conflits d’intérêts potentiels.

Mettre en place des mécanismes de signalement confidentiel : Pour renforcer la transparence et permettre aux
employé-e-s de signaler des conflits d’intérêts sans crainte de représailles, un canal de signalement confidentiel est
mis en place.

Ces deux mesures permettront aux collaborateurs et aux collaboratrices non seulement du SEnOF, mais de
l’ensemble de l’Etat de connaître précisément ce qui relève du conflit d’intérêts à proprement parler, ce qui est
autorisé et ce qu’il n’est pas permis. Le personnel pourra signaler de tels conflits simplement et directement.

> Concernant la dynamique du changement à consolider

Enrichir les profils de compétences composant la direction du SEnOF d’ici au 1er janvier 2026 pour être en
mesure de préparer la mise en œuvre des recommandations de l’auditeur. Il s’agit en particulier de compétences en
ressources humaines, en communication et en gestion de projets.

Elaborer et diffuser un schéma hiérarchique simple pour faciliter la compréhension de la nouvelle organisation et
des responsabilités de chacun-e.

La mise en œuvre de ces deux mesures est un préalable au déploiement des autres recommandations de l’auditeur.
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A la lumière des constats établis, le Conseil d’Etat salue le travail accompli par le SEnOF dans un contexte exigeant.
Il soutient pleinement la mise en œuvre des mesures prioritaires ci-dessus. Il souhaite que ce travail collectif
contribue à apaiser la situation et à renforcer la cohésion et la confiance à tous les niveaux, dans l’intérêt des élèves,
du corps enseignant, du service et de l’ensemble des parties prenantes du monde de l’éducation.

Le Conseil d’Etat propose au Grand Conseil de prendre acte du présent rapport.

Annexes :
—
A1 Harcèlement – Résultats (57 pages)
A2 Les mesures pédagogiques – Résultats (119 pages)
A3 Listes des mesures pédagogiques
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1 Einführung

—

1.1 Zusammenfassung des Auftrags

Mit dem am 8. Dezember 2023 eingereichten und begründeten Auftrag fordern die Unterzeichnenden den Staatsrat
auf, ein externes Audit in Auftrag zu geben, um die Funktionsweise des Amts für französischsprachigen
obligatorischen Unterricht (FOA) und die Auswirkungen der Bildungspolitik des Unterrichtsamts auf die Leistungen
der Schülerinnen und Schüler gründlich abzuklären. Da der Antrag auf ein beschleunigtes Verfahren bei der
Abstimmung am 19. Dezember 2023 kein qualifiziertes Mehr erreicht hat, wird der Auftrag auf dem regulären Weg
bearbeitet. Die Unterzeichnenden des Auftrags haben dem Staatsrat in einem separaten Schreiben vom 28. Dezember
2023 den Wunsch mitgeteilt, dass auch alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in den letzten fünf Jahren aus dem
FOA ausgeschieden sind, anonym angehört werden können.

Gemäss den unterzeichnenden Grossratsmitgliedern muss das Audit mindestens folgende vier Aspekte umfassen:

1. Untersuchung von Anschuldigungen über Fälle von Amtsmissbrauch und Mobbing, mit denen einige
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des FOA und insbesondere die Schuldirektionen des 3. Zyklus konfrontiert
sind;

2. Untersuchung der Auswirkungen der von der FOA-Führung konzipierten Bildungspolitik auf die Leistungen der
Schülerinnen und Schüler;

3. Feststellung, inwieweit die Bildungspolitik den Anforderungen der Gesellschaft entspricht, insbesondere den
Erwartungen der Sekundarstufe 2 und der für die Lernenden verantwortlichen Arbeitgeberinnen und
Arbeitgeber;

4. Ermittlung potenzieller Interessenkonflikte angesichts der Zusammensetzung der FOA-Führung, die durch enge
persönliche Verbindungen zwischen ihren Mitgliedern gekennzeichnet ist.

1.2 Auswahl des Anbieters und offizieller Start des Audits

Ohne den Entscheid des Grossen Rates über die Annahme oder Ablehnung dieses Auftrags abzuwarten, hat der
Staatsrat beschlossen, das verlangte externe Audit einzuleiten, um den Sachverhalt zu ermitteln und die Situation im
Hinblick auf die in dem Auftrag enthaltenen Behauptungen zu klären. Das Amt für französischsprachigen
obligatorischen Unterricht hat den Staatsrat in diesem Vorgehen unterstützt. Der Staatsrat unterstrich dabei, dass er
auch an organisatorischen Verbesserungsmöglichkeiten für das FOA interessiert sei, diesem sehr grossen Amt mit
118,69 Vollzeitstellen in der Verwaltung und 2314,36 Vollzeitstellen im Unterrichtswesen, was insgesamt über
3500 Personen entspricht.

Im Auftrag des Staatsrats holte die BKAD mit Unterstützung des POA Angebote von drei Unternehmen mit Sitz
ausserhalb des Kantons Freiburg ein. Drei Angebote gingen fristgerecht ein. Nach genauer Prüfung der Angebote
schlug die BKAD, unterstützt vom POA, dem Staatsrat vor, den Auftrag an das Unternehmen MoveUp zu vergeben,
da dieses die Zielsetzung des Audits am besten verstanden und für jeden zu untersuchenden Punkt einen Vorschlag
unterbreitet hat. Die Perspektive eines umfassenden Verständnisses (die sowohl individuelle als auch organisatorische
Funktionsstörungen berücksichtigt) wurde als die zutreffendste erachtet. Das Verständnis der Organisation einer
Kantonsverwaltung und seines Schulsystems wurde besser als bei den anderen Angeboten bewertet. Nach der
Annahme des Auftrags durch den Grossen Rat am 22. März 2024 und dem formellen Entscheid des Staatsrats wurde
am darauffolgenden 26. März der Vertrag mit dem Unternehmen unterzeichnet.

Die BKAD eröffnete das Audit offiziell an einer Sitzung mit den Schuldirektionen, dem Verwaltungspersonal des
FOA und dem Auditteam, an der die Teilnehmenden über die verschiedenen geplanten Schritte und die vorgesehene
Planung informiert wurden. Diese Sitzung fand am 13. Mai 2024 per Videokonferenz statt; an einer anschliessenden
Medienkonferenz wurde über den Start des Audits informiert.
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1.3 Methodik: Webplattform und Gespräche

Die Anzahl der potenziell vom Audit betroffenen Personen (etwa 4000 einschliesslich der Personen, die das Amt
verlassen haben) hatte Einfluss auf die angewandte Methodik, mit der das Auditteam die gewünschten Informationen
sammelte.

Auf Verlangen des Grossen Rates sollten alle Lehrpersonen sowie das Verwaltungspersonal des FOA und der
Schulen ihre Meinung äussern können, auch diejenigen, die das FOA in den vorangegangenen fünf Jahren verlassen
hatten. Auf diese Weise konnten Stellungnahmen zu pädagogischen Massnahmen und Meldungen über Belästigung
und Mobbing eingeholt werden. Um der Forderung des Grossen Rates nachzukommen, wurde eine webbasierte
Plattform vorgeschlagen. Über diese Plattform wurden Meinungen zu pädagogischen Massnahmen und Meldungen
über Belästigung und Mobbing gesammelt.

Die Erstellung der Webplattform wurde an einen weiteren Auftragnehmer, die MiS Trend SA, vergeben. Der
Fragebogen wurde in zwei Hauptteile unterteilt: Der erste Teil befasste sich mit Verletzungen der persönlichen
Integrität (Belästigung und Mobbing), während der zweite Teil den pädagogischen Massnahmen gewidmet war.

Die Plattform war vom 24. Juni bis zum 29. Juli 2024 geöffnet. 2200 Personen beantworteten den Teil, der sich mit
Belästigung und Mobbing befasste (55,1%), und 2050 Personen den Teil, der sich mit den pädagogischen
Massnahmen befasste (51,3%). Jede Person, die sich als Opfer von Belästigung und Mobbing fühlte, konnte zudem
um ein Gespräch bitten: So wurden 38 Gespräche in den eigens zu diesem Zweck gemieteten Räumlichkeiten in
Bulle und Freiburg durchgeführt, um die Anonymität zu gewährleisten.

Die allgemeine Analyse basierte hauptsächlich auf der Zusammenführung von Informationen, die im Rahmen der
Lektüre von offiziellen Dokumenten und der Durchführung von halbstrukturierten Interviews gewonnen wurden.
Insgesamt wurden 79 Gespräche geführt, zu denen noch weitere Gespräche von unterschiedlicher Dauer hinzukamen.
Unter anderem wurden folgende Personen angehört: Die Mitglieder der Verwaltung des FOA, anderer Ämter der
BKAD und anderer Stellen ausserhalb der BKAD, die aufgrund ihrer beruflich verbundenen Tätigkeit mit dem FOA
ausgewählt wurden, sämtliche Direktionen von Orientierungs- und Primarschulen sowie die pädagogischen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die auf freiwilliger Basis angehört werden wollten, 10 von der BKAD ernannte
Lehrpersonen (9 wurden letztendlich getroffen) und 10 von den Gewerkschaften ausgewählte Lehrpersonen.

2 Die wichtigsten Ergebnisse des Audits

—

Hinweis des Auditteams: Es handelt sich hier um mehr als nur ein Audit, sondern vielmehr um eine Bestandsaufnahme
der obligatorischen Schule im französischsprachigen Teil des Kantons Freiburg, mit der das Auditteam betraut wurde
und die es durchgeführt hat.

Mit dieser Studie beantwortete der Staatsrat die vier Fragen der Grossratsmitglieder:

1. Untersuchung von Anschuldigungen über Fälle von Amtsmissbrauch und Mobbing, mit denen einige
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des FOA und insbesondere die Schuldirektionen des 3. Zyklus konfrontiert
sind;

2. Untersuchung der Auswirkungen der von der FOA-Führung konzipierten Bildungspolitik auf die Leistungen der
Schülerinnen und Schüler;

3. Feststellung, inwieweit die Bildungspolitik den Anforderungen der Gesellschaft entspricht, insbesondere den
Erwartungen der Sekundarstufe 2 und der für die Lernenden verantwortlichen Arbeitgeberinnen und
Arbeitgeber;

4. Ermittlung potenzieller Interessenkonflikte angesichts der Zusammensetzung der FOA-Führung, die durch enge
persönliche Verbindungen zwischen ihren Mitgliedern gekennzeichnet ist.
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Insbesondere ergab die durchgeführte Untersuchung, dass die schwerwiegendsten Anschuldigungen unbegründet
sind. Über diese Feststellung hinaus nutzte der Staatsrat das Audit, um die Organisation und Funktionsweise des
FOA, dieses grossen Amtes mit mehr als 3500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und komplexen Abläufen, besser zu
verstehen, aber auch zu verbessern. Das Audit beleuchtet die organisatorischen Herausforderungen und liefert einige
Verbesserungsansätze.

2.1 Wichtigste Ergebnisse

1. Das Audit ergab, dass die schweren und gezielten Anschuldigungen gegen die Leitung des FOA (Belästigung,
Klima der Angst, Missbrauch von Autorität usw.) unbegründet sind.

2. Das Audit zeigt einige Schwierigkeiten und Belastungen im Arbeitsumfeld auf, insbesondere bei den
Lehrpersonen.

3. Die Studie liefert keine materiellen Hinweise auf Interessenkonflikte auf der Führungsebene des FOA.
4. Die Analyse der Auswirkungen der pädagogischen Massnahmen des FOA auf die Leistungen der Schülerinnen

und Schüler zeigt gemischte, ja sogar widersprüchliche Ergebnisse. Themen wie die inklusiv ausgerichtete
Schule und die Schülerinnen- und Schülerbeurteilung beschäftigen einen Grossteil der Lehrpersonen.

5. Es gibt keine Anzeichen dafür, dass die die Bildungspolitik des Unterrichtsamts den Anforderungen der
Gesellschaft nicht gerecht wird oder dass die Schülerinnen und Schüler nach Abschluss der obligatorischen
Schulzeit schlechter abschneiden.

6. Das Audit hat ergeben, dass es eine verstärkte und besser strukturierte Führung auf allen Hierarchieebenen sowie
eine klarere Organisation für ein besseres internes Verständnis braucht.

Der Staatsrat unterstützt die Umsetzung von sechs vorrangigen Verbesserungsmassnahmen. Zusammen mit der
BKAD setzt er volles Vertrauen darin, dass die Führung des Amtes diese Massnahmen umsetzen und begleiten wird.

3 Gesellschaftlicher Kontext und Autonomie der Schulakteurinnen
und -akteure

—

3.1 Feststellungen

> Anhand der Ergebnisse der Gespräche lässt sich ein Bild der Schule erstellen. Derzeit gibt es Spannungsfelder
rund um die Beziehung zwischen Eltern und Schule, wobei die Disziplin der Schülerinnen und Schüler und ihr
Verhalten im Mittelpunkt der Sorgen eines Teils der Lehrpersonen stehen.

> Die Kultur der Schule ist geprägt von einer starken Autonomie der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf allen
Ebenen.

> Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des FOA identifizieren sich eher mit ihrer Schule als mit ihrem Amt. Die
Mehrheit der Personen vor Ort weiss nicht genau, wie die Leitung des FOA organisiert ist.

> Innerhalb des FOA gibt es unterschiedliche und manchmal widersprüchliche pädagogische Visionen, was eine
Herausforderung für die Führung darstellt.

> Das Verhältnis zur Autorität ist ambivalent: Die Führung des FOA wird als widersprüchlich wahrgenommen,
mal als autoritär, mal als zuhörend. Der Autoritätsmissbrauch wird nicht der Leitung des Amtes, sondern
gewissen Schuldirektionen angelastet.

> Für die meisten Primarschuldirektionen wird eine Überlastung gemeldet.

3.2 Hintergrund

Die Schule ist ein Ort, an dem Werte, wirtschaftliche Interessen, Überzeugungen, politische Meinungen, Erwartungen der
Eltern, aber auch die Entwicklung der Psychologie, der Demografie, der Pädagogik und der beruflichen Anforderungen
(die sich auf die Eltern und damit auch auf die Schülerinnen und Schüler auswirken) zusammentreffen. Die heutige
Schule muss daher den Erwartungen vieler Beteiligter gerecht werden, darunter den Schülerinnen und Schülern, den
Bildungsfachpersonen, den Familien, den Arbeitgebern und den politischen Entscheidungsträgern. Jeder dieser
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Akteurinnen und Akteure hat eine andere, oftmals abweichende Meinung über das Wesen der Schule, ihre
Funktionsweise und was sie der Gesellschaft bieten sollte. Die Komplexität des Umfelds wird durch grundlegende
Fragen zu den Erziehungsmethoden und die Veränderung der gesellschaftlichen Normen (darunter das Verhältnis
gegenüber der Autorität) noch verstärkt.

3.3 Die Spannungsfelder

Aus den Gesprächen des Auditteams ergeben sich mehrere Punkte:

> Die Beziehung zwischen Eltern und Schule ist ein Spannungsfeld: Jeder Elternteil hat eigene Vorstellungen
über die Art und Weise, wie die Autorität über sein Kind ausgeübt werden sollte, was manchmal mit den
Praktiken der Schule in Konflikt geraten kann. Diese Divergenzen sind nicht neu, werden aber durch die
jüngsten Entwicklungen in den Bildungs- und Gesellschaftsnormen verschärft.

> Das Verhältnis der Schülerinnen und Schüler gegenüber der Autorität wird in Frage gestellt: Dieser Punkt
ist für einen Teil der Lehrpersonen sowie der Schuldirektionen ein wichtiges Anliegen, da Verhaltensprobleme
manchmal den Folgen neurobiologischer Probleme ähneln und sich überlagern, vermischen und/oder summieren
können.

> Neurologische Entwicklungsstörungen geben Anlass zur Sorge: Die Zunahme der Diagnosen wird entweder
auf Fortschritte in der Kinderpsychiatrie oder auf eine Überdiagnostizierung von als abweichend erachteten
Verhaltensweisen zurückgeführt. Die Analyse der familiären Faktoren zeigt, dass in vielen Fällen ein oder
mehrere erschwerende Faktoren vorliegen: sozioökonomisch benachteiligte Bevölkerung und/oder soziokulturell
eingeschränkte und/oder mittellose Bevölkerung (fehlende enge soziale Bindungen); Mangel an frühkindlicher
Stimulation aufgrund anderer Prioritäten der Eltern (Vollzeitbeschäftigung, lebenswichtige Bedürfnisse usw.).

Die Verflechtung von familiärem und schulischem Umfeld kann zu Spannungen oder gar zu widersprüchlichen
Erwartungen führen: Einerseits müssen die Kinder den Erwartungen der Schule entsprechen, andererseits muss sich
die Schule an alle individuellen Besonderheiten anpassen (möglichst ohne zu urteilen und mit möglichst wenig
Autorität). Hinzu kommt, dass die Schule nicht nur Wissen vermitteln und sich an der Erziehung beteiligen soll,
sondern auch als Tor zur Berufswelt wahrgenommen wird. Eltern, die sich um die Zukunft ihrer Kinder sorgen,
können Druck auf ihre Kinder ausüben, damit sie in einem wettbewerbsorientierten System erfolgreich sind.

3.3.1 Was bedeutet es, Lehrerin oder Lehrer zu sein?

Die überwiegende Mehrheit der Befragten stimmt darin überein, dass sie sich für das Wohlergehen ihrer
Schülerinnen und Schüler einsetzen. Die Frage nach dem «Wie», die sich auf die Pädagogik bezieht, ist deutlich
differenzierter. In den Gesprächen stellte das Auditteam fest, dass die meisten Lehrpersonen und Schuldirektionen an
den Auftrag der Schule glauben und es bedauern, dass die Schule angegriffen und in Mitleidenschaft gezogen wird.
Sie haben das Gefühl, dass sie ihre Arbeit nicht mehr so gut ausführen können, wie sie es gerne möchten. Allerdings
variiert die Definition dessen, was den Beruf einer Lehrerin oder eines Lehrers ausmacht, von Person zu Person: Das
Spektrum reicht von denjenigen, die der Meinung sind, dass die Arbeit nicht an der Tür des Klassenzimmers aufhört
und alles umfasst, was mit dem Wohlergehen der Schülerinnen und Schüler zu tun hat, bis zu denjenigen, die der
Meinung sind, dass sie ihren Unterricht erteilen können sollten, ohne sich um Disziplin oder Aspekte kümmern zu
müssen, die sie als Verwaltungsaufgaben betrachten. Die Belastungen, denen die Schule ausgesetzt ist, sind so
zahlreich und heterogen, dass sie nie allen gerecht werden kann. Auch innerhalb des FOA sind die Meinungen zu
unterschiedlich, als dass man beispielsweise sagen könnte: «Die Lehrpersonen glauben, dass...» oder «in der Praxis
wünscht man sich, dass...».

3.3.2 Das Unterrichtswesen: Eine geschlossene, stark durch Autonomie gekennzeichnete Welt

Die Welt des Unterrichtswesens zeichnet sich zudem durch ein gewisses Mass an Selbstbezogenheit aus. Die
Fachpersonen in diesem Bereich haben ähnliche Ausbildungen und berufliche Werdegänge und bewegen sich in
einem Umfeld, das seine eigenen Regeln hat. Dieser Beruf ist auch durch eine begrenzte (oder als solche
wahrgenommene) Durchlässigkeit gekennzeichnet. Dies kann die Angst schüren, dass man beim Verlust des
Arbeitsplatzes keine Optionen mehr hat. Die Bildungswelt ist zwar relativ geschlossen, aber dennoch durch innere
Abgrenzungen geprägt: in der Primarschule oder der Orientierungsschule unterrichten; die Kleinsten oder die Klassen
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7H/8H unterrichten; Mitglied einer Schuldirektion sein oder unterrichten oder manchmal beides; in der Stadt oder auf
dem Land unterrichten; Klassen aus privilegierten oder benachteiligten Verhältnissen haben; Mitglied der Amtsleitung
oder im «Basisberufsfeld» tätig sein. Die Meinungen über Bildung und Pädagogik sind sehr stark ausgeprägt: Die Welt
des Unterrichtswesens ist keine homogene Einheit. Die erlebten Realitäten können sehr unterschiedlich sein und sowohl
Ursache als auch Folge von sehr unterschiedlichen Meinungen sein.

Ein Element, das für die Kultur dieses Umfelds charakteristisch ist, hat einen Einfluss auf die allgemeine
Funktionsweise des Amtes: die starke Autonomie der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf allen Ebenen. Auch wenn
jeder Eingriff in diese Autonomie sehr unangenehm sein kann, sollte man sich bewusst sein, dass die in den letzten
Jahren mit dem Schulgesetz von 2014 durchgeführten Reformen die Autonomie aller betrafen. Was die Autorität
betrifft, so hat das Auditteam festgestellt, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei bestimmten Entscheiden der
Amtsleitung sehr stark aufbegehren können. Die Meinungen über Führungskompetenzen an sich sind ebenfalls sehr
geteilt: Die Schwerpunkte liegen eher im pädagogischen Bereich als im Führungsbereich.

3.3.3 Die Lehrpersonen identifizieren sich mehr mit ihrer Schule als mit dem FOA

Aus den Gesprächen geht hervor, dass sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des FOA viel stärker mit ihrer
Schule als mit dem Amt identifizieren. Es scheint sogar, dass die meisten der in der Praxis tätigen Personen nicht
genau wissen, wie die Leitung des FOA und überhaupt die Entscheidungsgremien im Bereich der Pädagogik
organisiert sind. Es sei noch erwähnt, dass die Welt des Bildungswesens in ein grösseres Gefüge eingebettet ist,
nämlich in den Kanton Freiburg. Aus den Gesprächen geht hervor, dass es zahlreiche persönliche Verbindungen
verschiedener Art (auch politischer Natur) gibt, die nicht nur auf die administrative Leitung des FOA beschränkt sind.
Dies scheint ein wichtiger Aspekt des Umfelds in Freiburg zu sein. Was die politischen Verbindungen betrifft, so
haben diese eine eher strukturelle Dimension, da im März 2024 20 von 110 Grossratsmitgliedern einen Beruf im
Bildungsbereich ausüben. Das bedeutet zum einen, dass diese Berufsgruppe im Parlament stark vertreten ist. Zum
anderen bedeutet es aber auch, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihren Arbeitgeber öffentlich kritisieren
können, was sie in Form von Motionen, Anfragen und Postulaten getan haben und so zu einem Audit beitragen
haben. Dies macht die Situation komplexer.

3.3.4 Interne Spaltungen und unterschiedliche pädagogische Sichtweisen

Beim FOA gibt es deutliche interne Spaltungen, aber die Lager sind nicht eindeutig voneinander abgegrenzt. Diese
Unterschiede spiegeln unterschiedliche und manchmal auch widersprüchliche pädagogische Sichtweisen wider. Die
Schuldirektionen und die Lehrpersonen stehen manchmal nicht im Einklang mit den Zielvorgaben der Amtsleitung,
was Widerstände und Frustrationen erzeugen kann. Dem Auditteam wurde erklärt, dass die Massnahmen in Schulen,
die von Personen geleitet werden, die ihnen eher positiv gegenüberstehen, wesentlich reibungsloser umgesetzt
werden, was auch zeigen würde, wie viel Spielraum für Störungen und Widerstände einige Akteurinnen und Akteure
vor Ort haben können. Diese Meinungsverschiedenheiten oder unterschiedlichen Sichtweisen werden von denjenigen
ausgenutzt, die der Meinung sind, dass zwischen der «theoretischen Sichtweise» und der «Realität vor Ort» eine
Kluft besteht. Das Argument wird vielleicht manchmal in einer Situation, in der es um die Kräfteverhältnisse geht,
rhetorisch eingesetzt. Dieses interne Klima stellt jedoch eine echte Herausforderung für die Führung dar. Es gilt,
Brücken zwischen den unterschiedlichen Positionen zu schlagen, indem eine Kultur des Dialogs gefördert und
konstruktive Interaktionen zwischen den verschiedenen Hierarchieebenen angeregt werden.

3.3.5 Ein ambivalentes Verhältnis zur Autorität

Das Auditteam weist auf ein ambivalentes Verhältnis zur behördlichen Autorität und widersprüchliche Aussagen hin:
Die Leitung des FOA wird manchmal als autoritär dargestellt, die Entscheidungen durchsetzt, ohne die Gegebenheiten
vor Ort zu berücksichtigen, manchmal aber als eine Leitung, die zu viel zuhört und der es an Entschlossenheit fehlen
lässt, während andere Personen gerade diese Fähigkeit zum Zuhören hervorheben. Allgemeiner gesagt, wird der
Vorwurf eines «Autoritätsmissbrauchs» nicht der Leitung des Amtes, sondern eher gewissen Schuldirektionen
angelastet. Es wurden auch mehrere Anekdoten berichtet, in denen es um untergebene Personen geht, die sich ihrer
hierarchischen Autorität widersetzen manchmal bis hin zu Formen der Gehorsamsverweigerung.
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3.3.6 Die besondere Situation der Primarschuldirektionen

Das Auditteam berichtet, dass die meisten Primarschuldirektionen sowohl eine quantitative wie auch qualitative
Überlastung melden.

Sie übernehmen eine komplexe Rolle, die neben pädagogischen auch leitende und administrative Aufgaben umfasst.
Problematisch sind auch die Unterschiede zwischen den einzelnen Schulen. Die Orientierungsschulen, die eine
strukturiertere administrative Unterstützung erhalten, sind besser in der Lage, diese Arbeitsbelastung zu bewältigen,
während die Primarschulen, die oftmals über weniger Verwaltungspersonal verfügen – dieses muss wie auch bei den
Orientierungsschulen von den Gemeinden zur Verfügung gestellt werden – stärker unter Druck stehen. Diese
Unausgewogenheit beeinträchtigt die Einheitlichkeit in der Praxis und kann die Ungleichheiten in Bezug auf die
Führung und Verwaltung beim Amt verschärfen. Auch die Stellvertretungen gestalten sich auf der Primarstufe
komplizierter als bei den Orientierungsschulen.

Zu dem am 15. Dezember 2023 eingereichten Auftrag mit dem Titel «Die Schuldirektionen der Primarschulen (PS)
verfügen bis Ende 2030 über die gleichen Zeitressourcen für die Führung ihrer Schulen wie die Schuldirektionen der
Orientierungsschulen (OS)» hat der Staatsrat am 1. Juli 2024 einen Bericht vorgelegt, der die Planung der
zusätzlichen VZÄ für die Schuldirektionen vorsieht.

4 Belästigung und Mobbing: Unbegründete Anschuldigungen gegen die
Führung des FOA

—

4.1 Feststellungen

Die Ergebnisse des Audits zeigen, dass die schweren und gezielten Anschuldigungen gegen die Führung des FOA
(Belästigung, Klima der Angst, Autoritätsmissbrauch usw.) unbegründet sind. Sie werden weder durch die Gespräche
noch durch die Statistik untermauert.

Es werden folgenden Punkte angemerkt:

> Der parlamentarische Auftrag lässt auf ein Amt schliessen, das mit harter Hand geführt wird und in dem jede
Kritik an der Autorität unterdrückt wird.Das Auditteam beschreibt jedoch eine weit differenziertere Realität, die
von Widersprüchen geprägt ist. Seiner Meinung nach ist die Autorität beim FOA nicht selbstverständlich, als ob
die dort beschäftigten Personen mit dem Konzept der Autorität als Führungskraft nicht sehr vertraut wären.

> Das Auditteam zeigt sich überrascht über den sehr starken Widerstand einiger Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
gegen mehrere Entscheide der Leitung des FOA.

> Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter identifizieren sich viel stärker mit ihrer Schule als mit ihrem Amt.
> Ein mangelndes Verständnis für die Funktionsweise der Führungsebene und der Entscheidungsgremien kann zu

einem allgemeinen Unmut gegen das FOA und seinen Entscheiden führen.
> Das Bildungswesen ist im Parlament sehr stark vertreten, was bedeutet, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

ihren Arbeitgeber öffentlich in Frage stellen können. Dies ist ein Faktor, der die Situation noch komplizierter
macht.

> Die Feststellungen zur Führung des Amtes sind ambivalent oder sogar widersprüchlich: Sie wird abwechselnd
als autoritär, sehr oder zu sehr auf die Bedürfnisse eingehend, als unentschlossen und gleichzeitig als gut
zuhörend beschrieben.

> Der Autoritätsmissbrauch wird nicht der Leitung des Amtes, sondern eher gewissen Schuldirektionen angelastet.
> Beim FOA gibt es ausgeprägte, aber nicht klar abgrenzbare Spaltungen, eine sehr differenzierte Realität, die

unterschiedliche, manchmal widersprüchliche pädagogische Ansichten widerspiegelt.
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> Die Behauptung, dass die Führung des FOA ihre Bildungsvorstellungen einseitig durchsetzt und dabei die
Stimmen aus der Praxis ignoriert, muss differenziert werden. In den Gesprächen wurden auch sehr harte Worte
über die Sichtweise einiger Kritikerinnen und Kritiker – Lehrpersonen oder Schuldirektionen – zu
pädagogischen Massnahmen geäussert.

> Dieses interne Klima stellt eine echte Herausforderung für die Führung dar. Es besteht ein Widerspruch
zwischen dem Gefühl, zu viel Macht zu haben, und der Unmöglichkeit, eine Vision durchzusetzen, da der
Widerstand stark ist und die Mittel, ihn zu überwinden, begrenzt sind.

> Die Leitung des FOA hat einen partizipativen Führungsstil eingeführt, der mit den aktuellen Trends einer
wertschätzenden und kollaborativen Führung übereinstimmt. Allerdings müssen der Rahmen und die Umsetzung
noch verstärkt werden.

> Es wäre falsch zu sagen, dass die Akteurinnen und Akteure vor Ort nicht in die Transformationsprozesse
einbezogen wurden, aber es zeigt sich, dass die partizipativen Initiativen nicht zu den gewünschten Ergebnissen
geführt haben.

> Der parlamentarische Auftrag spricht von einer praxisfernen Führung, aber in einigen Fällen ist die Praxis aus
Gründen, die zum Teil auf unterschiedlichen Auffassungen über die Aufgaben der Schule und die
Unterrichtsmethoden beruhen, nicht sehr offen für bestimmte Massnahmen.

4.2 Hintergrund

Dem Auditteam wurde aufgetragen, den Vorwürfen des Autoritätsmissbrauchs und des Mobbings nachzugehen,
denen einige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des FOA und insbesondere die Schuldirektionen des 3. Zyklus
ausgesetzt sein sollen.

Das Auditteam hat das Thema Mobbing während des Audits bei mehreren Gelegenheiten angesprochen:

> bei den Gesprächen mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des FOA;
> im Rahmen des Online-Fragebogens, den vom 24. Juni bis 29. Juli 2024 alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

des FOA ausfüllen konnten, darunter auch diejenigen, die das FOA in den letzten fünf Jahren verlassen haben –
die Ergebnisse sind im Anhang zu finden;

> im Rahmen von spezifischer Gespräche auf Anfrage hin.

Alle Personen, die der Meinung waren, Opfer von Belästigung (Mobbing und/oder sexuelle Belästigung) geworden
zu sein, konnten den Online-Fragebogen ausfüllen und hatten die Möglichkeit, um ein Gespräch mit einer Beraterin
oder einem Berater zu ersuchen. Um auf ihre Anliegen einzugehen, wurden 38 Gespräche durchgeführt. Diese
konzentrierten sich auf die von der Person erlebte Situation. Sie lieferten wichtige Informationen, die Aufschluss über
bestimmte Mechanismen im Amt gaben, die zu kritischen Situationen führen können. Jedes Gespräch wurde
protokolliert. Die betroffenen Personen konnten das Protokoll einsehen, um ihre Rechte später geltend machen zu
können. Die Anonymität wurde wie gewünscht gewahrt.

Vorsicht

Das Auditteam betont, dass Vorsicht geboten ist, wenn es um Mobbing geht. «Jede Situation ist anders und sollte
einer ausführlichen Analyse von Fall zu Fall unterzogen werden. Andernfalls besteht die Gefahr von Willkür».

Daher zielt seine Vorgehensweise darauf ab, den Fokus zu erweitern und Situationen von Konflikten oder
Schwierigkeiten am Arbeitsplatz zu verstehen, die Mobbing sein können oder auch nicht. Das Auditteam warnt auch
vor der Gefahr, die mit der Definition von Mobbing und der falschen Verwendung von Begriffen einhergeht.

4.3 Ergebnisse

Der Vorwurf, dass die Leitung des FOA das gesamte Amt und insbesondere die Schuldirektionen der
Orientierungsschulen schikaniert, ist nicht belegt. In seltenen Fällen beschuldigen die Schuldirektionen ihren
Vorgesetzten (d. h. eine Schulinspektorin oder einen Schulinspektor), dass es ihr an Unterstützung oder an Führung
fehle oder dass sie sich nicht einig seien.

Das Audit ergab, dass in den Gesprächen Probleme im Arbeitsumfeld und Fälle von Mobbing/Konflikten zur Sprache
kamen, die auf gewisse Schuldirektionen zurückzuführen waren:
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> Lehrpersonen berichteten von autoritärem Verhalten und Drohungen seitens der Schuldirektorinnen und
Schuldirektoren.

> An einigen Schulen wurde über Verhaltensweisen und Entscheide berichtet, die auf persönlichen Beziehungen
und nicht auf beruflichen Kriterien beruhten. So würden Lehrpersonen, die mit der Schuldirektorin oder dem
Schuldirektor eng befreundet oder sogar verwandt sind, bevorzugt behandelt.

> An einigen Schulen wurde unangemessenes und/oder respektloses Verhalten beschrieben. Es soll vorgekommen
sein, dass sich Lehrpersonen bei Gesprächen mit ihrer Schuldirektion und manchmal auch in Gegenwart ihrer
Kolleginnen und Kollegen gedemütigt fühlten.

> Es wurde von mangelnder Professionalität gesprochen, insbesondere von organisatorischen Schwachstellen, aber
auch von Verstössen gegen die Schweigepflicht.

> Das in den Gesprächen erwähnte problematische Verhalten von Eltern und Schülerinnen und Schülern kann für
die Lehrpersonen und Schuldirektionen ebenfalls eine grosse Belastung darstellen.

4.4 Quantitative Elemente: Mobbing

> 12 % der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des FOA geben an, dass sie im Rahmen ihrer aktuellen beruflichen
Tätigkeit Opfer von Mobbing oder sowohl Opfer als auch Zeuge von Mobbing waren. Diese Zahl ist höher als
die der Empiricon-Studie aus dem Jahr 2022. In dieser Studie gaben 7% der Befragten an, Opfer von Mobbing
zu sein. Im Rahmen dieser Befragung war es nicht möglich, sich als Zeuge für eine solche Situation zu melden.

> Mobbingfälle korrelieren mit dem Alter der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, wobei ältere Personen am
stärksten betroffen sind.

> Die fünf am häufigsten genannten Formen des empfundenen Mobbings sind die Unmöglichkeit, sich
auszudrücken (56%), die Diskreditierung bei Kolleginnen und Kollegen oder Vorgesetzten (51%), keine
Begrüssung oder Abschiedsworte (48%), das Verbreiten von Gerüchten (45%) oder das Zurückhalten von
Informationen (41%).

> Über ein Viertel der Personen, die sich als Opfer gemeldet haben, erlebte zudem weitere Formen von Mobbing
wie Erniedrigung oder Spott, Anschreien, Kontaktverweigerung, Ausgrenzung oder Isolation sowie beleidigende
Bemerkungen. Ein weiteres Viertel der Opfer, die sich meldeten, haben darüber hinaus von Drohungen
(beruflicher, körperlicher oder psychologischer Art) sowie dem Gefühl, sich lächerlich zu machen, berichtet.
Fast 20% der Personen, die sich als Opfer gemeldet haben, gaben zudem eine zu hohe Arbeitsbelastung und
unsinnige Aufgaben an.

> 31% der Personen, sich belästigt fühlten, geben die Eltern als Verantwortliche an.
> Von den 66% der Personen, die Mobbing angegeben haben, sind 23% der Ansicht, dass sie unterstützt wurden,

26% denken, dass sie nicht wirklich unterstützt wurden, und 17% meinen, dass sie überhaupt nicht unterstützt
wurden.

4.5 Quantitative Elemente: Stark belastende zwischenmenschliche Probleme

> 21% der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des FOA gaben an, Opfer oder Opfer UND Zeugen von stark
belastenden zwischenmenschlichen Problemen am Arbeitsplatz gewesen zu sein. Laut dem Auditteam handelt es
sich hier um ein ziemlich weit verbreitetes und allgemeines Problem.

> Die Formen der erlebten zwischenmenschlichen Probleme sind die gleichen wie die Formen des Mobbings: Die
häufigste Nennung war, dass sie sich nicht äussern konnten (55%), gefolgt von der Zurückhaltung von
Informationen und der Tatsache, dass sie nicht gegrüsst wurden (37%), gefolgt von Diskreditierung (31%),
Anschreien oder dem Verbreiten von Gerüchten über sie (27%).

> Diese zwischenmenschlichen Probleme treten vor allem mit direkten Vorgesetzten (44%) oder mit Kolleginnen
und Kollegen auf derselben Hierarchieebene (34%) auf. Für ein Drittel der Antwortenden sind die Eltern für
diese zwischenmenschlichen Probleme verantwortlich und für 19% die Schülerinnen und Schüler.

> 39% der Befragten gaben an, das Problem nicht gemeldet zu haben. Von den 61%, die das Problem gemeldet
haben, sind 25% der Ansicht, dass sie Unterstützung erhalten haben, 27% geben an, nicht wirklich unterstützt
worden zu sein, und 9% sagen aus, sie hätten überhaupt keine Unterstützung erhalten.
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4.6 Quantitative Elemente: Sexuelle Belästigung

> 3% der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des FOA haben angegeben, dass sie im beruflichen Umfeld Opfer oder
Opfer UND Zeuge sexueller Belästigung waren. Die Formen der sexuellen Belästigung, denen die Antwortenden
als Opfer ausgesetzt waren, waren zu mehr als der Hälfte unangebrachte Bemerkungen über das Aussehen oder
sexistische Bemerkungen oder Witze. Über ein Viertel der Fälle betraf unangemessene sexuelle Geschichten
oder Gespräche und 22% betrafen unerwünschte körperliche Berührungen.

> Frauen bezeichnen sich viel häufiger als Opfer als Männer (2,8% gegenüber 0,8%)
> Bei den Urheberinnen oder Urhebern handelt es sich hauptsächlich um Kolleginnen und Kollegen auf derselben

Hierarchieebene.
> Etwa ein Viertel der Fälle wurde gemeldet. Und in der überwiegenden Mehrheit fühlten sich die Opfer

unterstützt.

4.7 Empfehlungen

Das Auditteam empfiehlt insbesondere drei Arbeitsschwerpunkte, um diese Situation zu verbessern:

Stärkere Prävention in einem ganzheitlichen Konzept: Die Führung und Formen der Zusammenarbeit müssen auf
allen Ebenen des Amtes gestärkt werden.

Die Beschwerdewege müssen verbessert werden, damit die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter das Gefühl haben,
dass sie sich offen äussern können, ohne Konsequenzen befürchten zu müssen. Manchmal wird es notwendig sein,
dass die Möglichkeit besteht, den Dienstweg bzw. den Weg über die Vorgesetzten zu umgehen.

Die Prävention bei den Eltern stärken, indem man ihnen angemessene Verhaltensweisen und Mittel zur Lösung
von Konflikten mit einer Lehrperson oder einer Schuldirektion erklärt.

5 Keine Interessenkonflikte auf der Führungsebene des FOA

—

5.1 Feststellungen

> Es gibt keine offensichtlichen Interessenkonflikte innerhalb der Führung des Amtes.
> Es wurden keine Verstösse gegen die geltenden Vorschriften festgestellt.
> Das Unterrichtswesen im Kanton Freiburg ist eine kleine Welt, in der man sich auch ausserhalb des beruflichen

Umfelds kennt.

5.2 Hintergrund

Aus den Gesprächen geht hervor, dass das Unterrichtswesen im Kanton Freiburg eine kleine Welt ist, die aus
Personen besteht, die sich kennen und sich teilweise auch privat treffen. Die sozialen Verbindungen dieser Personen
gehen zudem über das Unterrichtswesen hinaus. Überdies haben die meisten Personen den gleichen Ausbildungsweg
zurückgelegt, so dass sich Personen der gleichen Generation oft während ihrer Ausbildung kennengelernt haben.

Das Auditteam berichtet, dass es in den Gesprächen, wenn das Thema angesprochen wurde, viele Anekdoten über
Verbindungen zwischen dem Unterrichtswesen und der Welt ausserhalb davon gehört habe: mit der politischen Welt,
der akademischen Welt, der juristischen Welt oder der journalistischen Welt. Es nimmt Stellung und beantwortet
damit die gestellte Frage:

5.3 Ergebnisse

> Laut dem Auditteam bestehen zwischen einigen Mitgliedern der Amtsleitung enge Verbindungen. Seiner
Meinung nach ist es dennoch heikel, den Freundschaftsgrad zwischen Personen zu bestimmen. Auch scheint das
nicht gegen die einschlägigen Vorschriften zu verstossen.

> Es gibt nur wenige Anhaltspunkte für die These, dass tatsächlich Interessenkonflikte aufgetreten sind. Dabei
handelt es sich vor allem um Verdächtigungen seitens der angehörten Personen.
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> In einigen Fällen auf verschiedenen Ebenen des Amtes hätten ungeschicktes Vorgehen und unangemessenes
Verhalten (auch aus der Sicht der Führung) ein Gefühl der Ungerechtigkeit und damit den Eindruck nähren
können, dass es zwischen bestimmten Personen eine Art Vetternwirtschaft gibt.

> Es ist möglich, dass Personen, die mit der Politik des FOA nicht einverstanden sind, die Dinge übertrieben
haben.

5.4 Empfehlungen

Das Auditteam empfiehlt mehrere Massnahmen zur Verbesserung der Transparenz und der Wahrnehmung von
Fairness, insbesondere:

Erarbeitung einer internen Ethikcharta für alle Ämter des Staates: Für eine unparteiische Führung ist die
Einführung einer Ethikcharta, die die Regeln für den Umgang mit Interessenkonflikten festlegt, von entscheidender
Bedeutung. Diese Charta sollte detaillierte Verfahren für die Ermittlung, Meldung und Handhabung potenzieller
Interessenkonflikte enthalten. Es ist Aufgabe des Personalamts des Staates, diese Charta zu erstellen, die für das
gesamte Staatspersonal gelten soll.

Verfahren für vertrauliche Meldungen einrichten: Um die Transparenz zu erhöhen und den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern die Möglichkeit zu geben, Interessenkonflikte ohne Angst vor Vergeltungsmassnahmen zu melden, wird
empfohlen, einen vertraulichen Meldekanal einzurichten. Dieses Verfahren sollte es jeder Mitarbeiterin und jedem
Mitarbeiter ermöglichen, potenziell problematische Situationen zu melden, und sicherstellen, dass den Meldungen
konsequent nachgegangen wird. Ein solches System verringert das Risiko, dass eine Günstlingswirtschaft vermutet
wird, und schafft ein ethisches Arbeitsumfeld, in dem die Anliegen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gehört
werden.

Schulung von Führungskräften zu ethischen Fragen und zum Umgang mit Interessenkonflikten: Es ist von
entscheidender Bedeutung, dass Führungskräfte, Schulinspektorinnen und Schulinspektoren, Schuldirektorinnen und
Schuldirektoren regelmässig in ethischen Fragen, darunter auch im Umgang mit Interessenkonflikten, geschult
werden. Diese Weiterbildungen sollten Praktiken zur Prävention, zur Erkennung potenzieller Konflikte und die
Vorgehensweise für eine unparteiische Verwaltung behandeln. Die Weiterbildungen würden dazu beitragen, das
Bewusstsein der Verantwortlichen für die Risiken der unzulässigen Einflussnahme zu schärfen und gleichzeitig gute
Organisationspraktiken und eine Kultur der Transparenz zu stärken.

6 Auswirkungen der pädagogischen Massnahmen des FOA auf die
Leistungen der Schülerinnen und Schüler: Gemischte Ergebnisse

—

6.1 Feststellungen

> Die inklusiv ausgerichtete Schule beschäftigt die Lehrpersonen und die Schuldirektionen gleichermassen. Das
Auditteam stellt eine mögliche Vermischung von Problembereichen fest. Die Auswirkungen auf das Lernen der
Schülerinnen und Schüler werden überwiegend als negativ bewertet.

> Werden Schülerinnen und Schülern mit besonderem Bildungsbedarf und Schülerinnen und Schülern mit
Verhaltens- und/oder neurologischen Problemen in einer Klasse aufgenommen, macht dies die Klassenführung
für die Lehrpersonen und Schuldirektionen schwierig.

> Team-Teaching wird als möglicher Lösungsansatz gesehen.
> Die Beziehung zwischen Eltern und Schule ist ein Punkt, der die Lehrpersonen belastet und unter Druck setzt.
> Die Richtlinien über die Beurteilungspraxis an der obligatorischen Schule werden von Lehrpersonen und den

Schuldirektionen unterschiedlich beurteilt.
> Eine pädagogische Massnahme kann in Frage gestellt werden, ohne dass die Auswirkungen auf das Lernen der

Schülerinnen und Schüler als negativ angesehen werden.
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> Es wird auf die Arbeitsbelastung im Zusammenhang mit der Umsetzung des Konzepts zur Qualitätssicherung
und -entwicklung hingewiesen.

> Die digitale Bildung ruft gemischte Reaktionen hervor und es besteht Uneinigkeit über den Sinn der Massnahme.

6.2 Hintergrund

Eine wissenschaftlich fundierte Analyse der Auswirkungen der von der Leitung des FOA konzipierten Bildungspolitik
auf die Leistungen der Schülerinnen und Schüler würde erfordern, dass die relevanten Daten über einen langen
Beobachtungszeitraum gesammelt und mit den Daten einer «Kontrollgruppe» verglichen werden, die nicht dem FOA
untersteht. Dies hat der Staatsrat in seiner Antwort vom 20. Februar 2024 erläutert.

Gemäss dem Staatsrat erscheint es weder möglich noch zweckmässig, eine solche spezifische Studie zum FOA zu
starten. Es müssten eine eigene Struktur und ein Verfahren für den französischsprachigen Teil des Kantons eingeführt
werden und allfällige Ergebnisse würden erst in mehreren Jahren vorliegen.

Im Übrigen gibt es bereits Indikatoren, die Vergleiche mit anderen Kantonen ermöglichen:

> Die PISA-Erhebungen 2000, 2003, 2006, 2009 und 2012 basieren auf den Kompetenzen, die von
internationalen Fachleuten für 15-jährige Schülerinnen und Schüler in Bezug auf die Schweizer Lehrpläne als
wünschenswert erachtet werden.

> 2016/17 wurde von der EDK die Überprüfung des Erreichens der Grundkompetenzen in der obligatorischen
Schule ÜGK eingeführt. Die ersten Ergebnisse wurden 2019 veröffentlicht:
https://www.fr.ch/de/bkad/news/erhebungen-edk-ausgezeichnete-ergebnisse-fuer-die-freiburger-schuelerinnen-
und-schueler. Aufgrund der Covid-19-Pandemie erfolgte die nächste Befragung für die Schülerinnen und
Schüler der 11H erst im 2023 und für die Schülerinnen und Schüler der 4H im 2024. Die Ergebnisse werden
voraussichtlich teils im Frühjahr 2025 und teils im Laufe des Jahres 2026 publiziert.

Das FOA hat inzwischen eine Zusammenstellung der Ergebnisse der kantonalen Vergleichsprüfungen für
Französisch (Hör- und Leseverstehen, Schreiben usw.) vorgenommen, die an den Orientierungsschulen jedes Jahr in
den Klassen 11H durchgeführt werden. Diese Prüfungen werden von einem kleinen Team (5–6 Französischlehrpersonen
der OS) erstellt, das jedes Jahr wechselt. Sie werden dann von etwa 15 Fachlehrpersonen für Französisch, die an den
Orientierungsschulen unterrichten, analysiert und validiert. Die Prüfungen werden nach Klassentypus und Jahr
durchgeführt. Der Inhalt der Prüfungen unterscheidet sich jedes Jahr ein wenig, sodass man nicht von einem Vergleich,
sondern eher von einem Trend sprechen kann.

Die folgende Tabelle zeigt nicht nur, dass die Ergebnisse der Schülerinnen und Schüler der 11H seit den 2010er
Jahren stabil geblieben sind, sondern auch, dass die Durchschnittsnoten relativ niedrig sind, insbesondere wenn man
die guten Ergebnisse der Schülerinnen und Schüler aus Freiburg bei den PISA- und ÜGK-Tests in der gleichen
Zeitspanne berücksichtigt:

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2018 2019 2021 2022 2023 2024

Realklasse 4,36 4,45 4,27 4,26 4,27 4,49 4,49 4,4 4,47 4,43 4,39 4,3 4,16 4,23

Sekundarklasse 4,34 4,39 4,42 4,33 4,35 4,38 4,44 4,5 4,5 4,67 4,53 4,28 4,3 4,47

Progymnasialklasse 4,74 4,53 4,51 4,54 4,54 4,55 4,51 4,49 4,56 4,57 4,54 4,43 4,53 4,54

Der Grosse Rat hat verlangt, dass das Auditteam die Massnahmen des FOA/BKAD erfasst, die den Personen im
schulischen Umfeld (Schuldirektionen, stellvertretende Schuldirektorinnen und -direktoren, Lehrpersonen) die
Möglichkeit geben soll, zu den Massnahmen Stellung zu nehmen (positive und negative Rückmeldungen), und es den
betreffenden Personen auch ermöglicht, die Wirksamkeit der Massnahmen zu beurteilen.

Die Schuldirektionen und die Leitung des FOA haben eine Liste von Massnahmen zusammengestellt. Die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des FOA konnten zu diesen Massnahmen Stellung nehmen. Die Liste befindet sich
ebenso wie die abgegebenen Stellungnahmen im Anhang.
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Das Auditteam stellt fest, dass die Option «weiss nicht / nicht betroffen» relativ häufig ausgewählt wurde: Dies kann
bedeuten, dass die Person, die den Fragebogen beantwortet hat, von der Massnahme nicht betroffen war, oder dass sie
zwar gegen die Massnahme war, aber nicht der Meinung ist, dass diese das Lernen der Schülerinnen und Schüler
negativ beeinflusst.

6.2.1 Die auf Inklusion ausgerichtete Schule

Hintergrund

Nach Ansicht des Auditteams ist die Argumentation falsch, dass die Zunahme von Problemfällen an der Regelschule
auf die inklusive Ausrichtung zurückzuführen ist (in dem Sinne, dass die Probleme durch den Transfer von
Schülerinnen und Schülern, die zuvor in Sonderklassen oder sonderpädagogischen Einrichtungen waren, in die
Regelschule verursacht werden).

Diese Zunahme ist auf weitaus tiefgreifendere und umfassendere gesellschaftliche Veränderungen zurückzuführen.

> Die Beziehung zwischen Eltern und Schule ist ein Punkt, der die Lehrpersonen belastet und unter Druck setzt.
> Das Verhältnis der Schülerinnen und Schüler zur Autorität wird in Frage gestellt. Bei einem Teil der

Lehrpersonen stehen die Disziplin der Schülerinnen und Schüler und damit ihr Verhalten im Mittelpunkt ihrer
Sorgen.

> Verhaltensprobleme ähneln manchmal den Folgen neurologischer Probleme und können sich überlagern,
vermischen und summieren.

Ergebnisse

Die Antwortenden wurden gebeten, anzugeben, was ihrer Meinung nach die positiven oder negativen Auswirkungen
der integrierenden Schule sind:

> Die Antwortmöglichkeit, welche die unterschiedlichsten Reaktionen hervorrief, lautete: «Zu viele Schülerinnen
und Schüler mit besonderem Bildungsbedarf in einer Klasse». 92% der Schuldirektionen und 94% der
Lehrpersonen wählten diese Option aus, während nur 25% der Mitglieder der Leitung des FOA sich für diese
Antwort entschieden.

> Die Antwortmöglichkeit «Senkung des allgemeinen Niveaus der Klasse – die schulischen Anforderungen nach
unten nivellieren», ein häufig gehörtes Argument, wurde von 43% der Schuldirektionen und 52% der
Lehrpersonen ausgewählt.

> Eine breite Mehrheit der Antwortenden ist der Meinung, dass «zu grosse Klassenbestände die Inklusion
erschweren» (88% stimmen dem voll und ganz zu und 10% stimmen eher zu) und dass «Die Ressourcen (Anzahl
Lektionen), die für sonderpädagogische Massnahmen bereitgestellt werden, nicht ausreichen» (73% stimmen
voll und ganz zu und 13% stimmen eher zu).

> Unter den Lösungen wurde «Team-Teaching ist eine Lösung für die Herausforderungen der inklusiv
ausgerichteten Schule» unterstützt (35% stimmen voll und ganz zu und 43% stimmen eher zu). Ebenso wurde
die Aussage «Eine Verwaltung der Gewährung von Unterstützungsmassnahmen und Ressourcen an der Schule
würde die Organisation erleichtern» befürwortet (32% stimmen voll und ganz zu und 35% stimmen eher zu;
ohne die Antwortoption «weiss nicht / keine Antwort») sind es 37% und 46%.

> Die Schulen und in geringerem Umfang (je nach Formulierung) auch die Amtsleitung unterstützen die
Anwendung von separierenden Massnahmen. Dieser Aspekt wurde in verschiedenen Gesprächen differenziert
hervorgehoben.

> Die Unterstützungsmassnahmen werden im Allgemeinen geschätzt.
> Die Einführung von Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeitern (SSA) wird im Allgemeinen geschätzt.
> Die Auswirkungen der inklusiv ausgerichteten Schule auf die Lernleistungen der Schülerinnen und Schüler

werden von 59% der Antwortenden eher negativ und von 30% der Antwortenden eher positiv gesehen.
11% wissen es nicht oder halten die Auswirkungen für neutral.

> Im Gegensatz dazu sehen 75% der Antwortenden die Auswirkungen von separierenden Massnahmen auf die
Lernleistungen der Schülerinnen und Schüler als insgesamt positiv.
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> Die niederschwelligen sonderpädagogischen Massnahmen werden von 75% der Antwortenden als positiv für die
Lernleistungen der Schülerinnen und Schüler angesehen. Für 54% der Antwortenden haben diese jedoch einen
Mehraufwand im Unterricht und für 58% einen Mehraufwand in der Verwaltung zur Folge.

> 70% der Antwortenden erachten die verstärkten sonderpädagogischen Massnahmen als positiv für die
Lernleistungen der Schülerinnen und Schüler. Allerdings haben sie für 65% der Antwortenden einen
Mehraufwand im Unterricht und für 68% einen Mehraufwand in der Verwaltung zur Folge.

Empfehlungen

Das Auditteam schlägt vor, konstruktiv und direkt darüber zu kommunizieren, welchen Anteil die Inklusion und die
gesellschaftliche Entwicklung haben (oder zu sagen, dass es unmöglich ist, dies zu unterscheiden). Diese
Entwicklung führt zu einer tiefgreifenden Veränderung der Erwartungen der Schule an die Lehrpersonen.
Möglicherweise wurden diese Erwartungen nicht ausreichend erklärt und diskutiert. Es schlägt zudem vor, den
Bedarf an separierenden Massnahmen zu analysieren.

6.2.2 Die Beurteilungen

Zusammenfassung

> Das Auditteam stellt fest, dass einige Schulen den Massnahmen im Zusammenhang mit den Beurteilungen
generell kritisch gegenüberstehen. Insbesondere der Sinn dieser Massnahmen (was sie bewirken sollen/warum
sie notwendig sind) wird nicht von allen geteilt.

> Bei diesen Fragen besteht eine Diskrepanz zwischen einigen Schulen und der Amtsleitung.
> In den Ergebnissen kommt die Uneinigkeit der Orientierungsschulen hinsichtlich der halben Noten, der

summativen Beurteilungen der Sprachkompetenz und der Semesternoten zum Ausdruck. Es lässt sich jedoch
jeweils kein Zusammenhang mit einem möglichen negativen Einfluss auf das Lernen der Schülerinnen und
Schüler herstellen.

> In den Ergebnissen ist die Unzufriedenheit der Primarschuldirektionen mit dem Schulzeugnis der Klasse 1H/2H
deutlich zu erkennen.

Ergebnisse

Die Hinweise zur Beurteilung für die Lehrpersonen werden im Allgemeinen unterschiedlich beurteilt.

Die Infragestellung bestimmter beruflicher Praktiken (Feedback, Selbsteinschätzung der Schülerinnen und Schüler)
wird von 50% der Befragten als zeitaufwändig angesehen, während 48% darin eine Kohärenz zwischen den drei
Zyklen der obligatorischen Schule sehen. 43% der Antwortenden sind der Meinung, dass der Schwerpunkt eher auf
dem Lernen liegen sollte als auf einer Beurteilung, die Schwächen bestraft. 42% der Antwortenden bedauern, dass die
Anzahl der geforderten Noten verringert wurde, da dies keine regelmässigen Standortbestimmungen mehr zulässt.

Bei der Benotung mit halben Noten1 fällt die Beurteilung der Massnahme eher negativ aus: 54% der Antwortenden
sehen darin eine Verringerung der Genauigkeit in der Beurteilung im Vergleich zu Zehntelnoten und 47% halten dies
für eine Ungerechtigkeit, da Schülerinnen und Schüler mit mehreren Punkten Differenz am Ende die gleiche Note
erhalten können, für 46% der Antwortenden ist es damit für die Schülerinnen und Schüler schwieriger, ihre
Lernfortschritte zu erkennen. Allerdings ist die Einschätzung der Auswirkungen der Massnahme auf das Lernen der
Schülerinnen und Schüler viel differenzierter: Wenn man die 30% der Antwortenden, die angaben, diese Auswirkung
nicht einschätzen zu können, ausser Acht lässt, geben 54% der Antwortenden eine positive oder neutrale Auswirkung
an, während 44% sie für negativ halten.

1 Halbe Note: Die Noten werden seit mehreren Jahren sowohl an den französisch- und deutschsprachigen Primarschulen als auch an den
deutschsprachigen Orientierungsschulen auf halbe Noten gerundet (5, 4,5 usw.). Mit den Richtlinien der BKAD, die am 1. August 2022 in
Kraft getreten sind, mussten sich auch die französischsprachigen Orientierungsschulen an den kantonalen Rahmen halten und auf die
Zehntelnoten verzichten.
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Was das Deckblatt2 betrifft, die jeder summativen Beurteilung beigefügt werden muss, ist die Bewertung eher
positiv: 58% der Antwortenden sind der Meinung, dass das Deckblatt die Transparenz gegenüber Schülerinnen und
Schülern und Eltern erhöht, 51% sehen darin eine Visualisierung der Überlegungen der Lehrperson, 49% eine
Hilfestellung für Schülerinnen und Schüler zur Verständlichkeit von Zielen und Kriterien. Die Auswirkungen dieser
Massnahme auf das Lernen der Schülerinnen und Schüler werden, wenn man den Anteil der «weiss nicht»-Angaben
ausser Acht lässt, von 41% der Antwortenden als positiv, von 53% als neutral und von 6% als negativ eingeschätzt.

Das Halbjahreszeugnis3 wird eher negativ wahrgenommen: 43% der Antwortenden sind der Meinung, dass dies die
Schülerinnen und Schüler benachteilige, da die Themen im zweiten Semester oft anspruchsvoller sind als im ersten
Semester und 40% der Antwortenden sind der Meinung, dass die Schülerinnen und Schüler im ersten Semester
weniger motiviert sind. 35% der Antwortenden sehen darin eine Stärkung der Analyse der schulischen
Standortbestimmung der Schülerinnen und Schüler am Ende jedes Semesters und ein Zeichen für die Kohärenz des
obligatorischen Unterrichts im Kanton Freiburg. Allerdings meinen 28% der Antwortenden, sie seien nicht in der
Lage, die Auswirkungen dieser Massnahme auf das Lernen der Schülerinnen und Schüler zu beurteilen. Wenn man
die «weiss nicht»-Angaben ausser Acht lässt, sagen 48% der Antwortenden, dass die Auswirkungen der Massnahme
positiv oder neutral seien und 52% meinen das Gegenteil.

Was die summative Beurteilung der Sprachkompetenz4 betrifft, äussern sich die Antwortenden mehrheitlich
negativ und führten diesbezüglich an, dass die Schülerinnen und Schüler weniger regelmässig lernen, dass bei ihnen
der Leistungsgedanken verloren gehe und dass sie kein Interesse mehr am Vokabellernen haben. Allerdings geben
46% an, dass sie nicht wissen, ob sich die Beurteilung, so wie sie durchgeführt wird, positiv oder negativ auf das
Lernen der Schülerinnen und Schüler auswirkt.

6.2.3 Konzept zur Qualitätssicherung und -entwicklung: Einige Anmerkungen

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer konnten sich zu den positiven oder negativen Auswirkungen des Konzepts zur
Qualitätssicherung und -entwicklung äussern, das nach einer Pilotphase zu Beginn des Schuljahres 2019/20
flächendeckend an den Schulen eingeführt wurde.

> Besonders die Arbeitsbelastung im Zusammenhang mit der Umsetzung des Konzepts zur Qualitätssicherung und
-entwicklung wird hervorgehoben – 73% der Antwortenden weisen darauf hin. 54% der Antwortenden gaben an,
dass das Konzept ermögliche es, auf die besonderen Bedürfnisse der Schule einzugehen, 59% sind der Meinung,
dass es die Lehrpersonenteams mit Aufgaben beschäftigt, die weit von den Bedürfnissen entfernt sind.

> Was die Auswirkungen der Umsetzung dieses Konzepts auf das Lernen der Schülerinnen und Schüler betrifft,
sagen 23% der Antwortenden, dass sie diese nicht kennen, 29% sagen, dass es positiv sei, 41% halten es für
neutral und 7% halten es für negativ.

6.2.4 Digitale Bildung: Einige Anmerkungen

> Die Antwortenden sind eher der Ansicht, dass dies «zur Erhöhung der ohnehin schon hohen Bildschirmzeit der
Schülerinnen und Schüler beitragen wird» (80%), als dass es «den Schülerinnen und Schülern die notwendige
Prävention im Zusammenhang mit Bildschirmen bieten wird» (62%) oder «die Schülerinnen und Schüler auf die
zunehmende Digitalisierung vorbereiten wird» (57%).

2 Deckblatt: Die Lehrpersonen planen ihren Unterricht auf der Grundlage der Lehrpläne und der Bedürfnisse der Schülerinnen und Schüler.
Sie legen Ziele fest, wählen Aktivitäten aus und bewerten die Lernfortschritte. Das Deckblatt der Beurteilungen hilft den Schülerinnen und
Schülern, ihre Stärken und Schwächen zu erkennen, und dient zur Information der Eltern. Es kann vor, während oder nach der
Beurteilung abgegeben werden, um das Lernen zu unterstützen.

3 Halbjahreszeugnis: Die im ersten Halbjahr des Schuljahres erzielten Ergebnisse werden ebenso wie die Ergebnisse des zweiten
Halbjahres, d. h. von Anfang Februar bis Anfang Juni, in das Schulzeugnis aufgenommen. Die Ergebnisse der beiden Halbjahre sind
unabhängig voneinander. Dieses System ist mit dem Prinzip der Durchlässigkeit vereinbar, das es guten und/oder lernschwachen
Schülerinnen und Schülern ermöglicht, während des Schuljahres den Klassentypus zu wechseln.

4 Summative, kriteriengeleitete Beurteilung der Sprachkompetenz: Dabei geht es um die Beurteilung der formalen Aspekte der Sprache:
Grammatikregeln, Rechtschreibung und Syntax.

Juin 2025 2695



17

> Wie in mehreren vorangegangenen Beispielen besteht Uneinigkeit über den Sinn der Massnahme, abgesehen von
den Überlegungen zur Arbeitsbelastung und den Auswirkungen auf das Lernen (die unserer Ansicht nach
ohnehin sehr schwer zu beurteilen sind).

> Hinsichtlich der Auswirkungen der digitalen Bildung auf das Lernen der Schülerinnen und Schüler gaben
11% an, sie nicht zu kennen, 43% gaben an, sie seien positiv, 10% meinten, sie seien neutral und 36% waren der
Meinung, sie seien negativ.

> Es sei darauf hingewiesen, dass im Sommer 2024 700 Lehrpersonen eine Ausbildung für das digitale
Bildungsmodul (Medien und Informatik) des Westschweizer Lehrplans PER absolviert hatten. Sie unterrichten
in ersten Zyklus. Die Weiterbildungen im Bereich der Digitalisierung für Lehrpersonen der nachfolgenden
Stufen sind in Vorbereitung.

6.3 Die Bedeutung einer klaren Regelung, wer was entscheidet

Das FOA ist von Verwaltungseinheiten und Institutionen umgeben, die Einfluss auf das Amt haben oder sogar in
einem hierarchischen Verhältnis zu ihm stehen und auf die es ebenfalls Einfluss hat.

> Grosser Rat (GR), der die Gesetze verabschiedet, insbesondere das Gesetz über die obligatorische Schule
(SchG).

> Staatsrat (SR), der die Reglemente, insbesondere das Ausführungsreglement zum Gesetz über die obligatorische
Schule (SchR), verabschiedet.

> Interkantonale Gremien, die gemäss der Bundesverfassung die Aufgabe haben, die Praktiken im Bereich der
Pädagogik zu harmonisieren. Dabei handelt es sich um die Schweizerische Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK) und, für den französischsprachigen Teil des Kantons, die Interkantonale
Erziehungsdirektorenkonferenz der Westschweiz und des Tessins (CIIP). So hat beispielsweise die CIIP den
Plan d'études romand (Westschweizer Lehrplan PER) sowie die Westschweizer Schulvereinbarung ratifiziert.
Auf dieser Ebene werden auch die Lehrmittel entwickelt. Das FOA ist in der CIIP vertreten: Die Personen, die
sich an den Arbeiten der CIIP beteiligen, sind in der Mehrzahl Vertreterinnen und Vertreter der Kantone.

> BKAD, vertreten durch die Staatsrätin, genehmigt und unterzeichnet die Richtlinien, die vom FOA häufig in
Zusammenarbeit mit den juristischen Beraterinnen des Generalsekretariats bzw. der Unterrichtsämter vorbereitet
werden.

Mit anderen Worten: Die Leitung des FOA ist befugt, Richtlinien zu erarbeiten und von der Staatsrätin unterzeichnen
zu lassen, die dann für die Lehrpersonen und Schuldirektionen verbindlich sind. Der Inhalt der Richtlinien muss mit
dem Reglement und dem Schulgesetz des Kantons Freiburg vereinbar sein und darf weder den Lehrplänen noch den
pädagogischen Praktiken widersprechen, die die Kantone auf Westschweizer wie auch auf Schweizer Ebene
harmonisieren wollen. Insbesondere war die Leitung des FOA dafür zuständig, über die Einführung der
Halbjahreszeugnisstruktur (der Übertritt der Schülerinnen und Schüler in nächste Klasse wird allein auf der
Grundlage der Ergebnisse des zweiten Halbjahres entschieden) und über die Vergabe von halben Noten zu
entscheiden. Sie war auch für die formelle Festlegung dieser Grundsätze in Richtlinien zuständig, die dann von der
Staatsrätin unterzeichnet wurden. Der Staatsrat beispielsweise genehmigt Reglemente und Verordnungen, die ihm
von der BKAD vorgelegt werden.

6.4 Empfehlungen

Regelmässig und proaktiv über Entscheidungsprozesse informieren: Dazu gehört nicht nur die Mitteilung der
getroffenen Entscheidungen, sondern auch der Schritte und Kriterien, die zu diesen Entscheidungen geführt haben.
Dies hilft den Akteurinnen und Akteuren vor Ort, die strategischen Ziele besser zu verstehen. Zudem erhöht dies die
Transparenz und das Vertrauen innerhalb der Organisation. Die Kommunikation sollte auch ein Rückmeldesystem
beinhalten, damit die Schulen ihre Rückmeldungen und Fragen einbringen können und ein kontinuierlicher Dialog
gewährleistet ist.

Klarheit über die Entscheidungsbefugnisse schaffen: Dies ermöglicht es den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,
genau zu erkennen, wo die Verantwortung für Entscheidungen liegt, und stärkt die Legitimität der verschiedenen
Hierarchieebenen und der getroffenen Entscheide.
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7 Es gibt keine Anzeichen dafür, dass die bildungspolitischen
Massnahmen den Anforderungen der Gesellschaft nicht gerecht
werden

—

7.1 Feststellungen

Sowohl das Amt für die Berufsbildung wie auch das Amt für Unterricht der Sekundarstufe 2

> können weder die Behauptung der Grossratsmitglieder bestätigen, dass die Bildungsstrategie des FOA die
Schülerinnen und Schüler weniger gut auf die Anforderungen der Sekundarstufe 2 oder des Berufslebens
vorbereitet,

> noch haben sie einen Rückgang des Leistungsniveaus der Schülerinnen und Schüler nach Abschluss der
obligatorischen Schulzeit festgestellt.

7.2 Hintergrund

Im Rahmen der Audit wurde gefordert, festzustellen, inwieweit die Bildungspolitik den Anforderungen der
Gesellschaft entspricht, insbesondere den Erwartungen der Mittelschulen und der für die Lernenden verantwortlichen
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber.

Gemäss Bundesverfassung (Art. 61a und 62 Abs.4) wurden die Bildungsziele für alle Kantone gleich festgelegt und
in den jeweiligen Lehrplänen Lehrplan 21, Plan d’études romand (PER) und Piano di studio konkret ausgeführt.

Weder der Kanton noch das FOA können eigenständig andere als die in der Schweiz validierten Ziele wählen. Die
Bildungsziele des PER, die entsprechenden und die allgemeinen Umsetzungsmodalitäten auf politischer Ebene
werden einvernehmlich durch die Kantone oder andernfalls durch den Mehrheitsbeschluss der Kantone, die der
Interkantonale Erziehungsdirektorenkonferenz der französischen Schweiz und des Tessins (CIIP) angehören,
beschlossen. Das Auditteam stellt fest, dass das FOA den PER umgesetzt hat und dabei gezeigt hat, dass es über ein
solides pädagogisches Konzept verfügt.

Was die Erwartungen an die Berufsbildung betrifft, so legen die für die Lernenden verantwortlichen Personen in den
Lehrbetrieben im Rahmen der Organisationen der Arbeitswelt (OdA) die Anforderungen an die Berufsausbildungen
in der Schweiz fest. Die Abstimmung zwischen den Zielen der obligatorischen Schule und denen der Berufe erfolgt
in diesem Rahmen.

Die Anforderungen für den Zugang zu den Gymnasien und Fachmittelschulen werden mit den Zielen am Ende der
obligatorischen Schulzeit abgestimmt. Die Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektorinnen und
Erziehungsdirektoren (EDK) und das Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation (SBFI) haben Organe
gebildet, welche die Bildungsziele, die in die Zuständigkeit der Kantone fallen, mit denen des Bundes koordinieren
und dabei insbesondere die gesamte Sekundarstufe 2 (die berufsbildende und die allgemeinbildende) einbeziehen.

Das Amt für Berufsbildung und das Amt für Unterricht der Sekundarstufe 2 wurden zudem um eine ausführliche
Stellungnahme gebeten. Ein Überblick über die Antworten ist unten zu finden.

7.3 Ergebnisse

> Keinerlei Anzeichen für einen Rückgang des Leistungsniveaus der Schülerinnen und Schüler am Ende der
obligatorischen Schulzeit

> Stabile Erfolgsquote bei den Abschlüssen
> Kündigungsquote für Lehrverträge stabil

Das Amt für Berufsbildung erklärt, dass die Lehrverträge von den Ausbildungsbetrieben unterzeichnet und bei Bedarf
gekündigt werden und dass die Schulnoten keine ausschlaggebende Rolle spielen.

Es stellt fest, dass die Erfolgsquote bei den EFZ, EBA und BM seit über zehn Jahren stabil ist, ebenso wie die Quote
der Vertragsauflösungen.

Juin 2025 2697



19

Das Amt für Unterricht der Sekundarstufe 2 hat festgestellt, dass die Promotionsquote der Schülerinnen und Schüler
nach dem ersten Jahr am Gymnasium und an der Fachmittelschule seit dem Schuljahr 2015/16 gesunken ist.
Allerdings ist es schwierig, daraus einen Rückgang des Leistungsniveaus der Schülerinnen und Schüler aus den
Orientierungsschulen abzuleiten, da sich in der gleichen Zeit sowohl die Zulassungsbedingungen als auch die
Promotionsbedingungen (Einführung der doppelten Kompensation) geändert haben. Der Anstieg der
Misserfolgsquote muss mit dem Anstieg der Anzahl Schülerinnen und Schüler in Bezug gesetzt werden, die ins
Gymnasium eintreten, nachdem guten Schülerinnen und Schülern der Sekundarklassen die Möglichkeit gegeben
wurde, ihre Ausbildung am Gymnasium fortzusetzen.

> Kein Vergleich mit Schülerinnen und Schülern aus anderen Kantonen möglich
> Hohes Niveau der Schülerinnen und Schüler aus Freiburg wird hervorgehoben

Was die Aussage betrifft, dass französischsprachige Schülerinnen und Schüler schlechter abschneiden als die
Schülerinnen und Schüler aus anderen Kantonen, sind weder das Amt für Berufsbildung noch das Amt für Unterricht
der Sekundarstufe 2 in der Lage zu antworten: Die Anzahl der Lernenden und Studierenden, die ihre obligatorische
Schulzeit in anderen Kantonen absolviert haben und dann ihre nachobligatorische Ausbildung in Freiburg fortsetzen, ist
zu gering, um aussagekräftige Vergleiche ziehen zu können. Die anderen Westschweizer Kantone heben hingegen
häufig das hohe Niveau der Freiburger Schülerinnen und Schüler hervor.

> Keine Feststellung eines Anstiegs der Zahl der möglichen Beschwerden von Unternehmen

Was mögliche Klagen von verschiedenen Kreisen der Sekundarstufe 2 über die Leistungen von Schülerinnen und
Schülern der obligatorischen Schule betrifft, so gibt das Amt für Berufsbildung an, dass es auf dieser Stufe keine
Zunahme gebe: Einerseits sind es die Berufsverbände, die die Lehrlinge anstellen und für die Promotionen
verantwortlich sind, andererseits haben sich die Anforderungen geändert. Denn Schulnoten werden weniger
berücksichtigt, im Vordergrund stehen die Praktika und die Softskills (die Fähigkeit, sich in jeder Situation
angemessen zu verhalten und anzupassen). Letzteres ist vielleicht der Bereich, in dem es eine Zunahme an Klagen
gibt.

7.4 Vorschlag

Sowohl laut dem Amt für Berufsbildung wie auch dem Amt für Unterricht der Sekundarstufe 2 sollte die Berufs- und
Studienberatung der Schülerinnen und Schüler verbessert werden. Beide Ämter weisen darauf hin, dass die
Organisation der deutschsprachigen Orientierungsschulen, bei denen die Klassenlehrperson die Schülerinnen und
Schüler von der 9H bis zur 11H begleiten, eine positive Rolle im Berufsfindungsprozess spielt; auch wird so ein
grösseres Interesse an der Berufsbildung geweckt. So stehen am Ende der obligatorischen Schule weniger
deutschsprachige Schülerinnen und Schüler ohne Anschlusslösung da als französischsprachige.

8 Notwendigkeit einer verstärkten und besser strukturierten Führung auf
allen Hierarchieebenen sowie einer klareren Organisation

—

8.1 Feststellungen

Das Audit hat die organisatorischen Herausforderungen des FOA aufgezeigt und zeigt Verbesserungsmöglichkeiten
auf:

> Das Auditteam stellt fest, dass aufgrund des Fokus auf die pädagogischen Aufgaben der Fokus auf die Führung
(Governance) vernachlässigt wird.

> Die Entscheidungsprozesse müssen klarer festgelegt werden.
> Die Dynamik des Wandels, die das FOA in den letzten Jahren durchlaufen hat, wurde nicht ausreichend betreut,

was zu einem Gefühl der Verwirrung führte.
> Das System wird oft missverstanden, was zu Beschwerden führt.
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> Die Leitung des FOA hat einen partizipativen Führungsstil eingeführt, der mit den aktuellen Trends einer
wertschätzenden und kollaborativen Führung übereinstimmt. Allerdings müssen die Rahmenbedingungen und
die Klarheit bei der Umsetzung verbessert werden.

> Es ist nicht richtig zu sagen, dass die Akteurinnen und Akteure im schulischen Umfeld nicht in die
Transformationsprozesse einbezogen wurden, aber es zeigt sich, dass die partizipativen Initiativen nicht zu den
gewünschten Ergebnissen geführt haben. Manchmal verstehen die Akteurinnen und Akteure vor Ort nicht,
warum ihre Meinungen nicht vollständig berücksichtigt werden.

> Der parlamentarische Auftrag spricht von einer praxisfernen Führung des FOA, aber in einigen Fällen ist die
Praxis jedoch aus Gründen, die zum Teil auf unterschiedlichen Auffassungen über die Aufgaben der Schule und
die Unterrichtsmethoden beruhen, nicht sehr offen für bestimmte Massnahmen.

> Die Schulinspektoren und Schulinspektorinnen könnten vermehrt mit Führungsinstrumenten unterstützt werden,
die ihnen helfen, die Beziehung zu den Schuldirektionen aufzubauen.

8.1.1 Stärkung der Führung, um pädagogische Projekte und Massnahmen umzusetzen

Das Auditteam stellt fest, dass die Aufmerksamkeit und die Anstrengungen in Bezug auf die pädagogischen
Aufgaben und die Führungsverantwortlichkeiten, die sich quer durch das FOA ziehen, unausgewogen sind.

Diese Tendenz, der Pädagogik auf Kosten von Führungs- und Verwaltungsaspekten einen höheren Stellenwert
einzuräumen, ist auf allen Hierarchieebenen zu beobachten. Die Meinungen über die Führung als solche sind
ebenfalls sehr geteilt. Dies könnte sich auf die allgemeine Funktionsweise und/oder das soziale Klima ausgewirkt
haben.

Eine Organisation dieser Grösse mit komplexen pädagogischen Projekten, gesellschaftlichen Herausforderungen und
einer beträchtlichen Anzahl von Akteurinnen und Akteuren, die koordiniert werden müssen, benötigt eine robuste
Führungsstruktur, die in der Lage ist, Reformen zu unterstützen und gleichzeitig eine effektive Betreuung der Teams
zu gewährleisten.

Die mangelnde Konzentration auf die Verwaltung und die Führung hat direkte Auswirkungen auf die Umsetzung der
Reformen, das Wohlergehen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und den inneren Zusammenhalt des Amtes. Die
Führung oder die Autorität im Allgemeinen wird beim FOA nicht positiv wahrgenommen: Einige Schuldirektionen,
insbesondere auf Stufe der Orientierungsschulen, akzeptieren es nicht, dass grundsätzlich das Schulinspektorat die
Aufsicht hat. Auch zur Leitung des FOA können die Beziehungen schwierig sein.

8.2 Empfehlungen

Einführung einer schrittweisen Führungsgrundausbildung: Angebot einer Führungskräfteausbildung vor der
Übernahme der neuen Funktion für alle neuen Schuldirektorinnen und Schuldirektoren sowie für alle neuen
Schulinspektoren und Schulinspektorinnen. Dabei würde es sich nicht um eine zertifizierende Ausbildung handeln
(die bereits vorgesehen ist), sondern um kurze Module, die für das FOA konzipiert werden und die sich mit den
wichtigsten Herausforderungen für die Führungskräfte des FOA befassen. Diese Module werden den Führungskräften
das Rüstzeug für eine effektive Übernahme ihrer Funktion und für die Bewältigung der ersten Herausforderungen
ihrer neuen Funktion vermitteln.

Verstärkte Präsenz der Schulinspektoren und Schulinspektorinnen vor Ort: Sie werden ermutigt, ihre Präsenz
an den Schulen zu erhöhen, indem sie die Schuldirektionen kontinuierlich begleiten und unterstützen. Diese Nähe
würde nicht nur dazu beitragen, die Realität der Schulgegebenheiten besser zu verstehen, sondern auch die
Bedürfnisse in den Bereichen Schulführung- und Verwaltung sowie Pädagogik rasch zu erkennen.

Mechanismen zur Evaluierung und Anpassung einführen: Um sicherzustellen, dass Reformen wirksam sind,
muss ein Evaluierungsmechanismus eingerichtet werden, sobald eine neue Massnahme eingeführt wird. Diese
Evaluation könnte auf qualitativen und quantitativen Indikatoren basieren, die durch Umfragen bei den Lehrpersonen
und Schuldirektionen ermittelt werden und es ermöglichen, die Massnahmen entsprechend den Rückmeldungen aus
der Praxis anzupassen.
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Widerstände und Überlastungen antizipieren: Jedes Projekt muss im Hinblick auf seine potenziellen
Auswirkungen auf die Arbeitsbelastung der Lehrpersonen und Schuldirektionen bewertet werden. Eine Beurteilung
der Risiken und der Widerstände muss bereits in der Planungsphase einbezogen werden, und es gilt Anpassungen
aufgrund von Rückmeldungen aus der Praxis vorzusehen. Es ist von entscheidender Bedeutung, dass strenge
Mechanismen zur Überwachung und Korrektur eingeführt werden. Ein Umgang mit Widerständen, seien diese
individuell oder kollektiv, ist notwendig, um die Autorität wiederherzustellen, ohne in Autoritarismus zu verfallen.

Sicherstellen, dass die Informationen verstanden werden, indem Rückmeldungen gefördert werden: Es reicht
nicht aus, Informationen zu übermitteln. Es muss auch sichergestellt werden, dass alle sie erhalten und verstanden
haben. Rückmeldungen fördern die Entwicklung einer «lernenden Organisation».

8.2.1 Klarere Organisationsstruktur, um den geäusserten Bedürfnissen gerecht zu werden

Vor allem seit der Annahme des Schulgesetzes durch den Grossen Rat im Jahr 2014 und des Reglements zu diesem
Schulgesetz im Jahr 2016 erlebt das FOA eine Dynamik des ständigen Wandels, ja sogar eine strukturelle
Umgestaltung. Die zahlreichen laufenden Projekte und Reformen lassen den Willen erkennen, die Institution an die
neuen pädagogischen, gesellschaftlichen und organisatorischen Herausforderungen anzupassen. Die Bewältigung des
Wandels stellt eine grosse Herausforderung für die Führung des Amtes dar.

Hinzu kommt, dass das FOA ein grosses Amt mit einer grossen Anzahl von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen ist,
deren Arbeitsorte über das gesamte französischsprachige Gebiet des Kantons Freiburg verteilt sind. Dies erschwert
es, eine Gesamtübersicht zu bewahren, die jedoch für eine reibungslose Führung und Verwaltung notwendig ist. In
diesem Kontext können zahlreiche Probleme auftreten: Mangelnde Koordination, ungenügende Transparenz, nicht
erkannte Konflikte zwischen den Einheiten, suboptimale Nutzung von Ressourcen, mangelnde Abstimmung
zwischen Schuldirektionen und Amtsleitung usw.

Die Leitung des FOA ist zweifellos eine sehr komplexe Aufgabe. Die Schule steht am Scheideweg einer Vielzahl von
Problemen, und selbst wenn man sich auf die eher formalen Aspekte der Leitung eines solchen Amtes konzentriert,
so muss man doch 3500 Personen direkt und indirekt führen, die über den ganzen Kanton verteilt sind und alle über
eine grosse Handlungskompetenz verfügen. Die Leitung des FOA erfordert auch die Berücksichtigung komplexer
politischer Herausforderungen, aber auch das Führen von Veränderungen und die Planung, Koordination und
Umsetzung politischer Massnahmen, die tiefgreifende Auswirkungen auf die Praxis haben können.

8.3 Das Beispiel der partizipativen Führungsgruppen

Das von der Leitung des FOA eingeführte System der partizipativen Führungsgruppen (Groupes de Gouvernance
Participative GGP)5 hat es ermöglicht, Fachpersonen zusammenzubringen, die in ihrem Bereich Einblicke und
Lösungen bieten. Dies ist in einer Organisation, in der die Hierarchie auf der Selbstständigkeit und
Entscheidungsfähigkeit der mittleren Ebenen basiert, und in komplexen Umgebungen – wie es beim FOA der Fall ist
– durchaus sinnvoll. Allerdings hat diese Vorgehensweise auch zu kontraproduktiven Ergebnissen in Bezug auf den
Zusammenhalt, die Arbeitsbelastung, die Dynamik und, was noch wichtiger ist, auf die Legitimität der Massnahmen
geführt. Die Qualität der Führung einer solchen Führungsgruppe hängt nämlich von der Person ab, die diese leitet.
Nicht alle Führungsgruppen verfolgen dasselbe Ziel, manchmal sind die Ziele der einen oder anderen
Führungsgruppe nicht klar definiert, und es wurde festgestellt, dass es eine mangelnde Koordination zwischen den
Führungsgruppen und eine fehlende Gesamtvision gibt.

5 «Groupes de Gouvernance Participative» – GGP bezeichnet die Gesamtheit aus Steuerungsgruppen (GrouPil), Arbeitsgruppen (AG),
Austausch- und Reflexionsgruppen (ARG) und Resonanzgruppen (RG). Die Steuerungsgruppen behandeln ein Thema (z. B. Beurteilung)
für die gesamte Schulzeit. Sie werden von einer Schulinspektorin oder einem Schulinspektor geleitet. Die Steuerungsgruppen setzen sich
aus Vertreterinnen und Vertreter aller Stufen (Direktion und Unterricht) und pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zusammen.
Die Arbeitsgruppen befassen sich gezielter mit einem Thema (z.B. je nach Schulstufe). Sie werden von einer pädagogischen Mitarbeiterin
oder einem pädagogischen Mitarbeiter geleitet. Die AG setzen sich aus Direktionen und Lehrpersonen der betreffenden Schulstufe
zusammen. Die Austausch- und Reflexionsgruppen (ARG) befassen sich mit spezifischen Problemstellungen und bringen Personen
zusammen, die in diesen Bereichen spezialisiert sind. Für die Resonanzgruppen wurden uns keine Beispiele genannt, mit Ausnahme
einer Steuerungsgruppe, die auch als Resonanzgruppe eingesetzt werden kann, da sie es der für das Thema zuständigen Person
ermöglicht, Rückmeldungen von Schuldirektorinnen und Schuldirektoren zu sammeln.
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8.4 Eine Dynamik des Wandels, die konsolidiert werden muss

Aus den Gesprächen geht hervor, dass die Dynamik des Wandels nicht ausreichend begleitet wurde, was zu
Verwirrung, Überschneidungen von Initiativen und einer mangelnden Abstimmung zwischen den einzelnen Projekten
geführt hat. Ausserdem bewirkte dies auch ein Unverständnis bei der Entscheidungsfindung und manchmal
Frustrationen, da die Besonderheiten der einzelnen Schulen (je nach Schulstufe, verfügbaren Ressourcen und
Standort) nicht ausreichend berücksichtigt wurden.

8.5 Empfehlungen

Ein einfaches und verständliches hierarchisches Organigramm und Funktionsorganigramme einrichten: Die
Einführung eines einfachen hierarchischen Organigramms, das an die Mitglieder des FOA verteilt wird, könnte das
Verständnis der Berichtswege und Verantwortlichkeiten erleichtern. Dieses Organigramm könnte in ein internes
Handbuch aufgenommen werden, um ein einheitliches Verständnis der Organisation zu gewährleisten.

Klärung von Zuständigkeiten zwischen Schulinspektorinnen bzw. Schulinspektoren und Schuldirektionen:
Dies ist ein Bedürfnis, das in den Gesprächen geäussert wurde. Es geht darum, einen pragmatischen Ansatz zu
entwickeln, der auf realen Situationen beruht und es ermöglicht, von Einzelfällen auf die Allgemeinheit zu schliessen
und einen klareren Rahmen zu schaffen. Zudem werden die Beteiligten an der Ausarbeitung mitwirken können.

Zentrale Projektleitung und Ernennung einer Koordinatorin oder eines Koordinators für Projekte und
partizipative Führungsgruppen (GGP): Die Projektleitung ist ein wichtiger Verbesserungspunkt, ebenso wie die
Koordination der Steuerungsgruppen. Die Verwaltungsleitung sollte eine Projektkoordinationsstelle mit
ausreichender hierarchischer Stellung schaffen, um die Bedeutung der pädagogischen Dimension auszugleichen.

Reformen priorisieren und in grösseren Abständen durchführen, um die Überlastung zu begrenzen: Um zu
vermeiden, dass sich zu viele Veränderungen gleichzeitig ereignen, empfiehlt es sich, die dringendsten Reformen zu
priorisieren und sie über einen längeren Zeitraum zu verteilen. Durch das sequenzielle Vorgehen wird den
Schuldirektionen und Lehrpersonen Zeit gegeben, sich mit jeder Reform auseinanderzusetzen und können so ihre
Anpassungsfähigkeit stärken.

Mechanismen zur Evaluierung und Anpassung einführen: Damit die Wirksamkeit der Reformen sichergestellt
werden kann, muss von Anfang an ein Evaluierungsmechanismus eingeführt werden. Diese Evaluation könnte auf
qualitativen und quantitativen Indikatoren basieren, die durch Umfragen bei den Lehrpersonen und Schuldirektionen
ermittelt werden und es ermöglichen, die Massnahmen entsprechend den Rückmeldungen aus der Praxis anzupassen.

Kommunikation zentralisieren, gezielt einsetzen und priorisieren: Manchmal ist es die Kommunikationsüberlastung,
die der Kommunikation schadet. Deshalb ist es wichtig, die Kommunikation so weit wie möglich zu zentralisieren (um
das Problem der «Kakophonie» zu vermeiden), die zu übermittelnden Informationen zu priorisieren und die
Empfängerinnen und Empfänger gezielt anzusprechen.

9 Schlussbemerkungen

—

Die Führung der öffentlichen Verwaltung des Kantons liegt in der Verantwortung des Staatsrats. Die Regierung
beabsichtigt, diese Aufgabe diese Aufgabe mit der gebührenden Sorgfalt, Dialogbereitschaft und Respekt vor den
Grundsätzen der Funktionsweise des Staates wahrzunehmen.

Die Schwere der in diesem Auftrag geäusserten Anschuldigungen löste in den Reihen der öffentlichen Verwaltung
grosse Emotionen und sogar Unverständnis aus. Deshalb hat der Staatsrat beschlossen, ein externes und
unabhängiges Audit durchzuführen, um möglichst objektive und umfassende Antworten zu erhalten.

Diese Analysearbeit verfolgte drei Ziele. Zunächst sollte die den vier Fragen des Auftrags zugrundeliegenden
Anschuldigungen beleuchtet werden. Dann sollte die Arbeitsweise des betroffenen Amtes analysiert werden, um zu
verstehen, warum und wie es zu dieser angespannten Situation gekommen ist. Schliesslich zielte der Ansatz darauf
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ab, eine Dynamik der kontinuierlichen und notwendigen Verbesserung in jeder Verwaltung zu fördern. Diese drei
Ziele wurden erreicht.

Der Staatsrat stellt fest, dass die Anschuldigungen gegen die Leitung des FOA weder aus den Gesprächen noch aus
den Antworten der rund 2000 Personen, die die Webplattform genutzt haben, zu entnehmen sind. Das heisst, die
Vorwürfe, die zur Erteilung des Auftrags am 12. Dezember 2023 geführt haben, sind unbegründet. Dass dieses
Dossier dem Grossen Rat unterbreitet wurde, zeigt jedoch, dass es Missverständnisse und Spannungen zwischen
Personen mit unterschiedlichen Interessen gibt.

Zur Veranschaulichung des angeblich von der FOA-Führung erzeugten toxischen und autoritären Klimas haben
Grossratsmitglieder die Entlassung des ehemaligen Schuldirektors der OS von La Tour-de-Trême erwähnt. Der
Staatsrat erinnert hier daran, dass die Klage dieses Schuldirektors gegen seine Entlassung vom Kantonsgericht
abgewiesen wurde. In seinem Urteil vom 8. Juli 20246 stellte das Kantonsgericht den Sachverhalt klar dar und
erläuterte die Gründe für die Entlassung. Diese Gründe haben nichts mit pädagogischen Ansichten zu tun. Die
Entscheidung der BKAD war daher mit der Gesetzgebung über das Staatspersonal vereinbar.

Trotzdem konnte das Auditteam aus diesen pädagogischen Fragestellungen heraus Schwierigkeiten und Belastungen im
Arbeitsumfeld, vor allem beim Lehrpersonal, aufzeigen. Beispielsweise wurden mit Nachdruck Bedenken hinsichtlich
der inklusiv ausgerichteten Schule geäussert. Umgekehrt zeigt die Analyse der Auswirkungen der pädagogischen
Massnahmen des FOA auf die Leistungen der Schülerinnen und Schüler gemischte, ja sogar widersprüchliche
Ergebnisse, aus denen keine eindeutigen Schlüsse gezogen werden können. Schliesslich hat die im Rahmen dieses
Audits durchgeführte Untersuchung nicht belegt, dass die bildungspolitischen Massnahmen den gesellschaftlichen
Anforderungen nicht gerecht werden oder dass das Leistungsniveau der Schülerinnen und Schüler nach Abschluss der
obligatorischen Schule gesunken ist.

Der Staatsrat stellt fest, dass die Situation, die die BKAD und die Amtsleitung des FOA im Zusammenhang mit
dieser Angelegenheit erlebt haben, seit Dezember 2023 organisatorisch nicht einfach zu bewältigen und menschlich
sehr belastend war. Die meisten Personen, die in irgendeiner Form am Audit beteiligt waren, erwarten nun eine Art
Gerechtigkeit. Es gibt Personen, die sich direkt und öffentlich angegriffen fühlen und eine Rehabilitierung erwarten.
Es gibt Personen, die noch «offene Rechnungen» haben und hoffen, dass die Konsequenzen des Auditberichts sich
auf ihre «Gegner» auswirken werden, ohne dass sie selbst aktiv werden müssen. Es gibt auch solche, die öffentlich
schwerwiegende Aussagen gegenüber der Leitung des FOA machten und über unzumutbare Situationen berichteten,
wobei diese Äusserungen und Situationen im Audit letztlich nicht gemeldet wurden. Es gibt solche, die sich nicht
direkt betroffen fühlen, aber der Meinung sind, dass das Amt, für das sie arbeiten, zu Unrecht beschuldigt wurde.
Schliesslich gibt es noch diejenigen, die noch etwas warten werden, bevor sie erneut Öl ins Feuer giessen.

Das Audit entlastet die Leitung des FOA von den Anschuldigungen, die gegen sie erhoben wurden. Gleichzeitig
werden darin Anregungen für eine organisatorische Weiterentwicklung des Amtes aufgezeigt, um seine Effizienz
insbesondere in den Bereichen Personalführung, Projektleitung, Kommunikation und Zusammenarbeit mit den
Akteurinnen und Akteuren im Bildungswesen zu steigern. Die hierarchische Organisation des FOA muss
verständlicher aufgezeigt und daher auf allen Ebenen besser kommuniziert und akzeptiert werden. Der Staatsrat
übernimmt das Gutachten des Auditteams und bestätigt die herausragende Rolle der Schulinspektorinnen und
Schulinspektoren, deren komplexe und scharnierartige Funktion gegenüber den Schulen und ihren Partnern stärker
betont werden muss.

Die Bildung ist eine der Hauptaufgaben, die in der Zuständigkeit der Kantone liegt. Der Staatsrat ist sich dieser
Verantwortung bewusst und setzt sich voll für die Bildung in Freiburg ein. Die Aufgabe der Schule besteht darin, die
Schülerinnen und Schüler dazu zu bringen, ihre Begabungen und Fähigkeiten bestmöglich zu entfalten. Diese
Aufgabe wird von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Amtes geteilt, denen der Staatsrat erneut sein Vertrauen
ausspricht. Im Sinne der Konsolidierung und auf der Grundlage der vom Auditteam gesammelten und analysierten

6 Urteil vom 8. Juli 2024 I. Verwaltungsgerichtshof:
https://publicationtc.fr.ch/?dec=b09050f9c453496485c7cb90c53ace8a&index=TC&locale=fr
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Erkenntnisse wird der Staatsrat die von der BKAD und der Leitung des FOA priorisierten Verbesserungsmassnahmen
unterstützen.

Sechs prioritäre Empfehlungen

> Zu den Belästigungs- und Mobbingsituationen, die es in einigen Schulen gibt:

Die Prävention gegen Mobbing und sexuelle Belästigung sowie die Anzeigewege stärken, damit sich die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ohne Angst vor Konsequenzen und wenn nötig auch ohne Einbezug der
Vorgesetzten äussern können.

Die Prävention bei den Eltern stärken, indem man ihnen angemessene Verhaltensweisen und Mittel zur Lösung
von Konflikten mit einer Lehrperson oder einer Schuldirektion erklärt.

Diese beiden Massnahmen tragen dazu bei, das Wohlergehen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des FOA zeitnah
zu verbessern und sie zu ermutigen, Situationen zu melden, die der Staatsrat nicht toleriert.

> Bezüglich der Interessenkonflikte, die es zu definieren gilt, um sie zu verhindern

Erstellung einer internen Ethikcharta für das gesamte FOA: Das POA wurde vom Staatsrat beauftragt, eine
Ethikcharta für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Staates zu erstellen. Die Einführung einer
Ethikcharta, die die Regeln für den Umgang mit Interessenkonflikten festlegt, wird eine unparteiische Führung
gewährleisten. Diese Charta sollte detaillierte Verfahren für die Ermittlung, Meldung und Handhabung potenzieller
Interessenkonflikte enthalten.

Verfahren für vertrauliche Meldungen einrichten: Um die Transparenz zu erhöhen und den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern die Möglichkeit zu geben, Interessenkonflikte ohne Angst vor Vergeltungsmassnahmen zu melden, wird
ein vertraulicher Meldekanal eingerichtet.

Diese beiden Massnahmen werden es den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nicht nur des FOA, sondern des
gesamten Staates ermöglichen, genau zu wissen, was unter Interessenkonflikten zu verstehen ist, was erlaubt ist und
was nicht. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können solche Konflikte einfach und direkt melden.

> In Bezug auf die zu festigende Dynamik des Wandels

Die Kompetenzprofile der Leitung des FOA bis zum 1. Januar 2026 stärken, um die Umsetzung der
Empfehlungen des Auditteams vorbereiten zu können. Dazu gehören insbesondere Kompetenzen in den Bereichen
Humanressourcen, Kommunikation und Projektmanagement.

Ein einfaches Hierarchie-Schema erarbeiten und verbreiten, damit die neue Organisation und die
Verantwortlichkeiten der einzelnen Personen besser verstanden werden.

Die Umsetzung dieser beiden Massnahmen ist eine Voraussetzung für die Umsetzung der anderen Empfehlungen des
Auditteams.

Der Staatsrat begrüsst angesichts der bisher festgestellten Sachverhalte die Anstrengungen des FOA in einem
anspruchsvollen Umfeld. Er unterstützt die Umsetzung der oben genannten prioritären Massnahmen voll und ganz. Er
wünscht sich, dass diese gemeinsame Arbeit dazu beiträgt, die Situation zu beruhigen und den Zusammenhalt und das
Vertrauen auf allen Ebenen zu stärken  im Interesse der Schülerinnen und Schüler, der Lehrpersonen, des Amtes und
aller Beteiligten im Bildungsbereich.

Der Staatsrat lädt den Grossen Rat ein, diesen Bericht zur Kenntnis zu nehmen.

Beilagen:
—
A1 Mobbing – Ergebnisse (57 Seiten) - nur auf französisch
A2 Die pädagogischen Massnahmen – Ergebnisse (119 Seiten) - nur auf französisch
A3 Liste der pädagogischen Massnahmen- nur auf französisch
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Photo n° 1: Charpentes détériorées 1 

 

 
  Photo n° 2 : Poutres sectionnées et statique affaiblie 1 

 
Photo n°3: escalier intérieur en molasse altéré 1 

Juin 2025 2711















Pr
oj

et
 d

u 
13

.0
5.

20
25

1

D
éc

re
t r

el
at

if 
à 

l'o
ct

ro
i d

'u
n 

cr
éd

it 
d'

en
ga

ge
m

en
t

co
m

pl
ém

en
ta

ir
e 

po
ur

 l'
as

sa
in

is
se

m
en

t i
m

pé
ra

tif
 e

t u
rg

en
t

de
s b

ât
im

en
ts

 à
 la

 r
ou

te
 d

'H
um

ili
m

on
t 3

0 
et

 6
0,

 à
 M

ar
se

ns
D

eu
xi

èm
e 

ét
ap

e 
ur

ge
nt

e

du
 ..

.

A
ct

es
 c

on
ce

rn
és

 (n
um

ér
os

 R
SF

):
N

ou
ve

au
:

M
od

ifi
é(

s)
:

A
br

og
é(

s)
:

Le
 G

ra
nd

 C
on

se
il 

du
 C

an
to

n 
de

 F
ri

bo
ur

g

V
u 

la
 lo

i d
u 

25
 n

ov
em

br
e 

19
94

 su
r l

es
 fi

na
nc

es
 d

e 
l'E

ta
t (

LF
E)

;
V

u 
le

 d
éc

re
t d

u 
8 

se
pt

em
br

e 
20

23
 r

el
at

if 
à 

l'o
ct

ro
i d

'u
n 

cr
éd

it 
d'

en
ga

ge
m

en
t

po
ur

 l'
as

sa
in

is
se

m
en

t i
m

pé
ra

tif
 et

 u
rg

en
t d

es
 b

ât
im

en
ts

 à
 la

 ro
ut

e 
d'

H
um

ili
m

on
t

30
 e

t 6
0,

 à
 M

ar
se

ns
 (R

O
F 

20
23

_0
71

);
V

u 
le

 m
es

sa
ge

 2
02

5-
D

IM
E-

71
 d

u 
C

on
se

il 
d'

Et
at

 d
u 

13
 m

ai
 2

02
5;

Su
r l

a 
pr

op
os

iti
on

 d
e 

ce
tte

 a
ut

or
ité

,

D
éc

rè
te

:

I.

A
rt

.  
1

1  U
n 

cr
éd

it 
d'

en
ga

ge
m

en
t a

dd
iti

on
ne

l a
u 

cr
éd

it 
al

lo
ué

 p
ar

 le
 G

ra
nd

 C
on

se
il 

le
8 

se
pt

em
br

e 
20

23
 (

RO
F 

20
23

_0
71

) d
'u

n 
m

on
ta

nt
 d

e 
2'

93
3'

00
0 

fr
an

cs
 e

st
 o

u-
ve

rt 
au

pr
ès

 d
e 

l'A
dm

in
is

tra
tio

n 
de

s f
in

an
ce

s e
n 

vu
e 

du
 fi

na
nc

em
en

t d
es

 tr
av

au
x

né
ce

ss
ai

re
s 

à 
la

 ré
al

isa
tio

n 
de

 la
 p

re
m

iè
re

 é
ta

pe
 d

e 
l'a

ss
ai

ni
ss

em
en

t i
m

pé
ra

tif
et

 u
rg

en
t d

es
 b

ât
im

en
ts

 p
er

m
et

ta
nt

 d
e 

ga
ra

nt
ir 

la
 s

éc
ur

ité
 d

es
 u

til
is

at
eu

rs
 e

t l
a

co
ns

er
va

tio
n 

de
sd

its
 b

ât
im

en
ts

.

2

A
rt

.  
2

1  U
n 

no
uv

ea
u 

cr
éd

it 
d'

en
ga

ge
m

en
t d

'u
n 

m
on

ta
nt

 d
e 

3'
80

0'
00

0 
fr

an
cs

 e
st

 o
uv

er
t

au
pr

ès
 d

e 
l'A

dm
in

is
tra

tio
n 

de
s f

in
an

ce
s e

n 
vu

e 
du

 fi
na

nc
em

en
t d

e 
la

 ré
al

is
at

io
n

de
 la

 d
eu

xi
èm

e 
ét

ap
e 

de
 l'

as
sa

in
is

se
m

en
t s

om
m

ai
re

 d
es

 b
ât

im
en

ts
 p

er
m

et
ta

nt
de

 re
nd

re
 le

s d
eu

x 
bâ

tim
en

ts
 e

xp
lo

ita
bl

es
 à

 m
oy

en
 te

rm
e.

A
rt

.  
3

1  L
es

 c
ré

di
ts

 d
e 

pa
ie

m
en

t n
éc

es
sa

ire
s 

se
ro

nt
 p

or
té

s 
au

x 
bu

dg
et

s 
an

nu
el

s 
so

us
le

 c
en

tre
 d

e 
ch

ar
ge

 B
A

TI
 3

85
0 

/ 5
04

0.
00

2 
«a

m
én

ag
em

en
t d

'im
m

eu
bl

es
»,

 e
t

ut
ili

sé
s 

co
nf

or
m

ém
en

t 
au

x 
di

sp
os

iti
on

s 
de

 l
a 

lo
i 

su
r 

le
s 

fin
an

ce
s 

de
 l

'E
ta

t
(L

FE
).

A
rt

.  
4

1  L
es

 d
ép

en
se

s 
pr

év
ue

s 
à 

l'a
rti

cl
e 

1 
et

 2
 s

er
on

t a
ct

iv
ée

s 
au

 b
ila

n 
de

 l'
Et

at
, p

ui
s

am
or

tie
s c

on
fo

rm
ém

en
t à

 l'
ar

tic
le

 2
7 

LF
E.

A
rt

.  
5

1  L
e 

co
ût

 d
es

 tr
av

au
x 

es
t e

st
im

é 
su

r 
la

 b
as

e 
de

 l'
in

di
ce

 s
ui

ss
e 

de
s 

pr
ix

 d
e 

la
co

ns
tru

ct
io

n 
(I

SP
C

) a
rr

êt
é 

en
 o

ct
ob

re
 2

02
4 

et
 é

ta
bl

i à
 1

14
,3

 p
oi

nt
s d

an
s l

a 
ca

-
té

go
rie

 «
R

én
ov

at
io

n,
 tr

an
sf

or
m

at
io

n
 E

sp
ac

e 
M

itt
el

la
nd

» 
(b

as
e 

oc
to

br
e 

20
20

= 
10

0 
pt

s)
.

2  L
e 

cr
éd

it 
d'

en
ga

ge
m

en
t c

om
pl

ém
en

ta
ire

 se
ra

 m
aj

or
é 

ou
 ré

du
it 

en
 fo

nc
tio

n:
a)

 
de

 l'
év

ol
ut

io
n 

de
 l'

in
di

ce
 c

i-d
es

su
s s

ur
ve

nu
e 

en
tre

 la
 d

at
e 

d'
ét

ab
lis

se
m

en
t

du
 d

ev
is

 e
t c

el
le

 d
e 

l'o
ffr

e;
b)

 
de

s a
ug

m
en

ta
tio

ns
 o

u 
de

s d
im

in
ut

io
ns

 o
ff

ic
ie

lle
s d

es
 p

rix
 su

rv
en

ue
s e

nt
re

la
 d

at
e 

de
 l'

of
fr

e 
et

 c
el

le
 d

e 
l'e

xé
cu

tio
n 

de
s t

ra
va

ux
.

II
.

Au
cu

ne
 m

od
ifi

ca
tio

n 
d'

ac
te

s d
an

s c
et

te
 p

ar
tie

.

II
I.

Au
cu

ne
 a

br
og

at
io

n 
d'

ac
te

s d
an

s c
et

te
 p

ar
tie

.

IV
.

Le
 p

ré
se

nt
 d

éc
re

t n
'es

t p
as

 so
um

is
 a

u 
ré

fé
re

nd
um

 fi
na

nc
ie

r.

2718 Juin 2025



3

Il 
en

tre
 e

n 
vi

gu
eu

r d
ès

 s
on

 a
do

pt
io

n.

Juin 2025 2719





 

2 

3.4 Finanzierung des Projekts 11 
4 Provisorischer Zeitplan 11 
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> Arbeiten an der Netzinfrastruktur: 

> Entkopplung der Gebäudeinfrastrukturen, die derzeit von den Nachbargebäuden des FNPG abhängig sind, 
durch eine neue Stromversorgung, einen neuen Anschluss an das Fernwärmenetz und eine neue 
Trinkwasserversorgung. 

 
Foto Nr. 1: Beschädigte Traggerippe 

 
Foto Nr. 2: Durchtrennte Unterträger, geschwächte Statik 
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Foto Nr. 3: Verwitterte Innentreppe aus Sandstein 

 
Foto Nr. 4: Verwitterter Fensterrahmen aus Sandstein, asbesthaltige Fugen 
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Commission de conciliation en matière de bail du district de la Sarine 

Président-e  

Avec ordre de priorité  
1. Sophie Sarah Dumartheray 
2. Antonin Charrière, Laurence Francine Fontana Jungo et Maude Roy Gigon (à égalité selon 

ordre alphabétique) 

Eligible : Sarah Luisier 

 

 

Tribunal pénal des mineurs 

Assesseur-e  

Gionata Carmine 

Eligibles : Renate Bartosch Krauskopf, Stéphanie Dénervaud, Muriel Frésard Pousaz, Catherine Hayoz, 
David Neuhaus, André-Eric Tenthorey (à égalité selon ordre alphabétique) 

 

 

Tribunal pénal économique 

Assesseur-e 

Avec ordre de priorité 
1. Bastien Piller 
2. Yves Pasquier  

Eligibles : Roxane Elsa Alice Guglielmetti, Jürg Jost, Christine Varone (à égalité selon ordre 
alphabétique) 
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Justice de paix de la Singine 

Assesseur-e (scolaire, pédagogique, social ou psychologie) 

Avec ordre de priorité 
1. Katja Lüthi 
2. Andrea Högger, Jonas Marty (à égalité selon ordre alphabétique) 

Eligibles : Beatrice Blaser Moser, Dylan Marc Porchet (à égalité selon ordre alphabétique) 

 

 

Justice de paix du Lac 

Assesseur-e (psychologie, santé, pédagogie) 

Avec ordre de priorité 
1. Linda Zimmermann 
2. Simone Angehrn, Eva Maria Domitner, Jonas Marty (à égalité selon ordre alphabétique) 
 
Eligibles : Patrick Häfliger, Sonja Süess, Aline Wälti (à égalité selon ordre alphabétique) 
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Stellungnahme zuhanden des Grossen Rates betreffend die 
Wahl in richterliche Funktionen 

�²  

vom 28. Mai 2025 �± Session 06.2025 

      

 

Conseil de la magistrature CM 
Justizrat JR 



 

1 

�,�Q�K�D�O�W�V�Y�H�U�]�H�L�F�K�Q�L�V 

�²  

Einleitung 3 

1 Kantonsrichter/in 100% (Ref. 8825) 4 

2 Ersatzrichter/innen beim Kantonsgericht (Ref. 8827) 6 

3 Friedensrichter/in 70% beim Friedensgericht des Greyerzbezirks (Ref. 8848) 8 

4 Präsident/in der Schlichtungskommission für Mietsachen des Saanebezirks (Ref. 8752) 10 

5 Beisitzer/in beim Jugendstrafgericht (Ref. 8963) 12 

6 Beisitzer/in beim Wirtschaftsstrafgericht (Ref. 8820) 15 

Juin 2025 2775



 

Stellungnahme/GR/28.05.2025 

2 

 

7 Beisitzer/in beim Bezirksgericht des Greyerzbezirks (Ref. 8633) 17 

8 Beisitzer/in (Arbeitnehmer/innenvertretung beim Arbeitsgericht des Glânebezirks (Ref. 
8988) 25 

9 Beisitzer/in (psychische Gesundheit) beim Friedensgericht des Greyerzbezirks 
(Ref. 8791) 26 

10 Beisitzer/in (Bereich Schule, Pädagogik, Soziales, Psychologie) beim Friedensgericht 
Sense (Ref. 8815) 28 

11 Beisitzer/in (Psychologie/Gesundheit/Pädagogik) beim Friedensgericht See (Ref. 8688) 30 

Zusammenfassung der Kandidaturen mit positiver Stellungnahme 32 
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	00_faux_titre
	01_contenu

